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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 a bis 3 c auf:

a) Abgabe einer Erklärung durch die Bundesregie-
rung zum Europäischen Rat in Brüssel am
12./13. Dezember 2003 

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für die Angelegenheiten
der Europäischen Union (20. Ausschuss)

– zu dem Antrag der Fraktionen der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN

Die Errungenschaften des Konvents si-
chern – das europäische Verfassungsprojekt
erfolgreich vollenden

– zu dem Antrag der Abgeordneten Peter Hintze,
Michael Stübgen, Peter Altmaier, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der CDU/CSU

Für eine zügige Regierungskonferenz über
die EU-Verfassung

– zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Peter
Gauweiler, Klaus Hofbauer, Dr. Gerd Müller,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der
CDU/CSU

Gottesbezug im europäischen Verfassungs-
vertrag

– zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Werner
Hoyer, Rainer Brüderle, Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger, weiterer Abgeordneter und
der Fraktion der FDP

Preisstabilität als Ziel im EU-Verfassungs-
vertrag festschreiben – Unabhängigkeit der
Europäischen Zentralbank sichern

– Drucksachen 15/1878, 15/1694, 15/1695,
15/1801, 15/2188 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Michael Roth (Heringen)
Peter Altmaier
Anna Lührmann
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 

c) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wirtschaft und Arbeit
(9. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten
Dr. Werner Hoyer, Rainer Brüderle, Daniel Bahr
(Münster), weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der FDP

Daseinsvorsorge nicht gegen Wettbewerb aus-
spielen

– Drucksachen 15/1712, 15/2183 –

Berichterstattung:
Abgeordnete Doris Barnett

Über den Antrag der Fraktion der CDU/CSU mit dem
Titel „Gottesbezug im europäischen Verfassungsvertrag“
werden wir später namentlich abstimmen.

Zur Regierungserklärung liegt ein Entschließungsan-
trag der Fraktion der FDP vor.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache im Anschluss an die Regierungserklä-
rung zwei Stunden vorgesehen. – Ich höre keinen Wider-
spruch. Dann ist so beschlossen.

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung hat
der Bundesminister des Auswärtigen, Joschka Fischer. 

Joseph Fischer, Bundesminister des Auswärtigen: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Europa

steht vor einer der wichtigsten Weichenstellungen seiner
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jüngeren Geschichte. In nur fünf Monaten, am 1. Mai
des kommenden Jahres, wird unser Kontinent mit dem
Beitritt von zehn neuen Mitgliedern zur Europäischen
Union friedlich geeint. Gleichzeitig befinden wir uns
– dies ist eine der Konsequenzen dieses historischen Er-
eignisses – in einer entscheidenden Phase der Reform-
diskussion. Vor diesem Hintergrund gewinnt der morgen
beginnende Europäische Rat eine besondere Bedeutung. 

Frau Präsidentin, lassen Sie mich gleich zu Beginn
meiner Rede der italienischen Ratspräsidentschaft, die
den Europäischen Rat vorbereitet hat – dies war weiß
Gott eine schwierige Arbeit und es wird noch schwieri-
ger, den Rat zum Erfolg zu führen –, ausdrücklich dan-
ken. Die italienische Präsidentschaft hat eine vorzügli-
che Arbeit geleistet. Mit großer Umsicht und viel
Geschick hat sie in den letzten sechs Monaten die Dis-
kussion um den Verfassungsentwurf gesteuert. Wie ich
schon sagte: Dies ist wirklich keine leichte Aufgabe. 

Ein historischer Rückblick zeigt: Das Ergebnis von
Maastricht 1991 war die historische Antwort Europas
auf die deutsche Einheit. Dieser Vertrag zur Wirtschafts-
und Währungsunion hat Europa entscheidend vorange-
bracht. Die nachfolgenden Regierungskonferenzen in
Amsterdam und Nizza konnten sich daran jedoch leider
nicht messen. Sie haben nicht die notwendigen Antwor-
ten gefunden, um die Einheit Europas wirklich herbeizu-
führen. Aus dieser Erfahrung heraus können wir uns,
kann sich Europa jetzt ein zweites Nizza nicht leisten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Die Konsequenz aus Nizza war die Einberufung eines
Konvents; zum ersten Mal wurde ein Konvent einberu-
fen. Der Konvent setzte sich zusammen aus nationalen
und europäischen Parlamentariern, aus Regierungsver-
tretern und Vertretern der Europäischen Kommission; er
war gewissermaßen das institutionelle Viereck der Staa-
ten und Bürger in der Union. 

In einer öffentlichen Debatte wurde ein Verfassungs-
entwurf ausgearbeitet, von dem man sagen kann, dass er
in der Tat alles andere als minimalistisch ist. Dieser Ver-
fassungsentwurf des Konvents hat die Voraussetzungen
dafür geschaffen, die Einheit Europas zu vollenden. Als
Mitglied des Konvents gestatten Sie mir eine kurze per-
sönliche Anmerkung: Je länger der Abstand zum Kon-
vent selbst ist, desto mehr begreife ich, was die Mitglie-
der, vor allem aber was das Präsidium, angeführt von
Präsident Giscard d’Estaing, von Guiliano Amato und
Jean-Luc Dehaene, tatsächlich geleistet haben. Ich
möchte ihnen hier meinen allergrößten Respekt ausspre-
chen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Die Bundesregierung hat sich von Anfang an dafür
ausgesprochen, diesen historischen Gesamtkompromiss,
den der Konvent erreicht hat, während der Regierungs-
konferenz nicht wieder aufzuschnüren. Es geht jetzt da-
rum, zu verhindern, dass die Mitgliedstaaten hinter die-
sen ehrgeizigen Entwurf des Konvents zurückfallen.
Eine Rückkehr zu den Ergebnissen von Nizza bedeutete
unweigerlich, dass ein gesamteuropäischer Integrations-
prozess auf Dauer politischen Schaden nehmen würde.
Fast zwangsläufig würde damit die Entwicklung eines
Europas der unterschiedlichen Geschwindigkeiten und
Kerne vorgezeichnet.

Ich möchte nochmals unterstreichen: Hierbei handelt
es sich nicht um Taktiken oder Drohungen. Es sind viel-
mehr die Konsequenzen, die sich aus einer erweiterten
Union ergeben, wenn das institutionelle Gefüge, wenn
die Entscheidungsmechanismen und wenn die demokra-
tische Transparenz nicht in dem Maße gegeben sind, wie
es der Problemdruck, aber auch das Verständnis, das die
Bürgerinnen und Bürger zu Recht erwarten, erfordern.
Deswegen soll man den Boten für die Botschaft nicht
verantwortlich machen. Problemlösungen warten nicht
und aus diesem Grunde werden wir alles tun, damit sich
hier nicht andere Wege auftun. Deswegen verteidigen
wir den Entwurf des Konvents.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Ich will nicht darum herumreden: Vor dem anstehen-
den europäischen Rat befindet sich die Regierungskon-
ferenz in einer ihrer schwierigsten Phasen. Ob wir in
den kommenden Tagen zu einem positiven Ergebnis
kommen werden, ist – das ist jetzt keine diplomatische
Formulierung, keine Floskel – in der Tat offen. Unsere
Haltung ist daher: Wenn sich beim Rat in Brüssel zeigen
sollte, dass die Bereitschaft zu den erforderlichen Inte-
grationsfortschritten in der Union der 25 noch nicht da
ist, dann sollten wir besser weiter verhandeln. Kein Er-
gebnis in diesem Jahr ist unseres Erachtens deutlich bes-
ser als ein schlechtes Ergebnis, das die Arbeit an der
Vollendung Europas über Jahre verzögern oder gar be-
hindern würde.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Der strittigste und für die Bundesregierung wichtigste
Punkt bleibt die Einführung der doppelten Mehrheit.
Dabei unterstützen wir nachdrücklich den Vorschlag des
Konvents. Warum? Die doppelte Mehrheit gewährleistet
einen fairen Interessenausgleich zwischen den Großen
und Kleinen innerhalb der Union. Sie ist eine wichtige
Grundlage für einen handlungsfähigen Rat; denn sie ver-
ringert ganz erheblich – das ist der entscheidende
Punkt – die Blockademöglichkeiten. Das gilt – auch das
sei hinzugefügt – selbstverständlich auch für die bisher
existierende Blockademinderheit der Nettozahler. 

Schließlich spiegelt die doppelte Mehrheit wie kein
anderes Element die zweifache Natur der Europäi-
schen Union wider: die Union der Staaten und die
Union der Bürger. Die Staatenmehrheit unterstreicht
die Gleichberechtigung aller Mitglieder. Jeder Mit-
gliedstaat hat eine Stimme, und zwar unabhängig da-
von, ob es der kleinste Mitgliedstaat in der erweiterten
Union, Malta, sein wird oder der bevölkerungs-
reichste, die Bundesrepublik Deutschland. Wenn wir
die doppelte Mehrheit beschließen, wird deshalb auch
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künftig keine Entscheidung in Europa ohne die Mit-
gliedstaaten getroffen werden. 

Das zusätzliche Erfordernis einer Mehrheit der Uni-
onsbürger verwirklicht ein zentrales Prinzip, das in jeder
Demokratie als selbstverständlich gilt: ein Bürger – eine
Stimme. Die Gleichheit der Staaten und die Gleichheit
der Bürger sind das Grundprinzip dieser doppelten
Mehrheit. Erst die Kombination beider Elemente, der
Mehrheit der Staaten und der Mehrheit der Bürger, ver-
deutlicht den besonderen Charakter der Union als Staa-
ten- und Bürgerunion. 

Zugleich wird der entscheidende Kompromiss, der
diese Union bei jeder einzelnen Entscheidung prägen
wird, nämlich der Kompromiss zwischen den Interessen
der großen und der kleinen Mitgliedstaaten, zum Grund-
prinzip bei allen Entscheidungen: In der ersten Abstim-
mung – Gleichheit der Staaten – werden die kleinen und
die großen Staaten gleichberechtigt sein. Bei einem Ver-
hältnis von sechs großen zu 19 kleinen Staaten in der er-
weiterten Union – das ist völlig klar – wird es bei dieser
Abstimmung ein Schwergewicht der kleinen Mitglied-
staaten und ihrer Interessen geben. 

Das wird mit der zweiten Abstimmung ausgeglichen,
bei der die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger zählt.
Dort haben selbstverständlich die sechs großen Mitglied-
staaten das stärkere Gewicht. Da beide Abstimmungen
bei diesem Abstimmungsprinzip der doppelten Mehrheit
gleichberechtigt nebeneinander stehen, ist der Zwang
zum Kompromiss bei maximaler Transparenz und Ver-
ständlichkeit dieser Abstimmung für die Bürger gege-
ben.

Wenn man das gegen das Prinzip von Nizza stellt,
wird man begreifen, warum die doppelte Mehrheit auf
Gestaltungsmehrheiten gründet, das Prinzip von Nizza
aber als intransparentes Prinzip tatsächlich auf Blocka-
deminderheiten gründet. Das würde die erweiterte
Union meines Erachtens auf Dauer nicht aushalten. Eine
Rückkehr zu dem Prinzip von Nizza mit seiner intrans-
parenten und deshalb wenig demokratischen und schwer
vermittelbaren Stimmengewichtung würde nach unserer
Meinung ein Scheitern der Regierungskonferenz bedeu-
ten.

Die erweiterte Union wird ohne Zweifel starken zen-
trifugalen Kräften ausgesetzt sein. Sie ist daher auf eine
effiziente und durchsetzungsfähige Kommission ange-
wiesen, die die Gemeinschaftsinteressen vertritt und sie
zum Nutzen aller voranbringt. Dies liegt besonders im
Interesse der kleinen Mitgliedstaaten. 

Die Bundesregierung befürwortet daher weiterhin
und nachdrücklich eine Verkleinerung der Kollegiums
bei gleichberechtigter Rotation zwischen den Mitglied-
staaten. Einige Mitgliedstaaten, besonders auch die
neuen, messen einem eigenen Kommissar allerdings
eine hohe, um nicht zu sagen: sehr hohe Bedeutung bei.
In ihren Augen würde ein solcher nationaler Kommissar
helfen, die Legitimität der Unionspolitik zu Hause zu
stärken.

In dieser Diskussion dürfen allerdings zwei Dinge
nicht vergessen werden: Zum einen wird die Kommis-
sion laut Verfassungsentwurf künftig ihre Legitimität
stärker und direkter von den Bürgerinnen und Bürgern
beziehen; denn sie nehmen – das ist einer der wichtigen
Fortschritte im Verfassungsentwurf – über die Wahlen
zum Europäischen Parlament Einfluss auf die Bestim-
mung des Kommissionspräsidenten. Zum anderen war
die perspektivische Verkleinerung der Kommission die
Grundlage des Verzichts der großen Länder auf einen
zweiten Kommissar in Nizza. 

Größere Kontinuität des Handelns der Europäischen
Union soll auch durch einen hauptamtlichen Präsiden-
ten des Europäischen Rates garantiert werden. Das ist
eine weitere zentrale Neuerung des Verfassungsent-
wurfs. Dieser neue Präsident wird nicht mehr Kompe-
tenzen als der bisherige Vorsitzende bekommen. Hier
kommt der Konventsentwurf den Kritikern entgegen.
Seine Aufgaben werden klar von denen des Kommis-
sionspräsidenten und des europäischen Außenministers
abgegrenzt. Es ist eine Position, für die die Bundesregie-
rung entschieden eingetreten ist, und die Diskussion in
der Regierungskonferenz hat gezeigt, dass es hier mitt-
lerweile einen belastbaren Konsens gibt.

Außerdem wurde im Präsidentschaftskompromiss
eine weitere wichtige Forderung der kleineren Mitglied-
staaten berücksichtigt: die Beibehaltung der Rotation
des Vorsitzes im Rahmen von Teampräsidentschaften
bei den Spezialräten. Gerade die turnusmäßige Über-
nahme der Verantwortung für die Arbeit der Union ist
für viele Mitgliedstaaten, vor allen Dingen für die neuen
Mitgliedstaaten, ein wichtiges Element für die Identifi-
kation mit Europa und für die Integration in die europäi-
schen Strukturen.

Die Bundesregierung begrüßt darüber hinaus die Ent-
schlossenheit des italienischen Vorsitzes, die konkrete
Umsetzung der Rotation des Vorsitzes einem Beschluss
des Europäischen Rates zu überlassen und damit sekun-
därrechtlich zu regeln. Dieser könnte schnell und ohne
weitere mit Ratifikationsverfahren verbundene Vertrags-
veränderungen angepasst werden.

Meine Damen und Herren, wir unterstützen nach-
drücklich die im Verfassungsentwurf in vielen Bereichen
vorgesehene Stärkung des Europäischen Parlaments.
Auch dies ist im Verfassungsentwurf ein ganz wichtiger
Schritt nach vorne.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Das gebietet unser großes Interesse an einer wirklich eu-
ropäischen Demokratie. 

All das mag jetzt nüchtern klingen. Aber es wird Aus-
wirkungen haben. Denn wenn dieser Vertragsentwurf
angenommen wird, werden dies die entscheidenden Fra-
gen sein. Gerade für den Bundestag ist der Punkt, den
ich jetzt anspreche – auch wenn er trocken daher-
kommt – sehr wichtig. So soll das Mitentscheidungsver-
fahren, in dem das Europäische Parlament mit dem Rat
gleichberechtigt beschließt, zum Regelgesetzgebungs-
verfahren werden. Die Bundesregierung ist sich darüber
im Klaren, welch sensible Angelegenheit dies auch für
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das Verhältnis zwischen Europäischem Parlament und
Bundestag tatsächlich ist.

In Bezug auf das künftige Haushaltsverfahren müssen
wir eine akzeptable Lösung finden. Der Konventsent-
wurf sieht hier das Letztentscheidungsrecht des Europäi-
schen Parlaments vor. Dazu gibt es im Europäischen Rat,
in dem die nationalen Regierungen vertreten sind, erheb-
lichen Widerspruch. Aber ich denke, wir sind auf gutem
Wege. Die italienische Präsidentschaft wird hierzu einen
interessanten Vorschlag machen, der sich im Wesentli-
chen an der Struktur des Mitentscheidungsverfahrens
orientiert und sowohl den Europäischen Rat als auch das
Europäische Parlament berücksichtigt, wenn es um das
Haushaltsverfahren geht, also um die Entscheidung: Wer
bestimmt letztendlich, wie viel Geld in Europa ausgege-
ben wird? Dies muss, wie es auch beim normalen Ge-
setzgebungsverfahren der Fall ist, den Zwang zum Kom-
promiss beinhalten. Wir hielten einen solchen Vorschlag
für eine gute Lösung, ohne dass es hierbei zu einem ein-
gebauten konstitutionellen Konflikt zwischen dem Rat
und dem Parlament kommt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Meine Damen und Herren, in der Debatte in Deutsch-
land wurde in diesem Zusammenhang immer wieder die
Kompetenzfrage in den Vordergrund gestellt. Dies taten
vor allen Dingen die Bundesländer – an erster Stelle das
Bundesland Bayern, aber auch andere – sowie die Oppo-
sition, insbesondere die Union. Dabei – auch dies kommt
relativ trocken bzw. juristisch daher, ist aber für den All-
tag von entscheidender Bedeutung – ist auch die dahinter
stehende Frage zu beantworten: Wer macht was in Eu-
ropa bzw. in der Europäischen Union?

(Michael Glos [CDU/CSU]: Genau!)

So sieht der Entwurf eine klarere Kompetenzabgren-
zung – dafür hat sich die Bundesregierung zusammen
mit den Ländern sehr eingesetzt – und die Stärkung von
Kontrollmechanismen vor. Gerade – das ist für mich ein
weiterer zentraler Punkt – in Bezug auf die Stärkung der
Subsidiaritätskontrolle haben wir alle gemeinsam in-
tensiv um einen Konsens gekämpft. Das heißt im Klar-
text, dass jede europäische Entscheidung daraufhin zu
überprüfen ist, ob sie tatsächlich auf europäischer Ebene
getroffen werden muss oder ob es nicht besser wäre,
wenn sie in nationaler oder regionaler Kompetenz ver-
bleiben würde, also in den einzelnen Mitgliedstaaten ge-
troffen würde. Die Subsidiaritätskontrolle ist im neuen
Verfassungsentwurf enthalten, und zwar nicht nur in
Form eines Obersatzes, sondern in der Tat als eine di-
rekte Regelung. Ich denke, damit gewinnen die nationa-
len Parlamente in der erweiterten Union und in ihren In-
stitutionen an Bedeutung und spielen eine ganz
besondere Rolle, die sie dann auch wahrnehmen müssen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Das heißt, dass die Parlamente der Mitgliedstaaten
– gestatten Sie mir, dass ich mich besonders an die Ab-
geordneten wende – schon in der Vorbereitungsphase ei-
nes Gesetzgebungsaktes durch die Kommission syste-
matisch und zeitig unterrichtet werden. Anschließend
besteht die Möglichkeit, zu jedem Vorschlag Stellung zu
nehmen. Ich glaube, es ist sehr wichtig, dass das Parla-
ment nicht erst, wenn eine Entscheidung bereits auf dem
Weg ist, gefragt wird, ob sie tatsächlich zum Subsidiari-
tätsansatz passt, dass also nicht nur das, was in Europa
beschlossen werden muss, auch auf europäischer Ebene
und der Rest in den Mitgliedstaaten entschieden wird,
sondern dass hier ein Frühwarnmechanismus besteht,
durch den die nationalen Parlamente rechtzeitig genug,
bereits wenn ein solches Verfahren beginnt, eingeschal-
tet werden. 

Darüber hinaus können die nationalen Parlamente vor
dem EuGH Klage erheben. Ich betone bewusst: Nicht
nur die Vielzahl der nationalen Parlamente der einzelnen
Mitgliedstaaten besitzen ein Klagerecht, sondern zum
Beispiel auch das zweite Parlament der Bundesrepublik
Deutschland, der Bundesrat. Das war für die Länderver-
treter von großer Bedeutung. Auch dem Ausschuss der
Regionen soll künftig diese Möglichkeit zustehen.

Diese Fortschritte werden – das ist heute bereits ab-
sehbar – auf der Regierungskonferenz nicht infrage ge-
stellt werden. Damit wird dem Interesse des Bundestags
wie auch der deutschen Länder voll entsprochen. 

Daneben wird sich die Bundesregierung weiterhin für
die Präzisierung der Daseinsvorsorge und der Koordinie-
rung im Bereich der Sozialpolitik einsetzen. Wir wissen,
dass dies besonders für die Bundesländer von Bedeutung
ist. Auch hier zeichnet sich aufgrund einer verbesserten
Formulierung im Wesentlichen Konsens ab.

Meine Damen und Herren, mit dem Verfassungsent-
wurf liegt uns ein ausgezeichneter Vorschlag für die in-
nere Reform der Europäischen Union vor. Es liegt im
langfristigen Interesse unseres Landes, dass uns diese
Reform gelingt. Aber sie muss eine wirkliche Reform
sein und darf nicht auf das Niveau des Vertrages von
Nizza zurückfallen. Es darf kein Nizza II geben. Wollten
wir nur die Ziele des Nizza-Vertrages erreichen, dann
brauchten wir keine europäische Verfassung, sondern
könnten uns ausschließlich an das halten, was bereits
entschieden und ratifiziert worden ist. Ich bin aber der
Meinung, dass der Vertrag von Nizza als Minimalkom-
promiss für die Ausgestaltung der Zukunft der Europäi-
schen Union der 25 und mehr Mitgliedstaaten nicht aus-
reichen wird.

Uns geht es darum, dass diese Reform durchgeführt
und ein Verfassungsvertrag ausgearbeitet wird. Er ist die
Grundlage für ein starkes und handlungsfähiges Europa
in der Welt. Kein einzelner der europäischen Staaten,
auch nicht der größte, kann in Zukunft alleine seine Inte-
ressen nach außen auf Dauer wirksam vertreten. Dafür
sind selbst die größten und mächtigsten europäischen
Nationalstaaten unter den Bedingungen, die sich uns in
Zukunft stellen werden, zu klein. Nur gemeinsam als Eu-
ropäische Union können wir den Herausforderungen der
Zukunft effektiv begegnen. Nur gemeinsam haben wir
eine Chance, das 21. Jahrhundert auf positive Weise zu
gestalten.
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Uns muss klar sein: Die Welt wird auf die Europäer
nicht warten. Entweder lösen wir unsere internen Pro-
bleme, entweder stellen wir eine gemeinsame Hand-
lungsfähigkeit her, entweder finden wir nicht nur in ei-
nem gemeinsamen Markt zusammen, sondern auch in
einer gemeinsamen Demokratie und einer gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik, entweder wird die Euro-
päische Union zum politischen Subjekt auf internationa-
ler Bühne oder die Welt wird sich ohne den wesentlichen
Einfluss der Europäer fortentwickeln. Das würde für uns
alle eine bittere Erfahrung werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Meine Damen und Herren, auch wenn es nicht Auf-
gabe einer Verfassung sein kann, eine einheitliche euro-
päische Haltung in der Außenpolitik herzustellen, so
schafft der vorliegende Entwurf doch die notwendigen
Institutionen und Verfahren, mit denen Europa künftige
Krisen geschlossen besser bewältigen kann. Zum einen
sieht er eine engere inhaltliche Zusammenarbeit der Mit-
gliedstaaten vor. Zum anderen bekommt Europa in der
operativen Außenpolitik ein Gesicht, nämlich durch ei-
nen europäischen Außenminister. Die Regierungskon-
ferenz stellt diesen wichtigen Schritt im Wesentlichen
nicht mehr infrage. Der europäische Außenminister wird
dem Rat für Auswärtige Angelegenheiten vorsitzen und
zugleich Vizepräsident der Kommission sein. Er hat also
eine echte Doppelfunktion inne. Er soll dabei – auch das
ist eine wesentliche neue Änderung – von einem europä-
ischen Auswärtigen Dienst unterstützt werden, der sich
aus Mitarbeitern des Rates, der Kommission und ent-
sandten nationalen Beamten zusammensetzt. Die Ein-
führung des Amtes eines Außenministers und seines aus-
wärtigen Dienstes auf europäischer Ebene wäre ein un-
geheurer Fortschritt für die europäische Außen- und
Sicherheitspolitik. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Seit dem Europäischen Rat in Köln 1999 wurde ge-
rade im Bereich der gemeinsamen Sicherheitspolitik viel
erreicht: So sind in Brüssel die relevanten Institutionen
und Mechanismen aufgebaut worden. Die Entwicklung
militärischer und ziviler Fähigkeiten wurde vorangetrie-
ben. Die Vereinbarungen zwischen EU und NATO, die
so genannten Berlin-Plus-Vereinbarungen, wurden fina-
lisiert. Die Union hat drei Krisenmanagementoperatio-
nen auf dem Balkan sowie eine weitere im Kongo über-
nommen und die Bereitschaft zur Führung einer
militärischen Operation in Bosnien-Herzegowina er-
klärt.

Gleichzeitig muss die Europäische Sicherheits- und
Verteidigungspolitik jedoch weiterentwickelt werden.
Hierzu würden die jetzt vorliegenden Verfassungsbe-
stimmungen entscheidend beitragen. Dazu gehört insbe-
sondere die Möglichkeit zur so genannten strukturierten
Zusammenarbeit im militärischen und sicherheitspoliti-
schen Bereich.

Die jetzt gefundene Formulierung, die die italienische
Präsidentschaft nach der französisch-britisch-deutschen
Einigung in die Regierungskonferenz eingeführt hat,
stellt eine echte Verbesserung des vorliegenden Ent-
wurfs, aber keine Kritik am Konvent dar. Er konnte diese
Einigung nicht erreichen. Nachdem sie jetzt erreicht
wurde, kann man von einer echten Verbesserung spre-
chen. Ich denke, dies ist ein ganz wichtiger Punkt, um
die gemeinsame Handlungsfähigkeit nach außen sicher-
zustellen. Hinzu kommen eine gemeinsame Agentur
für Rüstung, Forschung und militärische Fähigkeiten
sowie eine Solidaritätsklausel zur Bekämpfung der Fol-
gen von Terroranschlägen und Katastrophen natürlichen
oder menschlichen Ursprungs.

Meine Damen und Herren, die Stärkung der Gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik wird jetzt nicht nur
im Rahmen der Regierungskonferenz auf dem Europäi-
schen Rat behandelt. Sie steht auch in einem anderen
Zusammenhang auf der Tagesordnung des Europäischen
Rates. Wir sind uns einig: Die Union muss gegenüber
den Herausforderungen und Risiken des 21. Jahrhun-
derts handlungsfähiger werden. Sie muss schneller, akti-
ver und kohärenter handeln. So werden wir auf dem Rat
die vom Hohen Beauftragten entwickelte europäische
Sicherheitsstrategie verabschieden. Auch das halte ich
für einen ganz wichtigen Schritt nach vorne. Man kann
auch sagen, dies zeigt, dass die Europäische Union be-
griffen hat, was nach dem 11. September direkt und un-
mittelbar hätte in Angriff genommen werden sollen.

Wenn man sich diese gemeinsame europäische Si-
cherheitsstrategie, die jetzt im Entwurf zur Verabschie-
dung vorliegt, anschaut – die Bundesregierung hat we-
sentlich dazu beigetragen, diese Idee auf den Weg zu
bringen –, dann kann man feststellen, dass der Weg ent-
lang dem erweiterten Sicherheitsbegriff führt und dass
wir nicht nur über das Militär, sondern vor allen Dingen
auch über die Konfliktlösung im zivilen Bereich sowie
über diplomatische Prävention reden. Wir analysieren in
diesem Entwurf nicht nur die ganze Bandbreite von Risi-
ken und Gefahren, sondern uns liegt auch ein vollständi-
ger Instrumentenkasten mit Antworten vor. Das heißt,
wir bewegen uns entlang dem erweiterten Sicherheitsbe-
griff und betreiben Krisenprävention, Krisenbewältigung
und Krisenverhinderung. Ich denke, ich kann hier im In-
teresse aller sagen: Bei der Umsetzung des erweiterten
Sicherheitsbegriffs sind die Europäer in der Tat weltweit
am weitesten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD sowie des Abg. Jörg van
Essen [FDP])

Ich möchte hier nicht auf die weiteren Details einge-
hen und denke, wir werden an anderer Stelle nochmals
darüber sprechen können. 

Für mich ist wichtig – lassen Sie mich das an dieser
Stelle nochmals betonen –: Alle Reformbemühungen im
außen- und sicherheitspolitischen Bereich in der Euro-
päischen Union haben immer auch das Ziel, die transat-
lantische Partnerschaft und die NATO zu stärken. Die
NATO bleibt das Fundament unserer kollektiven Vertei-
digung. Sie ist einer der zentralen Eckpfeiler der Stabili-
tät im 21. Jahrhundert. Niemand will und kann ihre
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grundlegende Bedeutung als Garant unserer Sicherheit
infrage stellen.

Eine gestaltungs- und handlungsfähige europäische
Sicherheits- und Verteidigungspolitik kann das Konzept
des europäischen Pfeilers in der NATO mit Leben erfül-
len. Exakt darum geht es. Die NATO im 21. Jahrhundert
wird nicht gefährdet, wenn die Europäer stärker und in
der politischen Willensbildung geschlossener werden,
wenn die Institutionen der Außen- und Sicherheitspolitik
vorhanden sind, um handlungsfähiger zu werden, und
wenn wir unsere Fähigkeiten erweitern. Mit dem So-
lana-Papier werden wir eine europäische Strategie ha-
ben. Das wird die NATO nicht schwächen, sondern die
transatlantische Brücke über die Stärkung des europäi-
schen Pfeilers festigen. Meines Erachtens wird nur ein
schwaches Europa auf Dauer zur Erosion der NATO bei-
tragen. Deswegen ist es auch im Interesse unserer trans-
atlantischen Partner, dass wir in der europäischen Si-
cherheitspolitik vorankommen.

Eines möchte ich nochmals sagen: Wir wollen zwi-
schen der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik und der NATO Komplementarität und nicht Kon-
kurrenz. Das ist unsere Grundlage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Lassen Sie mich zusammenfassen: Ein erfolgreicher
Abschluss der Regierungskonferenz erfordert von allen
Partnern eine Rückbesinnung auf das, was der Europäi-
sche Rat in Laeken beschlossen hat und was dieses Eu-
ropa seit seiner Gründung ausmacht, nämlich die Errei-
chung eines europäischen Kompromisses. Es wird
morgen und übermorgen in Brüssel nicht darum gehen,
dass wir Blockademinderheiten verteidigen. Die Erwei-
terung der Union auf jetzt 25 bedeutet die Vereinigung
Europas, das über fünf Jahrzehnte, wie unser Land,
durch den Eisernen Vorhang, durch Mauer und Stachel-
draht getrennt war.

Gewiss wird es viel Verständnis, Sensibilität und Ge-
duld bedürfen, um in der europäischen Familie wirklich
zusammenzuwachsen. Aber jetzt brauchen wir, wenn die
Dinge nicht auseinander laufen sollen, in der Tat bei al-
len Beteiligten in der Europäischen Union, bei den alten
und bei den neuen Mitgliedern, bei den großen und bei
den kleinen Mitgliedstaaten, bei den – was die Finanzen
betrifft – Nehmern und gleichzeitig bei den Gebern die
Erkenntnis der Notwendigkeit, dass diese europäische
Erweiterung, die zum 1. Mai kommt, gleichzeitig einer
entsprechenden historischen Antwort bedarf. So wie mit
dem Vertrag von Maastricht auf die deutsche Einheit ge-
antwortet wurde, so muss jetzt auf die europäische Ein-
heit mit der Annahme des Konventsentwurfs durch die
Regierungskonferenz geantwortet werden.

Alle Beteiligten müssen sich über die historische Di-
mension dessen, was jetzt anzupacken ist, im Klaren
sein. Es geht nicht allein um die Verteidigung der natio-
nalen Interessen. Darum ging es im Konvent selbstver-
ständlich immer, aber letztendlich stand im Konvent
nicht das nationale Interesse, sondern der europäische
Kompromiss an erster Stelle. Das unterscheidet den
Konventsentwurf von Nizza. Ganz genau das ist der Un-
terschied.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Deswegen möchte ich namens der Bundesregierung
hier nochmals an alle Beteiligten appellieren, im Geiste
des europäischen Kompromisses zu agieren und zu han-
deln und der historischen Herausforderung gerecht zu
werden. Was wir wollen, ist eine Verfassung für Europa.
Was wir nicht wollen, ist ein Nizza 2. Das wird unsere
Verhandlungsstrategie bestimmen. Ich würde mich
freuen, wenn wir dafür die Unterstützung des Hauses be-
kämen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Dr. Wolfgang

Schäuble.

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Den

meisten Aussagen des Bundesaußenministers in seiner
Regierungserklärung muss auch von der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion nicht widersprochen werden. Das
gilt für die historische Bedeutung der Erweiterung der
Europäischen Union und für die Überwindung der euro-
päischen Spaltung. Das gilt für die Aussagen, dass wir
damit zugleich die Entscheidungsfähigkeit der Europäi-
schen Union verbessern müssen, dass wir eine europäi-
sche Verfassung brauchen, dass wir über den in Nizza er-
reichten Stand von Entscheidungsfindung hinaus
kommen müssen. Das gilt auch für das, was Sie zu der
Entwicklung einer europäischen Strategie in dem So-
lana-Papier gesagt haben. Es gilt nicht zuletzt für den
Dank an die italienische Präsidentschaft; das hat man
von der Regierung früher auch schon anders gehört.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es ist gut, dass die Leistung der italienischen Präsident-
schaft, die wirklich beachtlich gewesen ist, gewürdigt
wird, genauso wie die Leistung des Konvents und des
Präsidiums des Konvents. Das alles findet unsere Zu-
stimmung.

Die Lage in Europa ist gleichwohl sehr viel schwieri-
ger, als wir uns angesichts dieser europäischen Heraus-
forderungen wünschen würden. Davon hat der Bundes-
außenminister nicht gesprochen, aber darüber muss in
dieser Debatte auch gesprochen werden. Die Schwierig-
keiten, die sich auch in der krisenhaften Zuspitzung in
der Regierungskonferenz und vor dem europäischen
Gipfel in den kommenden Tagen in Brüssel zeigen, ver-
deutlichen ja, wie viel Vertrauen in Europa in den letz-
ten Monaten zerstört worden ist. Daran hat leider die
Bundesregierung mitgewirkt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Der Punkt ist, dass Worte und Taten nicht überein-
stimmen. Wenn wir sehen, wie jetzt um Stimmrechtsan-
teile in einer Tonart gerungen wird, die wir für falsch
(B)
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halten, dann zeigt sich darin, dass die Politik der deut-
schen Regierung zusammen mit ihren Partnern, die von
anderen als der rücksichtslose Versuch der Dominanz
verstanden worden ist und verstanden werden musste,
zur Zerstörung von Vertrauen geführt und die Einigungs-
möglichkeiten in Europa dramatisch erschwert hat. Das
ist der Bundesregierung anzulasten. Das darf nicht fort-
gesetzt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es ist übrigens noch viel schlimmer. Das Vertrauen ist
nicht nur zwischen den europäischen Regierungen
zerstört worden. Ich habe dieser Tage in einer Zeitungs-
meldung – diese Untersuchung ist noch nicht veröffent-
licht – gelesen: Die jüngste Umfrage des Eurobarome-
ters hat ergeben, dass nur noch jeder zweite Deutsche für
die Mitgliedschaft in der Europäischen Union sei. Die
Umfrage der Brüsseler Kommission zeigte, dass im
Herbst 2003 nicht einmal mehr jeder zweite Befragte in
Deutschland die EU-Zugehörigkeit befürwortete. Dies
entspricht gegenüber dem Frühjahr 2003 einem Rück-
gang um 13 Prozentpunkte. Das macht deutlich, Herr
Bundeskanzler und Herr Außenminister, welch schwe-
ren Schaden Sie der europäischen Einigung zugefügt ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Widerspruch bei der SPD)

Das setzt sich fort und das macht keinen Sinn. Ich lese
Ihnen gleich die nächste Zeitungsmeldung vor. Darüber
muss doch geredet werden. Wir kommen in Europa nicht
voran, wenn zwischen den beteiligten Regierungen kein
grundlegendes Vertrauen besteht. Wir kommen in Eu-
ropa nicht voran, wenn die Bevölkerung dieses europäi-
sche Projekt nicht mehr will und unterstützt, weil sie es
nicht mehr versteht und der Geist der Zusammenarbeit
systematisch zerstört wird. Das ist das Problem.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Auch ich beschäftige mich gelegentlich mit dem
Kerneuropagedanken. Aber wir haben dieses Kern-
europa immer als ein Element verstanden, um Europa
voranzubringen, nicht um es zu spalten. 

(Widerspruch bei der SPD)

Wir können uns nicht aussuchen, wer dazu gehört und
wer nicht. Das ist der Unterschied. Deutsch-französi-
sche Zusammenarbeit ist für Europa wesensnotwendig.
Ohne deutsch-französische Zusammenarbeit kommt Eu-
ropa nicht voran. Weil diese Zusammenarbeit in Nizza
nicht gut funktioniert hat, wurde in Nizza nicht das er-
reicht, was hätte erreicht werden sollen. Aber wenn
deutsch-französische Zusammenarbeit so verstanden
wird, dass die anderen sie als einen Akt der Bevormun-
dung empfinden und es zu einem Streit zwischen großen
und kleinen Ländern in Europa kommt, dann wirkt sich
die deutsch-französische Zusammenarbeit nicht in einer
förderlichen Weise für Europa aus. Das muss korrigiert
werden. Dagegen ist in den letzten Monaten verstoßen
worden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Ein anderes Beispiel aus den letzten Tagen: Der Bun-
deskanzler hat in China einseitig die Aufhebung einer
gemeinsamen EU-Entscheidung hinsichtlich des Rüs-
tungsexports nach China angekündigt. Anschließend
erklärte er – ich zitiere die nächste Zeitungsmeldung –: 

Er

– der Bundeskanzler –

„verstehe das überhaupt nicht“, sagte er … zum
Wirbel um die Aufhebung des Waffenembargos.

Das Ganze sei schließlich eine Entscheidung, wel-
che die EU zu treffen habe, das Vorgehen sei längst
mit Frankreich abgestimmt.

So, Herr Bundeskanzler, geht es nicht. So zerstören
Sie die Grundlagen zur Einigung in der Europäischen
Union. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Zu-
ruf von der CDU/CSU)

Angesichts der Bedeutung des bevorstehenden Gip-
fels ist es ganz wichtig, dass wir sehen, wo die Ursachen
der Schwierigkeiten liegen, die beseitigt werden müssen.
In der Zukunft darf es nicht mehr so schief laufen, wie
das in den letzten Monaten der Fall gewesen ist.

In der Debatte um die doppelte Mehrheit unterstüt-
zen wir die Position, die der Bundesaußenminister dar-
gelegt hat. Dabei muss man allerdings sehen, wie diese
Situation entstanden ist: In Nizza war kein besseres Er-
gebnis zu erreichen. Daran war übrigens auch die Bun-
desregierung beteiligt. Das, was in Nizza unterschrieben
wurde, darf man unter Berücksichtigung des Verhältnis-
ses zu anderen nicht allzu leicht zum Teufelswerk erklä-
ren, obwohl ich für eine Verbesserung der Stimmvertei-
lung bin.

Das Problem ist übrigens nicht so sehr die Frage des
Gewichts von großen und kleinen Ländern. Das Problem
an den Beschlüssen von Nizza ist, dass sie zu viele
Blockademöglichkeiten enthalten. Wir müssen errei-
chen, dass Europa entscheidungsfähiger wird. 

Ich habe dieser Tage die Ehre gehabt, mit dem finni-
schen Ministerpräsidenten, der Berlin besucht hat, zu
sprechen. Er hat mir in Bezug auf die Verhandlungen ei-
nen Satz gesagt, den man sich für den Gipfel am Wo-
chenende in Brüssel gut merken sollte. Er hat gesagt, die
Finnen würden sich ein wenig wundern. Sie seien der
Europäischen Union beigetreten, um zu gestalten. Jetzt
gingen die Verhandlungen nur um die Frage, wie man
am besten blockieren könne. Das ist die Veränderung. 

(Günter Gloser [SPD]: Wen meinen Sie denn?)

Das ist die Folge des Verlusts an Vertrauen. Daran hat
die deutsche Bundesregierung maßgeblich mitgewirkt.
Das liegt in Ihrer Verantwortung. Hier muss korrigiert
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Das ist rich-
tig!)
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Wir werden noch sehr lange Zeit in Europa damit zu
leben haben, dass die einzelnen Mitgliedsländer eine un-
terschiedliche Erfahrung haben und ein unterschiedli-
ches Verständnis von dem haben, was diese Europäische
Union als eine sich bildende und entwickelnde politische
Einheit werden soll. Das muss man respektieren. Die
Einstellung der sechs Länder, die vor 50 Jahren mit dem
europäischen Einigungsprozess begonnen haben, ist eine
andere als die der Länder, die später hinzugekommen
sind oder erst zum 1. Mai dazustoßen werden. Damit
muss man sensibel umgehen. Wenn man diesen Ländern
das Gefühl vermittelt, man wolle sie bevormunden, oder
wenn man sie arrogant wie Kinder behandelt, die sich
am Tisch ruhig zu verhalten haben, bevor sie mitreden
dürfen, dann wird man das europäische Projekt nicht för-
dern, sondern man wird Europa spalten. Durch die Art,
wie wir mit unserem wichtigen polnischen Nachbarn in
den letzten Monaten umgegangen sind, ist gegen das Ge-
bot der Sensibilität verstoßen worden. Das wird der Be-
deutung des deutsch-polnischen Verhältnisses nicht
gerecht. Das wird auch der Bedeutung Polens für den eu-
ropäischen Einigungsprozess nicht gerecht. Wir brau-
chen eine führende Rolle Polens bei der europäischen
Einigung, wenn die europäische Spaltung überwunden
werden soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Michael Roth [Heringen] [SPD]: Das kann ja
wohl nicht wahr sein!)

Es hat keinen Sinn, wenn Sie sich erregen. Es wäre
viel besser, wir würden gemeinsam darüber nachdenken,

(Zuruf von der SPD: Dann haben Sie es mit 
Frau Steinbach richtig gemacht!) 

wie wir das, was schief gelaufen ist, in den kommenden
Monaten verbessern. 

(Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Verbessern Sie erst einmal das Verhältnis zu
Polen!)

Der Bundesaußenminister hat sich in seiner Regie-
rungserklärung viel mit den institutionellen Fragen be-
schäftigt. Er hat weniges – nichts Falsches, aber leider
auch nichts Ausreichendes – zur Kompetenzordnung
gesagt. Da ist nicht so viel erreicht worden –  nicht im
Konvent und nicht in der Regierungskonferenz –, wie
wir für nötig gehalten hätten. Ich füge hinzu: Das war
nicht möglich. Es ist der Stand in Europa, dass eine klare
Kompetenzordnung – das ist keine Kritik – derzeit wohl
nicht zu erreichen ist. Die jetzige Kompetenzordnung
wird nicht ausreichen, um den Menschen in Europa bes-
ser klar zu machen, wer was entscheidet und wer für
welche Entscheidungen demokratisch legitimiert und
verantwortlich ist. Die Effizienz wird auch nicht besser.

Hinzugekommen ist aber, dass sich schrittweise auch
in diesem Verfassungsentwurf in Fragen der Wirt-
schaftsordnung die Gewichte in die falsche Richtung
verschieben. Ich will das anhand der Währungsstabili-
tät verdeutlichen. Auch darüber muss gesprochen wer-
den. Es sind kleine Schritte. Zum Glück scheint der An-
griff auf die institutionelle Unabhängigkeit der
Europäischen Zentralbank, der bis vor einigen Tagen
noch sehr ernsthaft geführt worden ist, abgewehrt wor-
den zu sein. Aber die kleinen Schritte bleiben. 

Zunächst einmal war es die dramatische Beschädi-
gung des europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakts
durch die deutsche Bundesregierung, 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Sehr wahr!)

die unverantwortlich ist und nachhaltigen Schaden für
das Vertrauen der Menschen in das europäische Projekt
gebracht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Angesichts dieser Beschädigung, für die die Bundesre-
gierung die Verantwortung trägt, ist es umso notwendi-
ger, dass in den kommenden Tagen noch durchgesetzt
wird, was nicht nur die CDU/CSU-Bundestagsfraktion
seit Monaten in jeder Debatte fordert, sondern was auch
die Europäische Zentralbank gefordert hat, nämlich dass
die Währungsstabilität als weiteres Ziel der Europäi-
schen Union in die Verfassung aufgenommen wird. Ge-
rade nach der Beschädigung der Stabilität ist es notwen-
dig, die Währungsstabilität wie in den bisherigen
Verträgen als Ziel zu verankern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Günter Gloser [SPD]: Wo ist der Euro insta-
bil?)

– Sie sollten zur Kenntnis nehmen, wie stark das Ver-
trauen der Menschen in das europäische Projekt und die
europäische Währung beschädigt worden ist. Es macht
doch keinen Sinn, sich damit zu trösten, dass im Augen-
blick der Wechselkurs des Euro relativ stabil ist. Lassen
Sie die nächste Krise kommen, lassen Sie Veränderun-
gen im Zinsgefüge kommen, dann werden wir eine dra-
matische Schwächung der Stabilität des Euro zu be-
fürchten haben. Deswegen ist es notwendig, dass das
Stabilitätsziel in der europäischen Verfassung veran-
kert wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es ist übrigens auch ein kleiner Schritt, dass die Euro-
päische Zentralbank nach dem Verfassungsentwurf keine
Institution eigenen Rechts und eigener Qualität mehr
sein soll, sondern zu einem normalen Organ der Euro-
päischen Union entwickelt wird. All diese kleinen
Schritte zusammen verschieben die Wirtschaftsordnung
in Euro-pa in die falsche Richtung. Europa muss eine
Stabilitätsgemeinschaft sein; anderenfalls wird sie das
Vertrauen der Menschen nicht finden. Wir bestehen auf
dieser Stabilitätsgemeinschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie haben sich in den Verhandlungen der Regierungs-
konferenz und in den öffentlichen Debatten nach Auffas-
sung der CDU/CSU zu sehr auf die institutionellen Fra-
gen konzentriert. In ihnen stimmen wir überein; aber die
anderen Fragen, die genauso im deutschen und europäi-
schen Interesse sind, hat die Bundesregierung nicht aus-
reichend vertreten. Wir appellieren daher an Sie, in den
nächsten Tagen auf der Konferenz in Brüssel alle Kraft
darauf zu verwenden, dass die Wirtschaftsordnung, das
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Kompetenzgefüge und die Abgrenzung der Zuständig-
keiten noch so weit wie möglich verbessert werden.

Wenn am Ende das Ergebnis der Regierungskonfe-
renz vorliegt, werden wir zu bewerten haben, ob es ge-
genüber dem heutigen Stand der Verträge in Europa eine
Verbesserung darstellt, sodass wir ihm zustimmen kön-
nen. Institutionell wird eher eine Verbesserung als eine
Verschlechterung eintreten. In Fragen der Währungssta-
bilität spricht allerdings im Augenblick leider sehr viel
für die Besorgnis, dass es eher eine Verschlechterung als
eine Verbesserung sein könnte. Wir müssen darauf ach-
ten, dass diese Verschlechterung ausgeräumt wird, damit
wir am Ende die notwendigen Mehrheiten im Ratifizie-
rungsverfahren gewährleisten können. Eine Entschei-
dung darüber ist nicht getroffen. Es ist die Aufgabe der
Bundesregierung, in den Verhandlungen der nächsten
Tage dies durchzusetzen.

(Zuruf von der SPD: Schwarzmalen!)

– Sie sollten das nicht so gering schätzen. Es war eine
gemeinsame Position der Regierungen aller 16 deut-
schen Bundesländer. Die Bundesrepublik Deutschland
ist nach ihrem Grundgesetz ein Bundesstaat. Wenn alle
16 deutschen Bundesländer gemeinsame Positionen ver-
treten, dann können das deutsche Parlament und die
Bundesregierung nicht nonchalant darüber hinwegge-
hen. Wir müssen uns dafür einsetzen, dass das Grundge-
füge unserer verfassungsmäßigen Ordnung auch im eu-
ropäischen Prozess erhalten und gestärkt wird. Wer
darüber hinweggeht, wird Europa nicht stärken, sondern
eher schwächen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Günter Gloser
[SPD]: Sie malen immer den Teufel an die
Wand!)

– Lassen Sie mich den Zwischenruf aufnehmen, ich
malte den Teufel an die Wand. Erwin Teufel war nach
den Erklärungen auch des Bundesaußenministers ein be-
sonders herausragendes und verdienstvolles Mitglied im
europäischen Verfassungskonvent. Ich nutze die Gele-
genheit, ihm für seinen herausragenden Beitrag noch
einmal zu danken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Kurt Bodewig [SPD]: Neh-
men Sie sich ein Beispiel!)

– Wir sind in der Debatte vor dem Europäischen Rat, in
dem möglicherweise das Ergebnis abschließend festge-
legt werden wird. Ich teile die Meinung, dass ein
schlechter Vertrag – dies hat der Bundesaußenminister
auch gerade gesagt – am Ende schlechter als eine Verlän-
gerung der Bemühungen wäre, in der Regierungskonfe-
renz zu einem guten Ergebnis zu kommen. Deswegen
nenne ich hier die Punkte, in denen nach Auffassung der
CDU/CSU die Bundesregierung in den nächsten Tagen
ihre Kraft darauf verwenden sollte, Verbesserungen zu
erreichen.

Die Verschiebung in der Wirtschaftsordnung zulasten
der Stabilität der europäischen Währung ist ein zentraler
Punkt, bei dem noch Korrekturen erreicht werden müs-
sen, damit eine breite Zustimmung nicht nur im parla-
mentarischen Verfahren, sondern auch in der Bevölke-
rung erreicht werden kann, die wir vom europäischen
Werk wieder und wieder überzeugen müssen.

Eine letzte Bemerkung mache ich zu dem anderen
Thema, das ebenfalls auf der Tagesordnung des Europäi-
schen Rates steht – der Bundesaußenminister hat auch
dies kurz erwähnt –: die Frage einer gemeinsamen eu-
ropäischen Sicherheitspolitik.

Ich begrüße ausdrücklich, dass der Bundesaußen-
minister in seiner heutigen Regierungserklärung klarge-
stellt hat, dass die europäische Sicherheits-, Verteidi-
gungs- und Außenpolitik nur ein Beitrag zur Stärkung
der atlantischen Partnerschaft sein kann; sie kann keine
Alternative und kein Gegengewicht dazu darstellen. Das
muss klar sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU so-
wie des Abg. Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP] –
Joseph Fischer, Bundesminister: Das haben
wir immer gemacht!)

Jeder Zweifel in dieser Frage wird die atlantische
Partnerschaft beschädigen und Europa spalten. Das liegt
nicht im nationalen Interesse Deutschlands. Unser natio-
nales Interesse ist unverrückbar auf die europäische Inte-
gration und die atlantische Partnerschaft gestützt. Das
darf nicht in Zweifel gezogen und gegeneinander ausge-
spielt werden. 

Deswegen ist der Brüsseler Vierergipfel, zu dem an-
dere Staaten, die daran teilnehmen wollten, nicht zuge-
lassen wurden, ein Verstoß gegen das nationale Interesse
der deutschen und europäischen Politik und gegen die at-
lantische Solidarität. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das ist einer der entscheidenden Gründe dafür, dass das
Misstrauen innerhalb Europas verstärkt und geschürt
wurde. Über die daraus entstandenen Schwierigkeiten
bei den Verhandlungen der Regierungskonferenz wird
derzeit täglich in der Presse berichtet.

Insofern reicht es nicht aus, im Nachhinein in wohl-
klingenden Regierungserklärungen festzustellen, alles
sei gut. Vielmehr ist es notwendig, dass im alltäglichen
Regierungshandeln den bestehenden Prinzipien entspre-
chend agiert wird, statt dagegen zu verstoßen. Das muss
bei der Bundesregierung angemahnt werden. 

Wenn wir eine Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik ermöglichen wollen, dann müssen wir auch in un-
seren Entscheidungen die entsprechenden Konsequen-
zen tragen. Die Vernachlässigung der Bundeswehr und
des Verteidigungshaushalts 

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Ja, was denn
nun? Sparen, konsolidieren oder mehr ausge-
ben?)

ist nicht mit den Prinzipien einer gemeinsamen Sicher-
heitspolitik zu vereinbaren. Es ist auch nicht miteinander
zu vereinbaren, auf der einen Seite festzustellen, dass
eine in die Europäische Union integrierte Krisenpräven-
tion, Reaktionsverbände und eine integrierte NATO-Ein-
satztruppe – die NATO-Response-Force, die zur Krisen-
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prävention und Krisenverhinderung schnell eingesetzt
werden kann – notwendig sind, während sich Rot-Grün
auf der anderen Seite in der Frage, wie das Parlament an
solchen Entscheidungen zu beteiligen ist, der Suche
nach einem Verfahren verweigert, das die Effizienz sol-
cher integrierter Einsatzverbände ermöglicht und die Vo-
raussetzung für die Aufstellung solcher Verbände bildet. 

Der Bundesverteidigungsminister hat aufgrund sei-
ner Erfahrungen bei dem Planspiel der Verteidigungs-
minister in Colorado darauf hingewiesen, dass diesem
Umstand in der Frage des Beteiligungsrechts unseres
Parlaments Rechnung getragen werden muss. Nach sei-
ner Rückkehr nach Deutschland ist er von Rot-Grün zu-
rückgepfiffen worden. Alle Ihre Entwürfe weisen in die-
ser Frage sozusagen ein weißes Blatt Papier auf; sie
enthalten keine Lösung. 

Wir müssen den europäischen Worten auf internatio-
naler Ebene Taten folgen lassen. Das gilt in den institu-
tionellen Fragen wie auch hinsichtlich der gemeinsamen
außen- und sicherheitspolitischen Strategie und in der
Wirtschafts- und Stabilitätspolitik. Nur wenn Taten und
Worte übereinstimmen, werden wir bei den europäischen
Partnern wie auch in unserer Bevölkerung das zerstörte
Vertrauen für das europäische Projekt zurückgewinnen.

Ich wünsche der Bundesregierung im Namen der
CDU/CSU Erfolg bei den schwierigen Verhandlungen in
den nächsten Tagen. Wenn Sie die von mir beschriebene
Richtung einschlagen, dann haben Sie die Unterstützung
der Opposition. Wir werden aber danach das Ergebnis
anhand der Kriterien, die die CDU/CSU frühzeitig auf-
gestellt hat, sorgfältig prüfen. Danach werden wir zu ent-
scheiden haben.

Ich wünsche einen engagierten Einsatz für die Ziele
der Deutschen und für ein stärkeres Europa. Ich wünsche
Ihnen dabei viel Erfolg. Nächste Woche werden wir die
Ergebnisse in der Wahrnehmung europäischer wie natio-
naler Verantwortung unvoreingenommen zu prüfen und
zu bewerten haben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Dr. Angelica

Schwall-Düren.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Dass dieser
EU-Gipfel in Brüssel eine ganz entscheidende Bedeu-
tung für die Weiterentwicklung der Europäischen Union
hat, hat der Herr Außenminister vorhin sehr überzeu-
gend dargelegt. Es geht um die Grundlagen einer Euro-
päischen Union, die mit 25 Mitgliedstaaten ihre Zukunft
erfolgreich gestalten soll.

Die Vorarbeiten für die europäische Verfassung, über
die nun entschieden werden soll, hat der europäische
Konvent geleistet. Darauf können gerade wir, die Parla-
mentarierinnen und Parlamentarier, besonders stolz sein;
denn in der Tat haben es erstmals Mitglieder der nationa-
len Parlamente und des Europäischen Parlaments zusam-
men mit den Vertretern der Regierungen erreicht, das eu-
ropäische Vertragswerk zu reformieren. Das, was sie
geleistet haben, ist ein wirklich gelungener Wurf, ein
Meilenstein in der Geschichte der europäischen Integra-
tion und zugleich ein großer politischer Erfolg der deut-
schen Sozialdemokratie; denn Europas Verfassung
trägt eine sozialdemokratische Handschrift.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt ist die Regierungskonferenz am Zuge. Sie muss
das Werk vollenden, für das der europäische Konvent
eine sehr gute Basis geschaffen hat. Warum ist der Er-
folg des europäischen Verfassungsprojektes so wichtig?
Machen wir uns noch einmal klar, vor welchen entschei-
denden Veränderungen wir zu Beginn des 21. Jahrhun-
derts in Europa stehen. So viel Erweiterung gab es noch
nie. Zehn Staaten werden im Mai 2004 der Europäischen
Union beitreten. Die meisten von ihnen waren über fünf
Jahrzehnte durch den Eisernen Vorhang an demokrati-
scher Gestaltung gehindert und von ökonomischer Ent-
wicklung abgetrennt. Die europäische Staatengemein-
schaft muss jetzt eine doppelte Kraftanstrengung leisten.
Wir müssen mit den neuen Partnern eine funktionstüch-
tige EU schaffen und das wirtschaftliche und das soziale
Gefälle innerhalb Europas überwinden, damit keine
neuen Trennlinien entstehen. Nur so lässt sich die euro-
päische Einheit in Vielfalt verwirklichen.

Das ist in der Tat eine Aufgabe, der man nicht ge-
wachsen ist, wenn man in der Europäischen Union Miss-
trauen sät und wenn man die Entwicklung negativ vor-
zeichnet. Herr Schäuble, Sie haben heute wieder den
Versuch unternommen, die deutsch-französische Zu-
sammenarbeit zu diskreditieren,

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Im 
Gegenteil!)

und das, obwohl gerade Sie in der Vergangenheit immer
wieder kritisiert haben, dass die Bundesregierung nichts
Entscheidendes voranbringe. Sie selbst haben vorhin ge-
sagt, dass Nizza gescheitert sei, weil es keine deutsch-
französische Zusammenarbeit gegeben habe. In der
Konventsphase haben Frankreich und Deutschland aber
gemeinsam entscheidende Impulse dafür gegeben, dass
die sehr unterschiedlichen Vorstellungen der einzelnen
Staaten erfolgreich zusammengebracht werden konnten.
Der Begriff „Kerneuropa“ ist nicht von uns, sondern von
Ihnen, Herr Schäuble, in die Debatte eingebracht wor-
den. Das wird allenfalls ein Thema sein, wenn wir es
nicht gemeinsam schaffen, Europa voranzubringen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte an dieser Stelle das aufgreifen, was Sie zu
Polen gesagt haben. Ich finde, dass es sehr heuchlerisch
ist, wenn ausgerechnet vonseiten der CDU/CSU Sensibi-
lität im Umgang mit Polen eingefordert wird. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
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Es ist legitim gewesen, dass die beteiligten Staaten in der
Irakfrage unterschiedliche Positionen eingenommen ha-
ben. Wenn aber Versuche, durch die Wiederbelebung des
Weimarer Dreiecks die Zusammenarbeit zu stärken, 

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: 
Wann war denn der Versuch?)

von der CDU/CSU dadurch unterlaufen werden, dass sie
einhellig das vom BdV initiierte Projekt eines Zentrums
gegen Vertreibungen unterstützt, was in Polen große
Ängste und Alarm auslöst, dann bin ich der Meinung,
dass wir uns von Ihnen nicht sagen lassen müssen, dass
man mit Polen sensibel umgehen müsse. Ich glaube, dass
Sie hier noch jede Menge zu lernen haben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wenn ich mir die Situation in der deutschen Bevölke-
rung vor Augen führe, dann muss ich sagen, dass Sie
Recht haben, Herr Schäuble. Bisher ist es nicht so, dass
all unsere Bürger und Bürgerinnen mit der größten Be-
geisterung an diesem europäischen Projekt hängen. Das
hat aber auch etwas damit zu tun, wie wir Europa kom-
munizieren und inwiefern wir in der Lage sind, die posi-
tiven Auswirkungen, die Euro-pa für uns alle hat, unse-
ren Bürgern und Bürgerinnen nahe zu bringen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben eine Zahl unterschlagen: Tatsächlich hat
eine zunehmende Mehrheit – inzwischen über 70 Pro-
zent der Menschen – eine sehr realistische Einschätzung
der Europäischen Union; sie wissen nämlich, dass Frie-
den, Sicherheit und Wohlstand in Europa nicht ohne die
Europäische Union möglich sind. Deswegen befürwor-
ten sie die Europäische Union uneingeschränkt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Mit der Verfassung müssen wir jetzt die notwendigen
Voraussetzungen dafür schaffen, dass das, was in der Eu-
ropäischen Union noch nicht gut läuft, verbessert wird:
Demokratiedefizite, undurchschaubare Entscheidungs-
prozesse und unklare Verantwortlichkeiten waren und
sind offenkundige Mängel europäischer Politik. Hinzu
kommt natürlich, dass die Handlungsfähigkeit der EU-
Institutionen durch jede Erweiterungsrunde und die zu-
nehmende Komplexität der zu regelnden Materie bestän-
dig abgenommen hat. Deswegen war das Ziel dieser EU-
Reform klar: mehr Demokratie, mehr Transparenz, mehr
Bürgernähe, mehr Effizienz.

Der Konvent hat mit der ihm eigenen Methode für
ein bislang ungekanntes Maß an parlamentarischer Be-
teiligung und demokratischer Kontrolle, für Transparenz
und Bürgerbeteiligung sowie für den Blick über den na-
tionalen Tellerrand gesorgt. Die Ergebnisse und Metho-
den des Konvents sind natürlich nicht völlig frei von
Kritik, doch – das hat auch der Herr Außenminister ge-
sagt – den Vergleich mit der Regierungskonferenz ent-
scheidet der Konvent allemal zu seinen Gunsten.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Ergebnis ist ein austarierter Kompromiss, der das
für Europa Wünschenswerte mit dem Möglichen verbin-
det, selbst wenn nicht alle Blütenträume gereift sind. Der
Konvent hat sich letztlich an die Erkenntnisse von Jean
Monnet gehalten:

Aufschreiben, was sein sollte, ist leicht. Es kommt
aber darauf an, aufzuschreiben, was sein kann!

Wenn man sagen wollte, was die wichtigsten Fort-
schritte beim Verfassungsentwurf sind, dann könnte man
hier zwei Stunden reden. Das will ich Ihnen ersparen.
Der Herr Außenminister hat schon eine ganze Reihe
wichtiger Punkte aufgezählt, die ich nicht wiederholen
möchte. Lassen Sie mich aber noch darauf eingehen,
dass die Charta der Grundrechte der Europäischen
Union ein fester und rechtsverbindlicher Bestandteil der
künftigen europäischen Verfassung sein wird.

Diese Charta ist der Inbegriff einer gemeinsamen eu-
ropäischen Werteordnung, in deren Mittelpunkt die Bür-
gerinnen und Bürger stehen. Europas Sozialdemokratie
hat für dieses Ziel beharrlich gekämpft und wurde am
Ende belohnt. Mit dieser Verfassung wird deutlich: Die
Europäische Union ist eine Wertegemeinschaft. Sie defi-
niert sich über Werte und nicht über Handelsströme. 

An dieser Stelle muss ich Ihnen, Herr Schäuble, noch
einmal sagen: Ich kann Ihre Sorge um die Preisstabilität
und deren Verankerung in der Verfassung nicht nachvoll-
ziehen. 

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Das 
wundert uns nicht!)

Es gibt im Entwurf drei Kapitel, in denen die Preisstabi-
lität als Ziel der Europäischen Union angeführt wird:
Teil I Art. 29, Teil III Art. 69 und Teil III Art. 228. Es
steht uns gut an, wenn auch das europäische Sozialmo-
dell einen gebührenden Platz in dieser Verfassung be-
kommt. Es sollte in dieser Verfassung nicht zu einem
Übergewicht rein wirtschaftspolitisch orientierter Ziel-
setzungen kommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Kurz vor Abschluss der Regierungskonferenz müssen
wir uns allerdings große Sorgen machen. Seit Wochen
erleben wir, dass bei der italienischen Ratspräsident-
schaft fröhlich Veränderungswünsche eingebracht wer-
den. Sie sind nicht nur redaktioneller Natur und es geht
auch nicht nur um Verbesserungen vager Formulierun-
gen, sondern sie betreffen die Balance der europäischen
Institutionen. Wir sind froh, dass die Bundesregierung
der Versuchung widerstanden hat, selbst Änderungswün-
sche einzubringen, obwohl auch aus ihrer Sicht Verbes-
serungsvorschläge sicherlich angebracht gewesen wä-
ren. Es ist nämlich ganz wichtig, dass wir die
institutionelle Balance in der europäischen Verfassung
beibehalten. 

Wir sind überzeugt, dass die Bundesregierung dazu
beitragen wird, dass in der Frage der Kommission zu ei-
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nem tragfähigen Kompromiss gefunden wird. Wir sehen,
dass die kleinen und vor allen Dingen die neuen Mit-
gliedstaaten unabhängig davon, dass die Kommission
die Hüterin der Verfassung ist, unbedingt ein Gesicht in
Europa haben möchten, das mit dem Nationalstaat ver-
bunden ist. 

In Bezug auf die doppelte Mehrheit glauben wir,
dass es keinen Spielraum geben wird. Wir fordern die
Bundesregierung auf, an dieser Verhandlungsposition
festzuhalten. Es werden harte Verhandlungen sein. Wir
glauben, dass es Konzessionen und tragfähige Kompro-
misse im Einzelfall geben wird; aber das Gesamtbild
muss stimmen. Ein Ergebnis à la Nizza II, das Problem-
lösungen auf den Sankt-Nimmerleins-Tag verschiebt,
das weder die Aktionsfähigkeit einer immer größeren
EU entscheidend verbessert noch Demokratie und
Transparenz europäischer Politik nachhaltig stärkt, ist
nicht akzeptabel. Die europäische Verfassung darf nicht
mit dem Makel eines Verschiebebahnhofs oder eines Eti-
kettenschwindels belastet werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben volles Vertrauen in das Verhandlungsge-
schick der Bundesregierung. Bundeskanzler Schröder
und Außenminister Fischer wünschen wir für die Ver-
handlungen in Brüssel guten Erfolg.

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Das Wort hat jetzt der Vorsitzende der FDP-Fraktion,

Wolfgang Gerhardt.

Dr. Wolfgang Gerhardt (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wie

Wolfgang Schäuble will auch ich zu der Erklärung des
Bundesaußenministers sagen: 80 bis 85 Prozent dieser
Erklärung muss nicht viel hinzugefügt werden. Aber in-
teressant scheint es mir zu sein, auf einen Gesichtspunkt
zurückzukommen. Als wir hier bei der Beratung des
Vertragswerks von Nizza Bemerkungen zum Ergebnis
gemacht haben, waren die Worte des Außenministers
ganz anders. Herr Außenminister, ich begrüße Ihr An-
kommen in der Wirklichkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Nizza war ein Ergebnis, bei dem auch Sie heute zuge-
stehen müssen: Es war eher wieder der Versuch, ein
Stück Renationalisierung der europäischen Politik zu er-
reichen. Es war sehr von nationalen Interessen bestimmt.
Die Bundesregierung hat nahezu symbolhaft mit dem
Begriff „deutscher Weg“ agiert. Sie hat keine Glaubens-
festigkeit gezeigt und ist dem nicht entschieden entge-
gengetreten.

(Günter Gloser [SPD]: Sie waren auch mal 
besser!)
Es war ein Gipfel, der keine europäische Dimension aus-
gestrahlt hat.

Das Konventsergebnis ist zum ersten Mal die
Chance, zu einem europäischen Denken und zu euro-
päischer Handlungsfähigkeit zu kommen. Die Entschei-
denden, die sich in dieser europäischen Dimension
zusammengefunden haben, waren nicht die Regierungs-
vertretungen, sondern die Parlamentarier. Wir als Freie
Demokraten sind schon früher für den Konvent eingetre-
ten als Sie, 

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Das ist ganz was 
Neues! – Günter Gloser (SPD): Legende!)

weil wir in dieser Phase nur in einer solchen Zusammen-
setzung – und nicht etwa über die Regierungen – die
Chance sahen weiterzukommen. Jetzt geraten wir wieder
durch das Verhalten von Regierungen in die Gefahr, Er-
gebnisse des Konvents zurückzudrehen und erneut den
Weg in andere Dimensionen zu öffnen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Günter Gloser [SPD]: Das
geht nicht zurück!)

– Ich weiß gar nicht, warum Sie dazwischenrufen. Wir
haben da doch gar keine Kontroverse. Warum soll hier
unnötig Streit geführt werden? Es gibt fast symbolhafte
Handlungen, an denen sich das festmacht. Wie ich höre,
ist das genauso das Interesse der Sozialdemokraten. Was
soll denn dann die Geräuschkulisse?

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Wir hören 
Ihnen wenigstens zu!)

Die Frage der doppelten Mehrheit ist geradezu ein
Symbol dafür, ob Europa handlungsfähig bleiben und
Fahrt gewinnen wird oder nicht. Aber dass überhaupt
wieder die Gefahr besteht, dass über die Frage der dop-
pelten Mehrheit verhandelt und gestritten wird, hängt
auch damit zusammen, wie sich die deutsche Bundesre-
gierung und insbesondere die französische Regierung
verhalten haben. Die beiden Nationen werden von ande-
ren Nationen, insbesondere von den kleineren und den
osteuropäischen, nicht mehr als Kristallisationspunkte
angesehen, die die europäischen Dinge vorantreiben,
sondern sie haben ganz klar gesehen, dass die Regierun-
gen dieser beiden Nationen sich daranmachen, ihre na-
tionalen Interessen ganz gewaltig gegen die anderer
durchzusetzen.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Eckart 
von Klaeden [CDU/CSU])

Damit ist natürlich ein Stück Ansehen der deutsch-fran-
zösischen Zusammenarbeit als Motor der Integration
verloren gegangen. 

Nun mag der Bundesfinanzminister zum zehnten Mal
hier begründen, dass er die Frage Einhaltung des Stabili-
tätspaktes anders sieht. Angekommen ist bei allen, 

(Günter Gloser [SPD]: Bei wem? – Gegenruf
des Abg. Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Beim
Volk! – Sabine Leutheusser-Schnarrenberger
[FDP]: Beim Bürger!)
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dass die nationalen Interessen die Deutschen dazu verlei-
ten, einen Vertrag nicht mehr einzuhalten, sie also nach
ihren nationalen Interessen und nicht nach Vertragslage
entscheiden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Dann wundert sich der Außenminister, dass nun andere
aufgrund ihrer nationalen Interessen sagen, dass ihnen
Nizza besser gefällt als das Konventsergebnis. 

Selten ist Deutschland so schwach in einen Gipfel hi-
neingegangen, der darüber hinaus auch noch einer der
wichtigsten Gipfel der europäischen Geschichte ist, 

(Günter Gloser [SPD]: Herr Gerhardt, Sie 
reden am Thema vorbei!)

weil es vorher durch eigenes Verhalten allen Grund dafür
gegeben hat, dass es nicht mehr ernsthaft als glaubwür-
diger Vermittler wahrgenommen wird.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das ist der Ausgangspunkt der Brüsseler Veranstaltung.
Unsere Verhandlungsposition ist zweifellos durch vor-
hergegangenes Tun geschwächt. Das wird sich bemerk-
bar machen. 

Sie, Herr Bundesaußenminister, haben die Büchse der
Pandora ja durch Ihre Verhaltensweise beim Thema Le-
gislativrat geöffnet. Sie haben mit dazu beigetragen, dass
an einer Stelle das Konventsergebnis wieder aufge-
schnürt worden ist.

(Günter Gloser [SPD]: Sie waren doch über-
haupt nicht dabei! – Gegenruf der Abg. Sabine
Leutheusser-Schnarrenberger [FDP]: Haben
Sie doch selbst kritisiert im Ausschuss!)

Deshalb darf man sich jetzt nicht wundern, wenn auch
andere versuchen, die im Konvent erzielten Ergebnisse
wieder ein wenig zu ändern. All diese handwerklichen
Fehler der deutschen Außenpolitik haben sich unbe-
merkt, leicht und nicht klar erkennbar eingeschlichen,
sie bringen uns jetzt aber etwas in Bedrängnis.

(Günter Gloser [SPD]: Ach, Herr Gerhardt,
das ist ein Weihnachtsmärchen! – Weitere Zu-
rufe von der SPD)

Natürlich signalisieren wir als deutsches Parlament,
dass wir ein massives Interesse daran haben, dass das
Konventsergebnis mit aller Macht in Brüssel gehalten
wird. Wir sehen nämlich nicht, dass auf anderem Weg
oder gar bei Regierungskonferenzen Besseres zustande
gebracht werden könnte. Der Bundesaußenminister hat
hier erklärt, dass er die Unterstützung des Parlaments für
eine klare deutsche Haltung hinsichtlich der doppelten
Mehrheit haben möchte. Die haben Sie, Herr Bundes-
außenminister. Es hätte bei keiner der hier sitzenden
Fraktionen der Nachfrage bedurft. Ihre Verhandlungs-
kunst muss es jetzt fertig bringen, dass das in Brüssel ge-
halten wird.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
Da Sie darüber verhandeln, ist es doch völlig legitim,
wenn der Kollege Schäuble – ich sage das auch noch
einmal – vorträgt, was wir im europäischen Interesse
noch gerne hinzugefügt hätten. Es ist nämlich auch an-
gesichts der gesellschaftlichen Situation in Deutschland
zutiefst wichtig, das zu sagen. Es ist nämlich nicht nur
deshalb von der deutschen Bevölkerung Vertrauen in den
Euro gesetzt worden, weil sie glaubte, dass Europa ein
starker ökonomischer Global Player ist, sondern auch
deshalb, weil sie überzeugt werden konnte – im Übrigen
mehr durch Helmut Kohl, Klaus Kinkel und uns als
durch Sie –, 

(Widerspruch bei der SPD)

dass der Euro keine Frühgeburt ist, sondern zu einer sta-
bilen Währung wird, wenn man durch entsprechende
Kriterien für Preisstabilität sorgt und ihn durch eine un-
abhängige Europäische Zentralbank begleiten lässt. 

Deshalb ist es schon sehr entscheidend, dass in einem
Kapitel das Ziel der Preisstabilität und die Rolle der
Europäischen Zentralbank definiert werden. Wenn das
in den richtigen Kapiteln geschieht, ist für jeden klar,
dass es sich bei der EZB um ein unabhängiges Institut
handelt, wie wir es mit der Deutschen Bundesbank hat-
ten. Es ist nicht ein politischer Einfall der Opposition
oder gar nur der Bundestagsfraktion der FDP, Ihnen et-
was für Brüssel mit auf den Weg zu geben, was mühsam
umzusetzen sein wird. Vielmehr sagen der Präsident der
Bundesbank, Ernst Welteke, und auch andere in völliger
Klarheit, dass es zuallererst wichtig ist, dass die Glaub-
würdigkeit des Euros, das Zeichen weit fortgeschrittener
europäischer Integration, erhalten bleibt. Deshalb for-
dern wir Sie auf, beim richtigen Kapitel des Verfas-
sungsvertragsentwurfs noch einmal eine Initiative zu den
Themen Preisstabilität und Unabhängigkeit der EZB zu
ergreifen. Es ist mehr als legitim, wenn wir Ihnen das
mitgeben.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Auch wir wissen, dass solche Verhandlungen Geben
und Nehmen bedeuten. Aber wenn wir wirklich europäi-
sche Handlungsfähigkeit erreichen wollen, darf es nicht
nur zu einem Geben, zu einer Renationalisierung dieses
politischen Vertragswerksentwurfs, kommen. Vielmehr
muss das Geben, die europäische Dimension, deutlicher
werden.

Für die Bundestagsfraktion der FDP bedaure ich, dass
der deutsche Bundeskanzler und der Bundesaußenminis-
ter zum ersten Mal zu einem europäischen Gipfel reisen,
bei dem sie durch vorangegangenes Tun den Eindruck
erwecken, dass sie die europäische Dimension aus den
Augen verloren haben.

(Widerspruch bei der SPD – Günter Gloser 
[SPD]: Meine Güte! Wo leben Sie denn?)

Es wäre besser gewesen, sie hätten einige Schritte deut-
scher Politik, die sich in den letzten Jahren eingeschli-
chen haben, unterlassen.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
(D)
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Anna Lührmann.

Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Die Regierungskonferenz ist der beste Beweis
dafür, dass wir die neue europäische Verfassung wirk-
lich brauchen. Denn von dem europäischen Geist, der
den Konvent zu seinem guten Ergebnis geführt hat, ist in
den jetzigen Verhandlungen nur noch sehr wenig zu spü-
ren. Die nationalen Begehrlichkeiten und Partikularinte-
ressen führen zu altbekannten Blockadehaltungen, die
das ganze Projekt torpedieren können. Plastischer könn-
ten es uns die Regierungen gar nicht vorführen: Wenn
wir in einem erweiterten Europa handlungsfähig bleiben
wollen, dann brauchen wir dringend die neue europäi-
sche Verfassung.

Denn diese bringt – ähnlich wie der Konvent – eine
stärkere Mitbestimmung des Parlamentes und Mehr-
heitsentscheidungen als Regelverfahren. Wir brauchen
auch die doppelte Mehrheit, um die intransparente Stim-
mengewichtung von Nizza abzulösen. Ich will es mit
den Worten der französischen Europaministerin Noëlle
Lenoir sagen: Wir können nicht einerseits den neuen ost-
europäischen Ländern die Tür öffnen und gleichzeitig
Strukturen schaffen, die nicht richtig funktionieren.

Da hat sie vollkommen Recht. Denn die Osterweite-
rung kommt bereits im Mai, und die EU hat ihre Haus-
aufgaben für den Beitritt noch nicht gemacht. Sie steht
gegenüber den neuen Mitgliedstaaten in der Pflicht und
ist es sich auch selbst schuldig, das Projekt Verfassung
erfolgreich abzuschließen. Allerdings brächte ein
Nizza-II-Vertrag, der den Titel Verfassung nicht ver-
diente, Europa keinen einzigen Schritt weiter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Deswegen gilt: Wer den Erfolg der Verfassung nicht
will, der will auch den Erfolg der Erweiterung nicht. Wer
diese Regierungskonferenz und damit die Verfassung
mutwillig zum Scheitern bringen will, der verspielt fahr-
lässig eine historische Chance und gleichzeitig die Zu-
kunft Europas.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Das ist in der Tat eine große Verantwortung, derer sich
einige Staaten wohl noch nicht ganz bewusst sind.

Das Hauptthema, an dem die Verfassung scheitern
könnte, ist, wie Sie alle wissen, die Frage der Stimmen-
gewichtung im Rat. Hier finde ich die unerbittliche Hal-
tung Spaniens und Polens absolut unsolidarisch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Denn die doppelte Mehrheit ist doch ein elementarer
Vorschlag des Konventes. Nur sie wird dem Doppelcha-
rakter der Europäischen Union als Bund gleichberechtig-
ter Staaten und Bürgerinnen und Bürger gerecht. Sie
führt zu transparenteren und demokratischeren Entschei-
dungen.
Was haben Polen und Spanien eigentlich an Argu-
menten vorzubringen?

(Dr. Angela Merkel [CDU/CSU]: Nizza!)

Sie haben nichts vorzubringen als ihr nationales Inte-
resse. Sie können die Ablehnung weder durch demokra-
tietheoretische noch durch verfahrenstechnische Argu-
mente begründen. Denn die doppelte Mehrheit ist in
jeder Hinsicht besser als der undemokratische und in-
transparente Stimmenkuhhandel von Nizza.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Eckart von Klaeden [CDU/
CSU]: Wer hat dem denn zugestimmt?)

– Sie unter anderem auch. – Ich will auf Folgendes hin-
weisen: Nur zwei von 25 Ländern sind gegen die dop-
pelte Mehrheit. 

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Schönen 
Gruß, Herr Kwasniewski!)

In diesem Zusammenhang will ich daran erinnern,
dass in dem Entwurf des Konventes auch für Deutsch-
land viele Kompromisse in wichtigen Fragen enthalten
sind. Deshalb können wir nicht auch noch beim Prinzip
der doppelten Mehrheit nachgeben. Denn wir haben be-
reits mit den deutsch-französischen Vorschlägen vom
letzten Frühjahr unsere Kompromissbereitschaft unter
Beweis gestellt. Schon diese Vorschläge spiegeln einen
Kompromiss zwischen den unterschiedlichen Vorstel-
lungen über die Zukunft Europas wider. 

Vom Verfassungsentwurf insgesamt hätten wir uns
mehr gewünscht: zum Beispiel die qualifizierte Mehrheit
in der Außenpolitik, eine noch stärkere Mitbestimmung
des Europäischen Parlamentes und die Fortentwicklung
zu einer Bürgerkammer. 

Als Grüne hätten wir uns natürlich besonders die Ab-
schaffung des Euratom-Vertrages gewünscht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das ist nicht gelungen und das ist natürlich schmerzhaft
für uns. Aber es ist zumindest gelungen, die Verschmel-
zung der Rechtspersönlichkeiten der Europäischen
Atomgemeinschaft und der neuen EU zu verhindern. Es
ist klar: Euratom gehört nicht zu der neuen, erweiterten
EU. Deutschland wird auf der Regierungskonferenz ge-
meinsam mit anderen Staaten eine einseitige Erklärung
abgeben, in der man sich für eine rasche Einberufung ei-
ner Konferenz der Regierungen einsetzt, um sich mit
dem unzeitgemäßen Euratom-Vertrag zu befassen, der
dann hoffentlich so bald wie möglich abgewickelt wird. 

Diese Beispiele machen deutlich, dass nach dem Prin-
zip der Kompromisssuche und der Kompromissbereit-
schaft als Grundlage der europäischen Zusammenarbeit
gehandelt wird. Deshalb wiederhole ich meinen Appell
an die Konferenzteilnehmerinnen und Konferenzteilneh-
mer: Zeigen Sie europäischen Geist! Lassen Sie die Zu-
kunft Europas nicht an nationalen Egoismen scheitern!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen – besonders diejeni-
gen unter Ihnen, die dem Europaausschuss angehören –,
ein besonders sensibler Punkt ist, dass das Europäische
Parlament in Haushaltsfragen gleichberechtigt mitent-
scheiden kann. Unerträglich sind solche Vorschläge, die
die Kompetenzen des Parlamentes hinter den Status quo
zurückfahren wollen. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Sehr richtig!)

Denn im Konventsentwurf sind entscheidende Verbesse-
rungen der Stellung und der Macht des Europäischen
Parlamentes vorgesehen. Genau diese gilt es zu verteidi-
gen! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich weiß, dass die Bundesregierung an dieser Stelle sehr
deutlich im Sinne der Position unseres Parlamentes ver-
handelt. Dafür möchte ich mich hier ausdrücklich bedan-
ken. 

Ich will ein deutliches Wort an die christdemokrati-
sche Opposition richten. Denn Sie sprechen, was die
Verfassung betrifft, mit zwei Zungen.

(Günter Gloser [SPD]: Mit zwei?)

– Richtig: mit mehr Zungen. – Sie fordern Respekt vor
der Arbeit des Konventes. Ich frage Sie: Wo bleibt Ihr
Respekt, wenn die CDU und insbesondere ihre bayeri-
sche Schwester, Herr Müller, damit drohen, der Verfas-
sung nicht zuzustimmen? Als Hauptgrund dafür führen
Sie an, dass Sie den Gottesbezug vermissen. 

Das Anliegen als solches kann ich verstehen. Aber
daran die Zustimmung zur Verfassung festzumachen
kann ich nicht verstehen! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dr. Klaus
Rose [CDU/CSU]: Und da klatschen die noch,
wenn Sie etwas nicht verstehen!)

Denn auch Sie sollten respektieren, dass für laizistische
Mitgliedstaaten wie Frankreich oder Belgien eine direkte
Bezugnahme auf Gott in einem direkten Widerspruch zu
deren Verfassungen steht. Länder hingegen, die einen
Bezug auf Gott, auf die Verantwortung vor Gott, in ihrer
Verfassung verankert haben, können diese Tradition
auch ohne eine Verankerung in der europäischen Verfas-
sung problemlos aufrechterhalten. 

Deswegen hat der Konvent in der Präambel mit dem
Bezug auf das religiöse, kulturelle und humanistische
Erbe der Europäischen Union eine sehr gute Kompro-
missformel erarbeitet, die die Zustimmung aller Kon-
ventsteilnehmer – auch die Ihrer Konventsteilnehmer –
gefunden hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ein neuer Konsens, der sowohl die Zustimmung des Va-
tikans als auch die der Franzosen findet, ist wohl leider
nicht in Sicht. An einer solchen Stelle den Verfassungs-
entwurf aufschnüren zu wollen ist absolut unverantwort-
lich und widerspricht dem europäischen Modell des fai-
ren Interessenausgleiches. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Auch Hans-Dietrich Genscher schließt sich in dieser
Frage der Verhandlungslinie der Bundesregierung an,
wie ich dem „Tagesspiegel“ von Dienstag entnehmen
konnte. Darin schreibt er: Wer die Verfassung will, der
soll jetzt nicht auch noch draufsatteln. Recht hat er,
meine Damen und Herren von der Opposition. Vielleicht
hätten Sie Ihre heutigen Anträge mit ihm durchsprechen
sollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das gilt insbesondere für den Antrag der FDP und für
die Äußerungen von Herrn Schäuble zum Thema Preis-
stabilität und EZB. Wollen Sie wirklich, dass die Bun-
desregierung die Verfassung aufschnürt, nur weil Sie
meinen, dass das Ziel der Preisstabilität an der falschen
Stelle in der Verfassung steht? Auch die Unabhängigkeit
der Europäischen Zentralbank und der nationalen Zen-
tralbanken ist in Art. I-29 und Art. III-80 ausreichend
rechtlich abgesichert. Das sieht sogar die EZB selber in
ihrer Stellungnahme vom 19. September so.

Herr Schäuble, Herr Gerhardt, wollen Sie der Verfas-
sung wirklich nur wegen eines Präzisierungsvorschlags
nicht zustimmen?

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Wer hat das 
denn angekündigt?)

Etwas weniger Gerhardt und etwas mehr Genscher
würde ich mir an dieser Stelle wünschen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Respekt vor der Leistung des Konvents heißt, den
Verfassungsentwurf nicht aufzuschnüren. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Ihr Außenminister 
ist auch schon von ihm abgewichen!)

– Das ist er nicht. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Das ist er 
wohl! Selbst in Verhandlungen!)

Die Koalition hat diese Linie immer vertreten. Des-
wegen haben wir keine eigenen Vorschläge eingebracht.
Wenn Sie mir einen zeigen können, bin ich gern bereit,
ihn durchzulesen. Die Bundesregierung hat jedoch keine
eigenen Vorschläge eingebracht. Deswegen haben wir
uns auch vehement gegen jede Änderung am Entwurf
eingesetzt.

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Die Bundes-
regierung aber nicht!)

Das Eintreten für die Verfassung sowie das Kämpfen
für den europäischen Kompromiss und die europäische
Lösung machen die deutsche Europapolitik aus. Diesen
europäischen Geist brauchen wir mehr in Deutschland
und im Deutschen Bundestag und wir brauchen ihn mehr
in Europa. Denn nur gemeinsam und nur im europäi-
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schen Geist wird das Zusammenwachsen Europas gelin-
gen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Dr. Wolfgang Gerhardt
[FDP]: Dass der Außenminister das nicht mehr
hören durfte!)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Peter Hintze.

Peter Hintze (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Die Regierungskonferenz befindet sich in einer
veritablen Krise und es ist wahr, dass die Bundesregie-
rung eine der Quellen für diese Krise ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Auch wenn unser Bundesfinanzminister heute nicht
anwesend sein kann, möchte ich ihn ganz kurz zu Wort
kommen lassen:

Auf jeden Fall werden wir unter der Grenze von
3 Prozent bleiben … Wir werden den Stabilitäts-
pakt auf Punkt und Komma einhalten. Dann müsste
schon der Himmel einstürzen.

Das sagte Hans Eichel am 29. Dezember 2001 im „Spie-
gel“. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wenn Sie einen kurzen Blick aus der Kuppel des
Reichstags werfen, werden Sie feststellen, dass sich der
Himmel weiterhin über der Erde wölbt. Eingestürzt ist
allein Hans Eichel mit seinem Bruch des Stabilitäts-
pakts.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Nun könnte man sagen: Das war eine schwerwie-
gende Fehleinschätzung, die jedem einmal passieren
kann. Vielleicht ist sie uns früher auch einmal passiert. 

(Zurufe von der SPD: Was? – Nie!)

– Die Frage der Fehleinschätzung wird schon unter-
stützt. – Die Regierung ist jetzt auf dem Weg der Besse-
rung. Die meisten von Ihnen werden aber leider nicht zu-
gehört haben, als die Rednerin der SPD sagte – das war
inhaltlich ungeheuerlich und hätte größte Aufmerksam-
keit verdient –, die SPD warne vor der Aufnahme von
mehr wirtschaftspolitischen Zielsetzungen in die Verfas-
sung der Europäischen Union. 

Meine Damen und Herren, ich darf der Fraktion der
SPD und der Bundesregierung dringend die Lektüre der
Stellungnahme der Deutschen Bundesbank vom gestri-
gen Tage empfehlen.

(Kurt Bodewig [SPD]: Sie haben nicht zuge-
hört!)

Dieses Dokument ist ein Alarmsignal. Die Bundesbank
sagt, dass unsere Regierung im Moment zusammen mit
den anderen Regierungen in den Verfassungsberatungen
dabei sei, ganz wichtige wirtschafts- und währungspoli-
tische Zielsetzungen, die in Europa über Jahrzehnte ge-
golten hätten, aufzugeben. Das sei ein verhängnisvoller
Fehler.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Günter Gloser [SPD]: Was gilt mehr, der Ver-
tragsentwurf oder die Bundesbank? – Klaus
Uwe Benneter [SPD]: Herr Gauweiler kann
Ihnen da mehr sagen!)

Ich nenne drei klare Punkte: Der erste Punkt betrifft
die Aufgabe des EU-Ziels des nicht inflationären Wachs-
tums. Das klingt technisch, ist aber von größter Bedeu-
tung. Seit 1957 ist das nicht inflationäre Wachstum ge-
mäß Art. 2 des EG-Vertrages eines der zentralen Ziele
der Europäischen Gemeinschaft.

(Günter Gloser [SPD]: Haben wir erreicht!)

Dieses Ziel ist in den neuen Entwurf nicht mehr aufge-
nommen worden. Im Gegenteil: Die italienische Präsi-
dentschaft hat vorgestern einen Text vorgelegt, in dem
alle möglichen Ziele im Sinne einer horizontalen Staats-
zielbestimmung gemäß Kap. 3 des EG-Vertrages be-
schrieben werden. Das ist von großer Bedeutung, denn
darin geht es um die Einzelkompetenzen. Neben sehr
wünschenswerten Dingen von sozialer Gerechtigkeit bis
hin zu einem hohen Bildungsniveau, die wir unterstüt-
zen, wird darin die Voraussetzung für ein hohes Bil-
dungsniveau und für soziale Gerechtigkeit, nämlich ein
inflationsfreies Wachstum, mit keiner Silbe mehr er-
wähnt und ausdrücklich aus dem bisherigen Vertrags-
werk herausgenommen. Das halten wir für falsch.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Zweiter Punkt: Weil die geschätzte Vorrednerin das,
was wir angesprochen haben, offensichtlich nicht ver-
standen hat, will ich es noch einmal liebevoll erklären.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Natürlich macht es einen dramatischen Unterschied, ob
die Sicherung der Preisstabilität eine der Aufgaben der
EZB ist oder ob sie dabei die Politiken der Europäischen
Union insgesamt mitbestimmt. Das ist ein großer Unter-
schied. Wenn Sie das der CDU/CSU nicht glauben, dann
lesen Sie bitte mit Sinn und Verstand die fünfseitige Stel-
lungnahme der Deutschen Bundesbank vom gestrigen
Tage. Darin wird es erläutert. Wir als CDU/CSU halten
es jedenfalls für richtig, dass die Sicherung der Preissta-
bilität wieder zu einem zentralen Ziel der Europäischen
Union wird.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP –
Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das war aber nicht liebevoll!)

Der dritte Punkt betrifft die Stellung der Europäi-
schen Zentralbank. Natürlich macht es einen Unter-
schied, ob wir diese Institution, in die viele Bürger gro-
ßes Vertrauen haben, in der Verfassung als große,
gleichwertige und unabhängige Institution so verankern,
wie das die Mütter und Väter des Maastrichter Vertrages
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konzipiert haben, oder ob wir sie zu einer sonstigen In-
stitution machen. Auch das hat die Deutsche Bundes-
bank festgestellt.

Wir freuen uns über die Stärke des Euro. Wir freuen
uns über die Stabilität unseres Geldes. Das ist Ausfluss
unserer eigenen Politik mit Blick auf den Euro. Die Zu-
kunft erfordert aber, dass die Institutionen der Währung
so gestaltet werden, dass dieses Vertrauen auch in Zu-
kunft dauerhaft Bestand hat. Deswegen ist entscheidend,
dass wir diese zentralen wirtschafts- und währungspoliti-
schen Vorgaben in unserer Verfassungsdiskussion be-
rücksichtigen. Ich finde es fahrlässig, Frau Kollegin
Schwall-Düren, wenn Sie hier sagen, es ist gut, dass im
Verfassungstext nicht mehr wirtschaftspolitische Zielset-
zungen verankert sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ein weiterer Punkt liegt uns sehr am Herzen: Es wird
gesagt, es gebe in Europa unterschiedliche Traditionen
hinsichtlich der Verankerung von religiösen Überzeu-
gungen in Verfassungen. Das ist hier zutreffend referiert
worden. Wir möchten aber auf einen wichtigen Unter-
schied hinweisen: Auf der einen Seite steht die weltan-
schauliche Neutralität des Staates, wie das auch für den
Staat des Grundgesetzes gilt. Auf der anderen Seite aber
ist eine Gesellschaft nur dann stark – das gilt gerade vor
großen Herausforderungen –, wenn sie sich auch einer
klaren Wertegrundlage bewusst ist und wenn sie diese
klare Wertegrundlage auch in ihren Verfassungsdoku-
menten benennt. Deswegen sind wir für klare Verweise
auf die Bedeutung des Christentums für unsere Wert-
überzeugungen und auf die Verantwortung des Men-
schen vor Gott in seinem politischen Handeln.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Im Übrigen habe ich den Eindruck gewonnen, dass es
gelungen ist, auch Frankreich für diesen Gedanken zu
gewinnen. Es wäre sehr schön, wenn diejenigen, die
– auch wenn sie heute nicht mehr anwesend sind – an
der Regierungskonferenz teilnehmen werden, über die-
sen Gedanken auch in der Schlussphase beraten. Denn
hier geht es um unsere Kultur, die einem europäischen
Menschenbild verpflichtet ist, das dem christlichen Ver-
ständnis vom Menschen sowie den Gedanken und Ideen
der Aufklärung folgt und von ihnen geprägt ist. Dieses
Menschenbild hat entscheidend zur Entstehung von frei-
heitlichen und demokratischen Gesellschaften, zu unse-
rem Staatsverständnis, unserem Toleranzverständnis und
zur Vorstellung der Gleichberechtigung von Mann und
Frau beigetragen. 

Bei der Erweiterung der Europäischen Union werden
wir sehr zu fragen haben: Sind die, die bereit und willens
sind, zu uns zu kommen, auch von ihrer wertemäßigen
Überzeugung her in der Lage, diese Gemeinschaft zu
stärken? Europa ist nämlich mehr als eine reine Wirt-
schaftsgemeinschaft. Europa ist eine echte politische
Gemeinschaft. Daher ist die Frage nach den Werten
durchaus angebracht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)
Innenminister Schily hat der türkischen Regierung in
diesen Tagen zu Recht vorgeworfen, dass sie die Rück-
führung türkischer Staatsangehöriger aus Deutschland
durch Ausbürgerung gezielt verhindert. Das ist eines der
Schlaglichter, die aufzeigen, dass zwischen unserem
NATO-Partner Türkei und der Europäischen Union
doch noch beträchtliche Unterschiede bestehen: im
Rechtsverständnis, im Menschenverständnis und auch in
den wertemäßigen Grundlagen. Ich erinnere nur an die
Folterpraxis, die im Fortschrittsbericht der Kommission
und von Menschenrechtsorganisationen ausdrücklich ge-
rügt wird, und an den unzureichenden Schutz der Min-
derheiten. Deswegen ist es uns ein wichtiges Anliegen,
die Regierung davon abzuhalten, uns in der Frage, wer in
Zukunft zur Europäischen Union gehört, mit Blick auf
die Türkei in einen Beitrittsautomatismus drängen zu
lassen, aus dem wir später nur schwer wieder heraus-
kommen. Das hielte ich für einen ganz großen Fehler.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Günter Gloser [SPD]: Mäßiger Beifall!)

Hier komme ich auf einen Konstruktionsfehler der eu-
ropäischen Verfassung zu sprechen, den leider sogar der
Konvent übersehen hat. Der Deutsche Bundestag wird,
wie die anderen nationalen Parlamente und das Europäi-
sche Parlament auch, in der Schicksalsfrage des Beitrittes
eines Staates – es gibt ja noch andere Staaten, die zur Ent-
scheidung anstehen – erst ganz am Ende des Verfahrens
gefragt. Meiner Vorstellung von parlamentarischer De-
mokratie würde es entsprechen, wenn in der Verfassung
ein Recht des Europäischen Parlamentes und der nationa-
len Parlamente verankert wäre, über die Aufnahme von
Beitrittsverhandlungen mitzuentscheiden. Ich glaube,
dann würde ein solches Verfahren mit einem ruhigeren
Blick betrachtet und es würde eine klarere Abwägung
vorgenommen, als wir dies im Moment erleben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD, des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der FDP)

Die Bürger in Europa wollen eine Verfassung. Davon
bin ich überzeugt.

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Herr Kollege Kunze, gestatten Sie eine Zwischen-

frage der Kollegin Sonntag-Wolgast?

Peter Hintze (CDU/CSU): 
Der Kollege Hintze gestattet eine Zwischenfrage,

Frau Präsidentin. Der Kollege Kunze nicht; denn er
spricht im Moment nicht. Bitte.

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): 
Herr Kollege Hintze, darf ich Ihr Plädoyer für eine

Bürgerbeteiligung an einer Abstimmung über die EU-
Verfassung bzw. an dem weiteren Gang der Verhandlun-
gen so verstehen, dass Sie Ihren Widerstand gegen eine
Initiative, auf nationaler Ebene Plebiszite zuzulassen, 

(Sabine Leutheusser-Schnarrenberger [FDP]:
Das müssen gerade Sie sagen! Ach du lieber
Himmel!)
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künftig aufgeben und entsprechende Bemühungen der
Koalition unterstützen wollen?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Heiter-
keit bei Abgeordneten der FDP)

Peter Hintze (CDU/CSU): 
Ich gestehe, dass ich Sie akustisch nur zum Teil ver-

standen habe. Aber so, wie ich Sie inhaltlich verstanden
habe, sind Sie offensichtlich nicht informiert, dass Rot
und Grün gemeinsam – in diesem Punkt unterstützen wir
das – zum großen Kummer der Kolleginnen und Kolle-
gen von der FDP eine Volksabstimmung abgelehnt ha-
ben.

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Die CSU 
auch!)

Vielleicht lassen Sie sich einmal von Ihren eigenen Kol-
legen unterrichten.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP)

Mein zweiter Punkt, Frau Kollegin Sonntag-Wolgast:
Ich wäre schon glücklich, wenn in solchen Schicksals-
fragen wenigstens der Deutsche Bundestag und das Eu-
ropäische Parlament zu dem Zeitpunkt beteiligt würden,
an dem es noch etwas zu entscheiden gibt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die Bürger wollen eine Verfassung, die einen echten
demokratischen Mehrwert bedeutet. Es liegt in der Hand
der Bundesregierung, ob es ihr gelingt, die Verfassung so
zu gestalten. Hierzu sprechen wir ihr die besten Wün-
sche aus. Es ist unser Herzenswunsch, dass es der Bun-
desregierung gelingt, die Verfassung so auszuarbeiten,
dass der Status quo überwunden wird und sie zu einem
politischen Europa mit mehr Effizienz, Transparenz und
Demokratie führt. Leider können wir Ihnen auf der Re-
gierungskonferenz nicht helfen. Wir können nur hoffen,
dass Ihnen das gelingt. Wenn das der Fall sein sollte, ha-
ben Sie unsere Unterstützung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Günter Gloser 
[SPD]: Wir sind verliebt ins Gelingen!)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Zu einer Kurzintervention gebe ich das Wort der Kol-

legin Schwall-Düren.

Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD): 
Sehr geehrter Herr Kollege Hintze, über meine Aus-

führungen, dass zwischen wirtschaftspolitischen und so-
zialen Zielen eine Balance herrschen sollte, haben Sie
sich entsetzt gezeigt. Wir sind uns darüber einig – darauf
möchte ich Sie aufmerksam machen –, dass die europäi-
sche Verfassung zu einer Balance der Institutionen füh-
ren muss. Wir Sozialdemokraten vertreten darüber hi-
naus die Meinung, dass auch eine Balance bei den unter-
schiedlichen Zielsetzungen herrschen muss.
In diesem Verfassungsentwurf ist unserer Auffassung
nach das sehr wichtige Ziel der Preisstabilität ausrei-
chend verankert. In Art. III-69 steht, dass die Wirt-
schafts- und Währungspolitik auf 

der Festlegung gemeinsamer Ziele beruht und dem
Grundsatz einer offenen Marktwirtschaft mit freiem
Wettbewerb verpflichtet ist.

Parallel dazu umfasst diese Tätigkeit ... eine ein-
heitliche Währung ... sowie die Festlegung und
Durchführung einer einheitlichen Geld- sowie
Wechselkurspolitik, die beide vorrangig das Ziel
der Preisstabilität verfolgen.

Zusammen mit den anderen Regelungen zur Preisstabili-
tät ist das Ziel der Sicherung der Preisstabilität also aus-
reichend verankert.

Sie werden es uns als Sozialdemokraten sicher nicht
übel nehmen, dass für uns auch wesentlich ist, dass
sich Aussagen über das so erfolgreiche europäische
Sozialmodell ebenfalls ausreichend in der Verfassung
wiederfinden. Das Ziel eines noch größeren sozialen Zu-
sammenhalts muss Erwähnung finden. Es geht um Qua-
lifizierung, um ausreichenden Gesundheitsschutz und
darum, dass Menschen nicht sozial ausgeschlossen wer-
den. 

Nicht mehr und nicht weniger habe ich in meiner
Rede gesagt. Da wir alle Anhänger einer sozialen Markt-
wirtschaft sind, sollte uns das mehr verbinden als spal-
ten.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Herr Abgeordneter Hintze, Sie haben das Wort. Ich

bitte Sie um Entschuldigung für den Versprecher. Ich
hoffe, es wird kein Dauerversprecher.

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Wir auch!)

Peter Hintze (CDU/CSU): 
Frau Kollegin Schwall-Düren, ich unternehme den

letzten Versuch, Ihnen noch einmal den Unterschied zu
erläutern. Allerdings habe ich nicht allzu viel Hoffnung.
Die Vorschrift, die Sie vorgelesen haben, gilt ausdrück-
lich für einen einzigen Politikbereich. Unser Anliegen ist
es aber, das inflationsfreie Wachstum und die Preisstabi-
lität als Ziele der Union für alle Politikbereiche in der
Verfassung zu verankern. 

Ich hätte gerne eine Auskunft von der Bundesregie-
rung. Leider ist niemand von der Bundesregierung mehr
anwesend, der politisch dazu in der Lage wäre, mir diese
Auskunft zu geben. Es müsste nämlich schon der Bun-
deskanzler oder der Außenminister sein, die sich im Au-
genblick in einer Konferenz befinden. Ich würde gerne
wissen, ob die Bundesregierung der Streichung des in-
flationsfreien Wachstums, wie es in den europäischen
Verträgen seit 1957 steht, tatsächlich zustimmt.
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Ich bin ja nicht befugt, hier aus der Sitzung des Euro-
paausschusses vorzutragen, weil sie nicht öffentlich war.
Ich kann nur meinen Eindruck schildern. Bezüglich die-
ser Frage hatte ich dort einen positiveren Eindruck, als
Sie ihn hier mit Ihren Ausführungen vermittelt haben.
Deswegen hätte ich von der Bundesregierung gerne ge-
wusst, ob sie die Streichung des Ziels des inflations-
freien Wachstums aus den Zielen der Union tatsächlich
für richtig hält.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Jetzt hat der Abgeordnete Michael Roth das Wort.

Michael Roth (Heringen) (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Der Verlauf dieser Debatte beruhigt mich aus zweierlei
Gründen ungemein. Zum einen hat die Opposition außer
dem hinlänglich bekannten Zeter und Mordio, das sie,
wenn es um Europa geht, regelmäßig schreit, nichts zu
bieten. Es sind nur olle Kamellen. Sie veranstalten hier
einen Budenzauber, der zwar möglicherweise zur Jahres-
zeit passt, mit dem Sie sich aber überhaupt nicht an der
Faktenlage orientieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Hintze, es ist schon sehr bedauerlich, dass Sie
bei einer für dieses Haus so wichtigen Debatte, in der es
um die Zukunft Europas und um die Verfassung geht,
abermals Ihr Angstgebäude von der Türkei errichten.

(Kurt-Dieter Grill [CDU/CSU]: Nehmen Sie 
mal die Hand aus der Tasche!)

Das ist verantwortungslos.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Damit tragen Sie zum Populismus in Europa bei, den Sie
auf der anderen Seite scheinheilig bekämpfen wollen.
Das passt nicht zusammen. Auf die Argumente der Op-
position will ich zu einem späteren Zeitpunkt noch ein-
gehen.

Ich will aber noch einen anderen Grund dafür nennen,
warum mich diese Debatte sehr beruhigt. Auch wenn der
eine oder andere das manchmal so nicht sehen möchte,
zeigt es sich doch, dass es zwischen den politischen Par-
teien in diesem Hause wesentliche Unterschiede hin-
sichtlich der Vorstellung von Europa gibt. Die Seite der
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten – den Ko-
alitionspartner schließe ich ausdrücklich ein – kämpft
eben stärker als Sie für ein soziales Europa. Wir streiten
für ein europäisches Sozialmodell, 

(Dr. Hans-Peter Friedrich [Hof] [CDU/CSU]: 
Lächerlich!)

für Chancengleichheit und für soziale Mindeststandards.
Das findet sich auf Initiative der italienischen Präsident-
schaft auch in dem jetzt vorliegenden Kompromisspa-
pier in engagierter Form wieder.
Herr Gerhardt, Sie müssen einmal klären, was Sie ei-
gentlich wollen. Sie fordern eine politische Union. Hier
stimme ich mit Ihnen überein.

(Jörg van Essen [FDP]: Das ist wunderbar!)

Wenn Sie über die EU reden, dann schwadronieren Sie
aber nur über Markt, Wirtschaft, Kapital und Währung.
Das ist doch nicht alles in Europa.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Sie müssen mal
zuhören!)

Es gibt doch auch noch andere Vorstellungen darüber.
Das muss miteinander in Einklang gebracht werden,
sonst laufen die Bürgerinnen und Bürger diesem Europa
weg,

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie laufen der SPD 
weg!)

weil sie Angst haben und befürchten, dass es die zentra-
len Fragen der Zukunft nicht zu lösen vermag. Deswe-
gen müssen wir sozial flankieren und Solidarität ganz
obenan stellen. Dies versucht der Konvent mit dem von
ihm vorgelegten europäischen Verfassungsentwurf. Des-
halb kämpfen wir so engagiert für diesen Vorschlag.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rainder
Steenblock [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] –
Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Was wollten
Sie damit jetzt sagen?)

Vorhin ist die Kollegin Sonntag-Wolgast offensicht-
lich aus akustischen Gründen missverstanden worden.

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Nein!)

Sie hat doch schlicht und ergreifend nur gefragt, ob Sie
bereit sind, Ihren Kampf gegen eine stärkere direkte de-
mokratische Verankerung und mehr plebiszitäre Ele-
mente im Grundgesetz, den Sie seit mehr als fünf Jah-
ren führen, aufzugeben und mit uns in ein Boot zu
steigen, um die direkte Demokratie zu stärken. Dies
muss erst einmal auf der nationalen und dann auf der eu-
ropäischen Ebene geschehen. Sie müssen den Konflikt
in Ihren eigenen Reihen klären. Kürzlich haben die
CSU-Abgeordneten Hans-Peter Friedrich und Herbert
Frankenhauser geäußert, man müsse über die europäi-
sche Verfassung unbedingt in einer Volksbefragung ab-
stimmen lassen. Klären Sie das doch bitte erst einmal in
Ihren eigenen Reihen. Dann können Sie uns kritisieren.
Wir haben hier eine relativ klare Position.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage

des Kollegen Westerwelle?

Michael Roth (Heringen) (SPD): 
Selbstverständlich.

(Günter Gloser [SPD]: Los, Guido!)
(A)
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Dr. Guido Westerwelle (FDP): 
Herr Kollege, Sie sagten, die Opposition müsse be-

züglich der Volksabstimmung Klarheit in ihre eigenen
Reihen bringen. Deshalb möchte ich Sie fragen, wie Sie
sich zu dem Bundesparteitagsbeschluss Ihres Koalitions-
partners stellen, gemäß dem eine Volksabstimmung über
die europäische Verfassung vorgesehen ist, was wir, die
FDP, hier ebenfalls beantragt und gefordert haben.

(Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: Das 
sind zwei verschiedene Dinge!)

Michael Roth (Heringen) (SPD): 
Herr Westerwelle, zunächst einmal freue ich mich,

dass Sie als Führer einer in sich nicht besonders ruhen-
den Partei immer noch Zeit und Muße finden, sich die
Parteitagsbeschlüsse der Grünen anzuschauen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das spricht für Sie und für Ihre Prioritätensetzung. Sie
scheinen den Koalitionspartner ja ausgesprochen ernst
zu nehmen. Aber Sie dürfen doch nicht Äpfel mit Birnen
vergleichen. Das eine war der Hinweis auf nationale Re-
gelungen für mehr direkte Demokratie und das andere
war die europäische Frage.

(Jörg van Essen [FDP]: Diese Antwort ist doch 
peinlich!)

Sie werden bei den Grünen und bei den Sozialdemo-
kraten viele Kolleginnen und Kollegen finden, die auf
der europäischen Ebene für ein Referendum eintreten,
aber aus Verantwortung gegenüber dem gesamten Pro-
jekt sagen: Erst eine Entscheidung auf nationaler Ebene
und im zweiten Schritt kann dann auch die direkte De-
mokratie in Europa folgen.

(Beifall bei der SPD – Lachen bei der CDU/
CSU und der FDP)

– Ich finde es überraschend, dass Sie lachen. Sie haben
in Ihren eigenen Reihen ja offensichtlich überhaupt
keine klare Meinung zu dieser wichtigen Frage.

Ich möchte noch zu einem anderen Punkt kommen,
den der Kollege Schäuble angesprochen hat und den ich
für ausgesprochen verantwortungslos und gefährlich
halte. Auch in unseren Reihen gibt es Unbehagen über
den einen oder anderen Partner in der Europäischen
Union oder auch gegenüber Partnern, die ab dem nächs-
ten Jahr der Europäischen Union zugehören werden.
Aber der Bundesrepublik Deutschland und dieser Bun-
desregierung vorzuwerfen, sie habe sich in den vergan-
genen Jahren nicht als starker und solidarischer Partner
Polens gezeigt, das ist schon, gelinde gesagt, eine Un-
verschämtheit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir haben maßgeblich mit dafür gesorgt, dass Polen in
der ersten Runde aufgenommen wird und der Europäi-
schen Union im nächsten Jahr zugehören kann. Dafür
haben wir uns maßgeblich engagiert. Andere Partner in-
nerhalb der Europäischen Union haben ganz andere
Positionen vertreten. Deshalb können wir mit vollem
Selbstbewusstsein sagen: Wir sind und bleiben an der
Seite Polens.

Wir müssen aber auch, so wie das der Bundeskanzler
und der Außenminister in diesen Minuten tun, den
Freunden deutlich sagen, wo wir mit ihnen nicht über-
einstimmen. Wir sind nicht dafür, dass die Verfassung an
der Frage der doppelten Mehrheit scheitert. Das ist eben
nicht unsere Vorstellung und dafür kämpfen wir.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Günter Gloser [SPD]: Von
Schäuble kann man nichts anderes erwarten!)

Ich will aber auch deutlich sagen, liebe Kolleginnen
und Kollegen – ich schließe mich damit der Kritik, die
viele hier geäußert haben, an –: Der bisherige Verlauf
der Regierungskonferenz ist ausgesprochen kläglich.

(Zuruf von der FDP: Warum?)

Ich vermisse bei einigen Regierungen sowohl die
Reformfähigkeit als auch die Reformbereitschaft. Bei-
des ist schlicht und ergreifend nicht vorhanden. So brin-
gen wir Europa nicht voran. Ich muss das auch namens
meiner Fraktion noch einmal deutlich sagen, weil wir
zum Teil zu Recht sehr hart mit der italienischen Regie-
rung ins Gericht gegangen sind. Aber was sie hier im
Dienste der Bevölkerung Europas und im Dienste der
europäischen Verfassung tut, das muss auch von uns mit
Dankbarkeit und Respekt angesprochen werden. Das ist
ein Gebot der Fairness. Ich finde, dass sich die Italiener
ausgesprochen hilfreich verhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die EU ist kein Markt der nationalen Egoismen. Wir
brauchen in Europa einen Markt der Ideen, einen Markt
der Visionen, wie wir Europa positionieren können als
Antwort auf die Gefahren und auch auf die Chancen der
Globalisierung. Es geht bei den Verhandlungen in der
Regierungskonferenz zwar um Macht und um Geld.
Wenn diese Fragen aber ausschließlich nur noch über die
nationalen Interessen definiert werden, dann sehe ich das
gesamte Projekt in Gefahr.

Bisweilen wird die EU mit einer Kuh verglichen.
Zweifellos mag das Bild gelegentlich stimmen. Aber die
EU ist nicht nur eine Kuh, von der man wissen muss, wo
die Zitzen liegen, damit man Milch bekommt. Man
muss, um in diesem Bild zu bleiben, auch wissen, wie
man die Kuh füttert, damit sie auch in zehn oder 15 Jah-
ren noch Milch geben kann.

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Ganz 
wichtig!)

Diese beiden Punkte gehören zusammen und diese Er-
kenntnis vermisse ich eben bei einigen Partnern in der
Europäischen Union.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Viel wichtiger, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist
die Frage: Wie können wir mehr Demokratie und mehr
Handlungsfähigkeit in die EU bringen? Natürlich stehen
die institutionellen Reformen ganz obenan. Ich freue
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mich, dass Sie dazu offensichtlich keine Alternativvor-
schläge haben und dass Sie in dieser Frage sehr dicht an
der Position der Koalition und der Regierung liegen. Das
ist sicherlich hilfreich. Ich meine auch bei aller Kritik:
Wir haben schon eine ganze Menge erreicht. Fortschritte
sind unverkennbar, wenn ich zum Beispiel an die Wahl
des Kommissionspräsidenten durch das Europäische
Parlament, an die Stärkung des Europäischen Parla-
ments, an die Einführung von Mehrheitsentscheidungen
und an die Bestellung des europäischen Außenministers
denke. Aber die Kritik der Opposition bleibt kleinkariert
und ist ziemlich kläglich. 

(Beifall des Abg. Günter Gloser [SPD])

Ich will nur noch einmal auf die Never-ending-Story
der deutsch-französischen Kooperation hinweisen. 

(Dr. Guido Westerwelle [FDP]: Was heißt 
das?)

Sie müssen in Ihrer Kritik konsequent bleiben. Auf der
einen Seite werfen Sie Deutschland und Frankreich vor,
wir hätten beim Vertrag von Nizza nicht gut genug zu-
sammengearbeitet und deshalb das weitgehende Schei-
tern von Nizza zu verantworten. Auf der anderen Seite
werfen Sie Deutschland und Frankreich jetzt vor, wir
würden zu eng zusammenarbeiten und damit den Inte-
grationsprozess belasten. Beides passt nicht zusammen
und ist heuchlerisch. Deswegen bitte ich Sie um eine
konsequentere und klarere Position. 

(Beifall bei der SPD)

Einen weiteren Fehler dürfen wir nicht machen: Es
geht meines Erachtens in Europa nicht um einen Kampf
der Großen gegen die Kleinen, des Nordens gegen den
Süden, des Westens gegen den Osten, der Reichen gegen
die Armen. Nein, es geht um viel Schlimmeres. Es geht
in der Europäischen Union um einen Kampf der Gestal-
ter auf der einen Seite und der Verhinderer auf der ande-
ren Seite. Das ist gefährlich, weil wir in dieser Frage
nicht weiterkommen. Alle Partner müssen mitmachen.
Alle müssen zum Konsens bereit sein. Alle müssen be-
reit sein, sich um die wesentlichen Fragen zu kümmern:
Demokratie und Handlungsfähigkeit. Dabei muss man
nationale Egoismen überwinden, sonst kommt man nicht
voran. Das muss wenige Stunden vor dem Abschluss der
Regierungskonferenz unser gemeinsamer Appell sein. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Gottesbezug ist mehrfach angesprochen worden.
Ich warne ausdrücklich davor, diese Diskussion entlang
von Fraktionslinien zu führen. Unterstellen Sie bitte
nicht, dass es nicht auch in anderen Fraktionen Kollegin-
nen und Kollegen gibt, die für einen Gottesbezug eintre-
ten und sich engagiert dafür einsetzen. 

(Beifall des Abg. Dr. Peter Gauweiler [CDU/
CSU])

Wir müssen eine Position formulieren, bei der wir das
Kind nicht mit dem Bade ausschütten. Deswegen wer-
den Kolleginnen und Kollegen in einer Erklärung nach
§ 31 der Geschäftsordnung deutlich machen, warum wir
den Antrag der CDU/CSU ablehnen, aber gleichzeitig
für den Gottesbezug eintreten. Es wäre aus meiner Sicht
verfehlt, mit einer solchen Formulierung, wie Sie sie ge-
wählt haben, andere Glaubensgemeinschaften und Reli-
gionen auszugrenzen. 

(Beifall bei der SPD)

Der Gottesbezug geht alle an. Man darf sich nicht nur
auf das vermeintlich christliche Abendland konzentrie-
ren. 

Hier brauchen wir eine gewisse Sensibilität. Die Re-
gierung geht ausgesprochen verantwortungsbewusst da-
mit um, weil sie sehr sensibel und zurückhaltend auf an-
dere Partner zugeht, die, wie das auch Kollegin
Lührmann schon erwähnt hat, eine ganz strenge laizisti-
sche Tradition haben. Wenn wir einen Kompromiss zwi-
schen diesen unterschiedlichen Positionen wollen, brau-
chen wir einen sehr sorgfältigen Umgang mit diesem für
viele von uns wichtigen Thema. Um diese Sensibilität
bitte ich auch die Kolleginnen und Kollegen von der
Union. Lassen Sie den Schaum vor dem Mund! Er hilft
der Sache nicht und bringt uns nicht voran.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es gibt zwei Ziele, für die wir kämpfen müssen. Das
eine Ziel ist: Es muss auf der Regierungskonferenz ge-
lingen, die Bremsklötze des nationalen Vetos weitge-
hend zu beseitigen. Mit einer Union von 30 und mehr
Mitgliedstaaten – demnächst werden es erst einmal
25 sein – wäre die Handlungsfähigkeit elementar be-
droht, wenn eine Kleinstgruppe oder sogar nur ein Part-
ner mit einem Nein blockieren kann. So bringen wir Eu-
ropa nicht voran. 

Das zweite Ziel – dies ist mir sehr wichtig, weil auch
einige von uns der Ansicht sind, die EU liege einseitig in
den Händen von Bürokraten –: Wir müssen Europa
stärker in die Hände der Bürgerinnen und Bürger legen.
Das geht nur dann, wenn wir klarer zuordnen: Wer ist in
Europa für was verantwortlich? Wir müssen deutlich
machen: Wer muss für welche Entscheidung in Europa
belohnt oder auch abgestraft werden? Das muss den
Menschen klar werden. Das muss auch bei den Wahlen
zum Europäischen Parlament deutlicher werden. 

Dazu gibt der Verfassungsentwurf des Konvents ei-
nige zukunftsweisende Antworten. Wenn wir das umset-
zen, dann bringen wir den Bürgerinnen und Bürgern die-
ses auch für unsere nationale Handlungsfähigkeit
zentrale Projekt näher. Deswegen sollten wir bei aller
Skepsis mit Optimismus an die noch verbleibenden Ver-
handlungen in der Regierungskonferenz herangehen.
Spielräume ja, aber keine Leftovers.

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Herr Kollege, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Michael Roth (Heringen) (SPD): 
Ich komme zum Schluss.

Die Vertagung der Regierungskonferenz löst kein
Problem. Brauchen wir wirklich den Aufstand der Parla-
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mente, den die „Financial Times Deutschland“ fordert?
Ich glaube, nicht. Aber wir brauchen Parlamentarierin-
nen und Parlamentarier, die nicht nur bei der Frage des
Gottesbezuges die europäische Verfassung mit Leiden-
schaft begleiten, sondern sie auch in anderen wesentli-
chen Politikfeldern aktiv unterstützen. Das ist unsere
Aufgabe hier im Deutschen Bundestag. Lassen Sie sie
uns gemeinsam mit der Regierung engagiert wahrneh-
men! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Sabine

Leutheusser-Schnarrenberger.

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP): 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Diese Debatte ist sehr erhellend. Vor allen Dingen
in einem Punkt zeigt sie ein vollkommenes Durcheinan-
der der Meinungsbildung bei SPD und Grünen, nämlich
im Hinblick auf die Frage der Beteiligung der Bürge-
rinnen und Bürger und einer Volksabstimmung über
die Einführung der europäischen Verfassung.

(Beifall bei der FDP – Zuruf von der CDU/
CSU: Jawohl!)

Die Beschlusslage der Grünen auf Parteitagen ist klar.
Das Reden hier ist vollkommen gegensätzlich.

(Zuruf von der CDU/CSU: Opportunismus 
pur!)

Das Abstimmungsverhalten hier im Bundestag war
vollkommen anders. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne 
Kastner)

Die SPD-Fraktion hat sich zu unserem Antrag auch ganz
anders geäußert. Keinerlei Offenheit, gar nichts, sie hat
ihn abgelehnt. Die Chance war da, die Bürgerinnen und
Bürger zu beteiligen. 

(Zuruf der Abg. Anna Lührmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie wollten sie nicht nutzen. Das ist die Realität. 

(Beifall bei der FDP – sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Deshalb müssen diese Widersprüche auch in dieser
Debatte deutlich gemacht werden; denn es geht nicht da-
rum, dass wir uns immer wieder der Allgemeinheiten
vergewissern. Da gibt es keinen Dissens. 

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: Doch!)

– Herr Roth, wir sagen in unserem Antrag, dass der
Konventsentwurf ein Kompromiss ist, den wir im Kern
erhalten wissen wollen. Wir sagen in unserem Antrag
– Sie haben ihn ja Gott sei Dank zum Schluss zum Teil
fast vorgelesen – ganz klar, an die Bundesregierung ge-
richtet: Kämpft dafür, vermeidet die Verschlechterungen
in einigen Punkten, die die italienische Präsidentschaft
in ihre Vorschläge aufgenommen hat! Deshalb hat diese
Debatte auch den Sinn, der Bundesregierung für die
schwierigen Verhandlungen in Brüssel mitzugeben, dass
wir, der Deutsche Bundestag, eine europäische Verfas-
sung, basierend auf den Grundlinien des Konventes,
wollen, 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Sehr richtig!)

dass wir auf keinen Fall eine Verschlechterung des Kon-
ventsentwurfs wollen und dass wir auf keinen Fall wol-
len, dass die Bundesregierung, insbesondere Finanzmi-
nister Eichel, die Hand dafür reicht, dass die Rechte des
Parlaments geschwächt werden. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Das ist doch 
schon geschehen!)

Denn das ist doch der Punkt, den wir zu Recht gemein-
sam, Herr Roth, in den Sitzungen des Europaausschusses
zu Beginn angemahnt haben.

(Beifall bei der FDP – sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich habe es betont, Sie auch. Ich fand, dass es ein Schritt
zum Aufschnüren des Konventsentwurfes war, dass die
Bundesregierung mit ihrem Finanzminister Herrn Eichel
im Ecofin-Rat gesagt hat: Wir wollen diesen Legislativ-
rat nicht. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: So war das!)

Es ist weitergegangen und das Entscheidungsrecht des
Parlaments über den Haushalt ist angeknabbert worden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jetzt müssen wir aus dem Deutschen Bundestag he-
raus der Bundesregierung mitgeben, dass sich das nicht
fortsetzen darf. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Noch nie gab es 
solch ein Chaos!)

Denn wir wollen nicht eine Verfassung, die den Namen
nicht verdient. Wir wollen nicht eine Verfassung, die den
kleinsten gemeinsamen Nenner bildet und deutlich hin-
ter dem Konventsentwurf zurückbleibt.

(Peter Hintze [CDU/CSU]: Richtig!)

Dafür kämpfen wir. Diese Ziele haben wir.

Herr Roth, die Liberalen wissen, wie schwierig Situa-
tionen vor Regierungskonferenzen sind. Ich bedanke
mich bei Frau Lührmann, dass sie hier die Verdienste
von Herrn Genscher erwähnt hat. Er war nämlich der
Motor der deutsch-französischen Integration, ein ehrli-
cher Makler und Vermittler der Interessen derjenigen, 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

die entweder in die Europäische Union wollten oder dort
in der Minderheit sind. Er hat nämlich nicht Interessen
gegeneinander ausgespielt. Wenn er die Verhandlungs-
führung hätte, dann hätten wir heute nicht diese miese
Stimmung vor der Regierungskonferenz, 
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(Beifall bei der FDP – Wilhelm Schmidt [Salz-
gitter] [SPD]: Da unterscheidet sich Herr
Genscher sehr von Ihnen!)

die uns die große Sorge macht, dass der große Wurf
nicht gelingt. Das müssen wir hier ehrlich sagen, wenn
wir schon über die Geschichte der Europapolitik dieses
Hauses sprechen. Wir waren es doch, die die Osterwei-
terung wollten. Wir wollten, dass die zehn Staaten zu-
sammenbleiben. Wir mussten Sie doch überzeugen, weil
Sie sie auseinander haben wollten.

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Lächer-
lich! – Weitere Zurufe von der SPD)

Das ist doch die ehrliche geschichtliche Darstellung der
europäischen Erweiterung.

Nun komme ich auf den Bereich Innen- und Justiz-
politik zu sprechen, den hier noch niemand angespro-
chen hat. Ich fordere die Bundesregierung auf, sich dabei
nicht den Vorschlägen der italienischen Ratspräsident-
schaft anzuschließen, die im Übrigen gute Arbeit ge-
leistet hat. Ich behaupte, dieses Thema stünde auf der
Tagesordnung ganz oben, wenn es bei dieser Regie-
rungskonferenz um einen europäischen Justizminister
gegangen wäre. Jetzt aber wird es unter „ferner liefen“
abgehandelt. Zwar ist es wichtig, dass wir einen europäi-
schen Außenminister bekommen; aber wir dürfen in der
strafrechtlichen Zusammenarbeit nicht zu Verschlechte-
rungen kommen und hinter den Stand von Nizza zurück-
fallen. Diese Gefahr droht: Würde der Vorschlag der ita-
lienischen Präsidentschaft, der auf einem Anliegen
Großbritanniens beruht, beschlossen – dieser Vorschlag
steht in der aktuellen Textvorlage –, bedeutete dies, dass
in der strafrechtlichen Zusammenarbeit eine stärkere In-
tegration, die die Möglichkeit einschließt, Rahmenbe-
schlüsse zu fassen, aufgegeben würde. Dann könnte
nämlich jeder Mitgliedstaat, der sein Rechtssystem für
berührt hält – dies kann jeder Mitgliedstaat immer
sagen –, das Verfahren nicht nur verzögern, sondern
vollkommen blockieren und sogar fordern, dass ein
neues Verfahren beginnt. Dies bedeutete, dass es keine
verbesserte Zusammenarbeit in der Innen- und Justizpo-
litik gäbe. Die Überwindung der Säulenstruktur war aber
unser aller Anliegen. Jetzt ist es in Gefahr. Ich erwarte,
dass die Bundesregierung auch für solche Punkte
kämpft, die heute in der Öffentlichkeit keine Beachtung
finden; denn morgen hätten sich die Mitglieder des Rates
dafür zu rechtfertigen, wenn so etwas tatsächlich im Ver-
fassungstext stünde.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Nächster Redner ist der Kollege Rainder Steenblock,

Bündnis 90/Die Grünen.

Rainder Steenblock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!
Diese Debatte hat gezeigt, vor welcher Herausforderung
die Regierungschefs der europäischen Nationen stehen.
Sie hat die Schwierigkeiten deutlich gemacht; bei der
Analyse dieser Schwierigkeiten hat es in diesem Hause
relativ viel Einigkeit gegeben.

Lieber Kollege Schäuble, lieber Kollege Hintze, eines
lassen wir Ihnen aber nicht durchgehen: dass hier der
Eindruck erweckt wird, die Bundesregierung sei Teil des
Problems, das wir mit dem Verfassungsvertrag haben. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Ja!)

Die Bundesregierung hat in diesem Prozess stets betont
– darin verdient sie die Unterstützung des ganzen Hau-
ses –, Teil der Lösung der Probleme sein zu wollen. Die
Bundesregierung ist mit dem ganz klaren Arbeitsauftrag
in die Verhandlungen gegangen, das Konventsergebnis
zu verteidigen. Demgegenüber hat die Opposition von
Anfang an dieses Paket aufzuschnüren versucht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Sie ist mit einem Paket von Sonderforderungen in den
Deutschen Bundestag gegangen und hat das Ziel, das
Konventsergebnis zusammenzuhalten, nicht mit ver-
folgt. Jetzt, am Ende dieses schwierigen Prozesses, mah-
nen Sie die Ergebnisse an, für die wir die ganze Zeit über
in mühevoller Kleinarbeit gekämpft haben. Eigentlich
sind wir in dieser Frage völlig einig. Deshalb lassen wir
es Ihnen nicht durchgehen, dass Sie die Bundesregierung
in dieser Art und Weise kritisieren. Sie hat beim Zusam-
menhalten des Konventsergebnisses eine verantwor-
tungsvolle und weitgehend erfolgreiche Arbeit geleistet.
Diese historische Wahrheit sollte von Ihnen hier einmal
gewürdigt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Zum Verfassungsprozess spreche ich zwei Probleme
an, die aus meiner Sicht in der Perspektive von großer
Bedeutung sind. Herr Kollege Schäuble hat schon auf
das bei uns zu wenig diskutierte Problem der Kompe-
tenzzuordnung hingewiesen. Es ist für die Zukunft der
EU entscheidend, dass es uns gelingt, dass die Menschen
in unserem Lande wissen, wer wofür verantwortlich ist.
Das gilt für die europäische Ebene, aber natürlich auch
für das Verhältnis von Bundestag, Bundesrat und kom-
munaler Ebene. Wir müssen zu einer klareren Zuord-
nung von Kompetenzen kommen. Dafür haben wir als
unser Instrument die Föderalismuskommission einge-
setzt. Aber um zu Ergebnissen zu kommen, müssen wir
dieses Instrument auch auf nationaler Ebene ernst neh-
men. Wir dürfen nicht nur auf die europäische Ebene
verweisen, wenn es um die Regelung der Zuständigkei-
ten geht. Vielmehr müssen wir unsere eigenen Hausauf-
gaben machen, die darin bestehen, klare Verantwortlich-
keiten für die einzelnen Politikbereiche zuzuweisen.
Dafür brauchen wir sicherlich auch die Unterstützung
des ganzen Hauses.

In diesem Zusammenhang halte ich auch die Subsidi-
aritätskontrolle für wichtig, 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Das taucht
doch im Verfassungsentwurf gar nicht
auf!)
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die ein zentrales demokratisches Instrument hinsichtlich
der Verlagerung der Verantwortung auf die nationale
parlamentarische Ebene darstellt. Angesichts der uns
zurzeit zur Verfügung stehenden Instrumentarien kann
ich mir nicht vorstellen, wie ein Recht auf Subsidiari-
tät in der Praxis umgesetzt werden kann. Wir sollten ge-
meinsam daran arbeiten, ein Instrumentarium zu schaf-
fen, mit dem die Subsidiarität, die wir schließlich alle
wollen, auf parlamentarischer Ebene umgesetzt werden
kann. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Da haben Sie 
Recht!)

Andernfalls enthielte die Verfassung eine weitere Flos-
kel, die nicht mit Leben erfüllt wird. Das würde den Un-
mut nicht nur der Parlamentarier, sondern auch der ande-
ren Menschen in unserem Lande hervorrufen. Deshalb
sollten wir möglichst rasch gemeinsam handeln, um die-
ses Recht in die Praxis umzusetzen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD –
Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Da haben Sie
Recht! Das ist ein reiner Papiertiger!)

Ich habe mich etwas darüber geärgert, Kollege
Hintze, dass Sie auch in diese Debatte das Thema Tür-
kei eingebracht haben. Auch der Kollege Schäuble hat
sich dazu geäußert und gemeint, dass der Rahmen der
Europäischen Union durch den Beitritt der Türkei ge-
sprengt werden würde. Ich halte es für verantwortungs-
los, in dieser Zeit so zu argumentieren. 

Wir alle wissen doch, dass die Aussicht auf den Bei-
tritt zur Europäischen Union in der Türkei entscheidende
Reformen angestoßen hat, für die wir uns alle im Deut-
schen Bundestag lange eingesetzt haben. Dazu gehören
die Abschaffung der Todesstrafe, die Reduzierung des
Einflusses des Militärs auf die Politik und mehr Rechte
für die kurdische Bevölkerung. Alle diese Vorhaben be-
finden sich auf der Verfassungsebene in der Realisie-
rung. Alle diese Reformen wären ohne eine klare Bei-
trittsperspektive der Türkei nicht möglich gewesen. 

Wir stehen – auch gegenüber den Menschen in der
Türkei, für die wir an anderer Stelle die Einhaltung der
Menschenrechte eingefordert haben – in der Verantwor-
tung, unseren Beitrag zum EU-Beitritt zu leisten, statt
der Türkei in der schwierigen Lage nach den Anschlägen
in Istanbul die Tür vor der Nase zuzuschlagen. Die Soli-
darität mit den Türkinnen und Türken nach diesen An-
schlägen verlangt von uns, dass wir den Weg der Türkei
in einen modernen und demokratischen Rechtsstaat un-
terstützen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Das heißt nicht, dass wir irgendeinen Teil der Kopenha-
gener Kriterien zurücknehmen. Darum geht es nicht.
Aber unsere Solidarität gilt den Türkinnen und Türken,
insbesondere denjenigen, die sich in der Türkei um de-
mokratische Reformen bemühen. Dazu muss die Türkei
eine Reihe von Anforderungen erfüllen. Zypern ist nur
ein Stichwort; darüber werden wir heute noch diskutie-
ren. Wir werden darauf pochen, dass die Türkei ihre
Aufgaben ernst nimmt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte gerne noch einen weiteren Punkt anspre-
chen. Zentrales Thema des Europäischen Rates wird die
europäische Sicherheitspolitik sein. Lange Zeit – von
der EPZ in den 70er-Jahren bis zur Verankerung der
GASP durch den Vertrag von Maastricht – hat sich die-
ser Politikbereich im EU-Rahmen nur sehr langsam ent-
wickelt. Erst die ernüchternden Erfahrungen des Koso-
vokonflikts haben dazu beigetragen, die Entwicklung
der europäischen Sicherheitspolitik tatsächlich zu be-
schleunigen. 

Aber seien wir ehrlich: Wer von uns hätte Anfang die-
ses Jahres angesichts der seinerzeit schon erkennbaren
Konflikte die Prognose gewagt, dass wir am Ende dieses
Jahres eine europäische Sicherheitsstrategie verabschie-
den werden? Mein ausdrücklicher Dank – ganz persön-
lich, aber auch namens unserer Fraktion – gilt Javier
Solana, der eine hervorragende Grundlage für die künf-
tige Ausgestaltung der Außen-, Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik in Europa geschaffen hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vielleicht war der innereuropäische Streit um den Irak-
krieg ja doch noch für etwas gut, nämlich als Katalysator
für die GASP und die ESVP. 

Der weitere Ausbau der europäischen und der aus-
wärtigen Politik in Europa ist notwendig, damit die Eu-
ropäische Union endlich – das sage ich nicht aus Groß-
mannssucht, sondern angesichts der Verantwortung, die
wir aufgrund unserer historischen Erfahrung haben – die
Rolle eines verantwortungsvollen Partners in der Welt
spielen kann, der nicht immer nur mit sich selbst be-
schäftigt ist, sondern seinen Teil zu einer gerechten Ge-
staltung der Globalisierung beiträgt. Die Aufgabe, die
Europa weltweit zu erfüllen hat, ist, sich für Demokratie
und Menschenrechte einzusetzen. Dazu bedarf es natür-
lich nicht nur einer Sicherheitsstrategie, sondern selbst-
verständlich auch effizienter Strukturen und angemesse-
ner Fähigkeiten, und zwar sowohl im militärischen als
auch im zivilen Bereich.

Mit dem In-Kraft-Treten der Verfassung bekommt die
EU einen Außenminister und einen europäischen diplo-
matischen Dienst. Das ist für die Stärkung der außenpo-
litischen Handlungsfähigkeit der Europäischen Union
unerlässlich. Wir, die Grünen, hätten uns gewünscht,
dass künftig im Rat auch außenpolitische Entscheidun-
gen mit qualifizierter Mehrheit getroffen werden kön-
nen. Dafür scheint die Zeit noch nicht reif zu sein. Wir
werden dieses Thema aber weiter auf der Tagesordnung
halten. Wenn wir ein außenpolitisch handlungsfähiges
Europa wollen, dann müssen auch in diesem Bereich
Entscheidungen mit qualifizierter Mehrheit getroffen
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)
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Der Anspruch der europäischen Sicherheitsstrategie
muss umgesetzt werden. Sowohl im zivilen als auch im
militärischen Bereich gibt es hier noch einiges zu tun.
Oftmals wird in der öffentlichen Debatte – leider – nur
über den Ausbau der militärischen Fähigkeiten geredet.
Dieser ist wichtig, keine Frage. Gerade wenn wir mit den
anderen europäischen Ländern zusammenarbeiten, geht
es um den finanziellen Mitteleinsatz und auch darum,
auf militärischer Ebene Synergieeffekte zu erzielen, da-
mit nicht mehr alle Kapazitäten und Fähigkeiten in je-
dem Land aufrechterhalten werden müssen. Trotz dieser
großen Aufgabe dürfen wir aber den Aufbau der zivilen
Fähigkeiten nicht aus den Augen verlieren; denn gerade
die zivile Komponente ist das, was Europa zum eigentli-
chen Kompetenzzentrum für Konfliktlösungen macht.
Darauf dürfen und können wir stolz sein. Europa, das
über viele Jahrhunderte der gewalttätigste Teil der Welt
war und das es geschafft hat, zivile Konfliktprävention
zu einem Prinzip des Miteinanders in Europa zu machen
– das zeigen gerade die Erfahrungen nach dem letzten
großen Krieg –, muss aufgrund seiner Kompetenz in der
zivilen Konfliktlösung Verantwortung in der Welt über-
nehmen; denn angesichts der sicherheitspolitischen He-
rausforderungen des 21. Jahrhunderts sind umfassende
zivile Fähigkeiten das A und O, der Schlüssel für eine si-
chere und gerechte Welt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Das wird im militärischen Bereich sicherlich auch
strukturelle Veränderungen erfordern. Ich glaube, dass
wir Grünen auf einem richtigen Weg sind, wenn wir als
eine der Herausforderungen für eine engere militärische
Zusammenarbeit die Professionalisierung der Bundes-
wehr sowie die Wehrpflicht zur Diskussion stellen. Eine
Wehrpflichtarmee ist nach unserer Auffassung den histo-
rischen Aufgaben und Herausforderungen, vor denen die
europäische Sicherheitspolitik nun steht, nicht mehr ge-
wachsen. Je früher wir die Wehrpflicht abschaffen und
die Ressourcen für eine Umstrukturierung der Bundes-
wehr freimachen, um sie auf die neuen Aufgaben vorzu-
bereiten, desto mehr leisten wir auch für die Entwick-
lung der europäischen Sicherheitspolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Angesichts der Herausforderungen, vor denen wir
jetzt stehen, muss ich sagen, dass die Bundesregierung
unsere zentralen Forderungen bisher sehr gut vertreten
hat. Ich glaube, dass wir, der Deutsche Bundestag, gut
beraten sind, wenn wir in der Öffentlichkeit so auftreten,
dass deutlich wird – dieses Hohe Haus muss auch immer
das nationale Interesse repräsentieren; ich habe die Er-
klärungen der FDP so verstanden, dass sie eindeutig das
unterstützt, was die Bundesregierung bisher gemacht
hat –, dass wir die Bundesregierung bei ihrem Versuch
unterstützen, Europa transparenter zu machen und ihm
eine demokratische Verfassung zu geben sowie die Men-
schenrechte, insbesondere den Minderheitenschutz, und
alles andere, was in der Grundrechte-Charta aufgeführt
ist, zu realisieren.
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Herr Kollege, beachten Sie bitte Ihre Redezeit!

Rainder Steenblock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Ich komme zum Schluss. – Dabei verdient die Bun-
desregierung unsere volle Unterstützung. Ich wünsche
ihr auf diesem Weg, was gute Argumente angeht, viel
Kraft und hoffe, dass man in der nächsten Woche über
die Ergebnisse des Europäischen Rates erfolgreich be-
richten kann.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Das Wort hat der Kollege Dr. Gerd Müller, CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Gerd Müller (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Man

muss um Deutschland in Sorge sein. Es geht heute nicht
um das Geschmacksmusterreformgesetz; das steht mor-
gen auf der Tagesordnung. Wir befinden uns am Vor-
abend der Verabschiedung der europäischen Verfassung,
eines Jahrhundertprojekts – es wurde immer wieder pro-
pagiert –, das tief greifende Strukturveränderungen, ja in
gewisser Weise eine Ablösung wesentlicher Teile des
Grundgesetzes zum Ziel hat und zur Folge haben wird. 

Ein Blick nach rechts: Wir haben natürlich Verständ-
nis dafür, dass der Bundeskanzler und der Bundesaußen-
minister den polnischen Staatspräsidenten empfangen.
Zumindest ist ein anderer Bundesminister anwesend:
Herr Minister Struck, Sie bezeugen damit Interesse an
diesem zentralen Thema. Ein Blick nach links: Es ist be-
schämend, dass die Bundesratsbank leer ist, obwohl ele-
mentare Interessen der Bundesländer betroffen sind.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wann, wenn nicht heute, sollten wir im Deutschen Bun-
destag unsere zentralen Anliegen für die Verhandlungen
morgen und übermorgen zur Sprache bringen? Ich wie-
derhole: Die Leere der Bundesratsbank ist beschämend.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD – Michael Roth [Heringen] [SPD]:
Sehr gut! Da stimme ich Ihnen zum ersten Mal
so richtig zu!)

Wir alle wollen den Erfolg der Regierungskonferenz.
Ich sage noch einmal: Wir müssen uns dabei ein Stück
weit gegenseitig ernst nehmen. Dieser Erfolg ist gewiss
schwierig genug. Wolfgang Schäuble hat darauf auf-
merksam gemacht: Noch nie herrschte vor einem Gipfel
so viel Chaos.

(Zuruf von der SPD: Ach was!)

Die Kleinen haben wir verängstigt, die Neuen brüskiert
und innerhalb des Parlaments herrscht kaum Konsens
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über zentrale Punkte. Es gibt keine deutsche Verhand-
lungsposition. Das ist die Ausgangslage.

(Zuruf von der SPD: Der Konventsentwurf ist 
die Grundlage!)

Der Gipfel in Brüssel sollte für eine klare Kompetenz-
aufteilung in der Verfassungsdebatte sorgen, zu mehr
Demokratie führen und die nationalen Parlamente stär-
ken. Auf dieser Basis werden wir den Verfassungsent-
wurf bewerten. Wir geben heute keine abschließende
Bewertung ab. Wir von der Opposition werden dem
Bundeskanzler vier Zielvorgaben für die Verhandlungen
mitgeben, von deren Erreichung wir unsere Zustimmung
abhängig machen werden:

Erstens: eine klare Kompetenzabgrenzung zwischen
Brüssel, Berlin und den Bundesländern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wir wollen mehr Föderalismus und weniger Zentralis-
mus.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das ent-
spricht aber nicht den Intentionen der Kom-
mission, die heute Nachmittag tagt!)

Diese Vorgabe erfüllt der jetzige Verfassungsentwurf
noch nicht.

Brüssel bekommt auf 30 Politikfeldern mehr Kompe-
tenzen. Ich nenne als Beispiel die Koordinierung der
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik. Es gibt eine
neue Generalklausel – jetzt „Flexiblitätsklausel“ ge-
nannt –, die wir nicht wollten. Hinzu kommen neue
Kompetenzen für Brüssel in der Gesundheits-, Energie-,
Tourismus-, Kultur- und Sportpolitik. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Alles über-
flüssig!) 

Ich könnte dies fortsetzen. 
Im Hinblick auf all diese Politikbereiche herrschte in

diesem Hohen Hause bis vor wenigen Monaten Konsens
darüber, dass Brüssel in genau diesen Bereichen keinen
Kompetenzzuwachs erhalten sollte. Man war sich viel-
mehr einig, dass man im Sinne des Föderalismus Kom-
petenzen auf die Bundesländer und auf den Bundestag
zurückverlagern sollte. Eine gegenteilige Entwicklung
ist eingetreten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Vor einem Jahr haben wir hier über das Thema Em-

bryonenschutz eine hochinteressante Diskussion geführt.
Was aus Brüssel kommt, verstößt gegen nationale Rege-
lungen.

Zuwanderung ist seit fünf Jahren hier in Deutschland
ein heißes Thema. Die entsprechenden Kompetenzen
werden in Zukunft nach Brüssel verlagert.

Die kommunale Wasserversorgung – die Ministerprä-
sidenten kämpfen gegen das, was auf sie zukommt; kei-
ner von ihnen ist heute hier – soll zukünftig nicht mehr
in den Kommunen geregelt werden, sondern über Brüs-
sel.

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Falsch!
Das stimmt nicht! – Rainder Steenblock
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Informieren
Sie sich doch mal!)

Darüber müssen wir reden. Das ist nicht der Ansatz,
den wir ursprünglich wollten.

Zweitens. Die europäische Verfassung – falls es über-
haupt eine Verfassung ist – kann nicht ein wertfreies Eu-
ropa begründen. Der jetzige Entwurf der Präambel des
Verfassungsvertrages ist beliebig und unzureichend. Wir
fordern den Gottesbezug in der Präambel. Aus unserer
Sicht ist eine europäische Verfassung, die nicht deutlich
auf die christlich-abendländische Wertetradition und die
daraus resultierende Verantwortung vor Gott Bezug
nimmt, unvollständig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Gottesbezug spaltet nicht; er führt zusammen. Der
Gottesbezug verbindet Islam, Juden- und Christentum.

(Michael Roth [Heringen] [SPD]: So schrei-
ben Sie es aber nicht in Ihrem Antrag! Sie er-
zählen absoluten Stuss!)

Eine Europäische Union ohne Identität verliert den Zu-
sammenhalt für kommende Aufgaben.

Drittens. Die Mitgliedstaaten müssen Herren der
Verträge bleiben. Herr Müntefering, die Ratifizierung
dieses Vertragswerks muss durch dieses Hohe Haus er-
folgen.

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Wer 
zweifelt das an?)

Jetzt befindet sich in der so genannten Passarelle durch
die italienische Ratspräsidentschaft ein Dokument auf
dem Tisch, 

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Sie sind 
nicht auf dem neuesten Stand!)

das etwas enthält, was von Fachleuten mit dem Begriff
des gemeinschaftsautonomen Vertragsänderungsverfah-
rens umschrieben wird. Das heißt, dass sich in Zukunft
die Staats- und Regierungschefs eigenständig neue
Rechte und Zuständigkeiten – durch eigenen Beschluss,
ohne Ratifizierung durch die nationalen Parlamente –
geben können.

(Anna Lührmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Stimmt nicht!)

Damit verlieren wir die Kompetenz. Wir sind nicht mehr
Herren der Verträge. 

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Der Au-
ßenminister hat das schon gestern widerlegt!)

Damit wird Europa zum Staat und begründet eine neue
Staatlichkeit.

Das ist der italienische Vorschlag.

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Der ist 
weg!)

Dieser Vorschlag ist auf dem Tisch. Es liegt an uns, klar
zu machen, dass eine solche Regelung grundgesetzwi-
drig wäre und dazu führen müsste – das wollte ich sehr
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deutlich machen –, dass der Deutsche Bundestag die Ra-
tifizierung des Vertrags ablehnt.

Viertens. Die Aushebelung des Maastricht-Vertrags
ist – Peter Hintze und Wolfgang Schäuble haben das
deutlich gemacht – ein Angriff auf die Währungsord-
nung. Das ist für uns ein ganz zentraler Punkt. Die von
der italienischen Ratspräsidentschaft vorgelegten Vor-
schläge zur Änderung der Währungsverfassung sind ein
Anschlag auf den Euro und auf die Preisstabilität in Eu-
ropa. Dazu möchte ich die jüngste Stellungnahme der
Bundesbank zitieren, die dem Bundeskanzler für den
Fall, dass es bei dieser Vorlage bleibt, empfiehlt, den
Verfassungsentwurf abzulehnen. Die Bundesbank
schreibt – ich zitiere aus dem Dokument vom 10. De-
zember –:

Im Konvent bestand zunächst politischer Konsens,
die Substanz der Währungsverfassung des Vertrags
von Maastricht nicht zu ändern. Dennoch weicht
der nun vorliegende Verfassungsentwurf in ent-
scheidenden Punkten vom Vertrag von Maastricht
ab: im Ziel der Preisstabilität für die gesamte
Union, in der Unabhängigkeit der teilnehmenden
nationalen Notenbanken, in der Stellung der Euro-
päischen Zentralbank (EZB) in der Union und in
der Ermächtigungsklausel für erleichterte Änderun-
gen des EZB-Statuts ... 

Dies war nicht die Ausgangslage für den Beitritt
Deutschlands zur Währungsunion. Blieben die
oben genannten Punkte im Verfassungsentwurf un-
verändert, würde dies die Durchführung einer stabi-
litätsorientierten Geldpolitik erschweren.

So die Bundesbank.

(Michael Glos [CDU/CSU]: Die Bundesbank 
hat Recht!)

Die Bundesbank kommt auch zu einem Fazit. Sollte
es bei dieser Vorlage bleiben, empfiehlt die Bundesbank
Ablehnung. – Wir schließen uns diesem Votum an.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Im Nizza-Vertrag ist – der Kollege Hintze hat es deut-
lich gemacht – das Verfassungsziel „nichtinflationäres
Wachstum“ enthalten. Warum streichen Sie dieses Ver-
fassungsziel an prominenter Stelle in Art. 3? – Weil Sie
sich die Illusion machen, durch mehr Schulden Wachs-
tum anzustoßen. Dafür brauchen Sie Spielraum in der
europäischen Währungsordnung.

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Wer hat
denn über Jahre die meisten Schulden ge-
macht?)

Sie werden mit mehr Schulden aber mehr Inflation und
damit höhere Zinsen bekommen. Ich sage Ihnen: Genau
das ist Ihr Ziel. Aber Inflation ist der organisierte Dieb-
stahl von Vermögen des kleinen Mannes. Diesen Weg
werden wir nicht mitgehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Herr Kollege Müller, Ihre Redezeit ist überschritten.

Dr. Gerd Müller (CDU/CSU): 
Ich fasse zum Schluss zusammen: Herr Müntefering,

Herr Bundeskanzler und Herr Außenminister, diese vier
Punkte sind für uns elementar.

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Keiner 
hat Substanz!)

Der Verfassungsentwurf liegt jetzt auf dem Tisch. Es
gibt leider keine Positionierung der Bundesregierung.
Dass es vor einem Gipfel keine Positionierung der Bun-
desregierung in den Kernpunkten gibt, haben wir noch
niemals erlebt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – Zuruf 
von der SPD: Das ist doch Quatsch!)

Wir werden das Ergebnis vom Sonntag an diesen vier
Punkten messen und dann entscheiden, ob wir ratifizie-
ren können. Wir wollen den Erfolg, wir haben präzise
Vorstellungen und wir wünschen den Verhandlungsfüh-
rern viel Erfolg.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Das Wort hat der Staatsminister Hans Martin Bury.

Hans Martin Bury, Staatsminister für Europa: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Auch diese Debatte spiegelt es wider: Es ist noch keines-
wegs ausgemacht, ob der bevorstehende europäische
Gipfel tatsächlich ein Höhepunkt europäischer Politik
sein wird. Noch zaudern manche Mitgliedstaaten, den
zukunftsweisenden Vorschlägen des Konvents die not-
wendige Unterstützung zu geben. Zugleich gibt es aber
im Herzen Europas Länder, die gewillt sind, den Weg
der Integration auf jeden Fall weiter zu gehen. Wir wol-
len diesen Weg nach Möglichkeit im Rahmen der neuen
Verfassung beschreiten. Das bedeutet aber auch, dass die
Verfassung den geeigneten Rahmen dafür bieten muss.
Es muss uns gelingen, nationale Egoismen zu überwin-
den und Mut zu machen. Die europäische Integration
war immer auch ein Wagnis: der Gemeinsame Markt,
der Wegfall der Binnengrenzen und die gemeinsame
Währung. Wer wagt, gewinnt! Alle Mitgliedstaaten pro-
fitieren von einem starken Europa. 

Europa kann nur gewinnen, wenn sich die Staats- und
Regierungschefs von gemeinsamen Visionen leiten las-
sen und das Interesse an der Fortentwicklung Europas
ihr Denken und Handeln bestimmt. Dabei steht viel auf
dem Spiel; denn die Einigung Europas kann nur gelin-
gen, wenn die EU der 25 handlungsfähiger und transpa-
renter wird, wenn die demokratische Legitimation der
europäischen Institutionen gestärkt wird und sie näher an
die Bürgerinnen und Bürger rücken, wenn die EU be-
greift, dass die Stärke Europas in seiner Vielfalt liegt.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der
Abg. Antje Hermenau [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

In Vielfalt geeint – dieses Motto hat der Konvent für die
Europäische Union vorgeschlagen. Zum ersten Mal in
der Geschichte, so die britische Abgeordnete Gisela
Stuart in der Abschlusssitzung des Konvents, wird Eu-
ropa nicht mit Kreuz und Schwert geeint, sondern fried-
lich in freier Entscheidung und – das füge ich hinzu –
mit der Vision eines starken Europas in einer besseren
Welt. 

Auf dem Europäischen Rat wird die EU erstmals ein
eigenes Sicherheitskonzept verabschieden, das die spe-
zifischen europäischen Erfahrungen widerspiegelt und
deshalb die ganze Bandbreite der Handlungsmöglichkei-
ten nutzt, über die Europa inzwischen verfügt. Dazu ge-
hört politische Überzeugungsarbeit, wie sie Deutsch-
land, Frankreich und Großbritannien geleistet haben, als
sie den Iran von der Notwendigkeit eines nachprüfbaren
Verzichts auf die Entwicklung von Kernwaffen über-
zeugt haben. Dazu gehören wirtschaftliche Sanktionen,
Boykott- oder Embargomaßnahmen. Dazu gehört huma-
nitäre Hilfe, weil sie Entwicklungsperspektiven eröffnet
und damit fundamentalistischen Tendenzen entgegen-
wirkt. Klar ist aber auch, meine Damen und Herren, dass
da, wo Prävention versagt, der Einsatz militärischer Mit-
tel nicht ausgeschlossen werden kann. Deshalb behält
sich die EU in ihrer Sicherheitsstrategie den Einsatz mi-
litärischer Mittel vor; er muss aber im Einklang mit dem
Völkerrecht stehen, das wir stärken wollen. Die Europäi-
sche Union muss, auch durch die neue Verfassung, bes-
ser in die Lage versetzt werden, ihren Werten und Zielen
Geltung zu verschaffen.

Meine Damen und Herren, auch wenn manche das
noch nicht begriffen haben, ist klar: Die EU ist kein
Geldautomat. Sie ist auch weit mehr als ein gemeinsa-
mer Markt. Sie ist vielmehr eine Union gemeinsamer
Werte und Ziele, eine Union der Staaten und eine Union
der Bürger. Auch die institutionellen Regelungen der
Verfassung müssen diesen Charakter der Europäischen
Union aufnehmen. So ist die vom Konvent vorgeschla-
gene doppelte Mehrheit nicht deshalb für uns von so
großem Interesse, weil sie das Gewicht bevölkerungsrei-
cher Staaten im Rat erhöht, sondern deshalb, weil sie
eine Balance zwischen großen und kleinen Mitgliedstaa-
ten schafft, weil sie demokratische Prinzipien achtet,
weil sie logische Konsequenz der Staaten- und Bürger-
union ist und weil sie Gestaltungsmehrheiten erleichtert,
Blockaden schwieriger macht und damit zur Handlungs-
fähigkeit der Europäischen Union beiträgt. 

Ich würde mit Blick auf die Bürgerinnen und Bürger
nicht unterschätzen, dass es zum Wesen der Demokratie
gehört, dass nachvollzogen werden kann, wie Entschei-
dungen zustande kommen. Das wäre nach dem Nizza-
Schlüssel kaum der Fall, die doppelte Mehrheit dagegen
ist einfach und transparent und stärkt damit auch die Ak-
zeptanz europäischer Entscheidungen.

(Beifall bei der SPD) 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen unseren
neuen Partnern klar machen, dass das Bündeln nationa-
ler Souveränität in der Europäischen Union nicht weni-
ger, sondern mehr politische Gestaltungsmöglichkeiten
bringt. Die Kommission hat uns die Argumentation in
den letzten Wochen nicht gerade leichter gemacht. Es
darf nicht der Eindruck entstehen, als entschieden da
bürgerferne Technokraten. Es stimmt bedenklich, wenn
die Kommission binnen weniger Tage gleich mehrfach
Konflikte verschärft, statt sie lösen zu helfen. Das gilt
für die Forschung an embryonalen Stammzellen, für de-
ren Förderung ein Kompromiss zum Greifen nahe war.
Das gilt für die Übernahmerichtlinie, deren ursprüngli-
cher Entwurf die deutschen Unternehmen bei europa-
weiten oder globalen Übernahmen benachteiligt hätte.
Das gilt für das LKW-Fahrverbot, bei dem eine seit Jahr-
zehnten bewährte Regelung gekippt werden sollte. Das
gilt auch für den europäischen Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt.

Was für eine realitätsferne Debatte! Zum Abschluss
der Haushaltsberatungen beklagte Herr Merz hier eine
angebliche Schwächung des Euro. Am selben Tag er-
klärte der Präsident des Bundesverbandes des Deutschen
Groß- und Außenhandels, Herr Börner, er befürchte,
dass der starke Euro die konjunkturelle Erholung gefähr-
den könne. 

(Günter Gloser [SPD]: Die Niederlande!)

Herr Hintze ist in seiner heutigen Rede – noch vehemen-
ter, als er für die Aufnahme des Gottesbezuges in der
Verfassung gekämpft hat – um das Goldene Kalb der
Preisstabilität getanzt.

Meine Damen und Herren, die Unabhängigkeit der
Europäischen Zentralbank und das vorrangige Ziel der
Preisstabilität sind in Teil I der Verfassung – in
Art. 29 – festgeschrieben. Die Preisstabilität ist darüber
hinaus in Teil III in den Art. 69 und 77 genannt. Damit
ist es auch gut. Auch im deutschen Grundgesetz steht in
Art. 1: „Die Würde des Menschen ist unantastbar“ – und
nicht: Die Preisstabilität ist unantastbar.

(Beifall bei der SPD)

Fakt ist: Erstens hat der Kurs des Euro nicht gelitten,
sondern in Relation zum Dollar sogar weiter zugelegt.
Der Außenwert ist stabil. Zweitens haben wir eine Infla-
tionsrate von gerade 1,2 Prozent, faktisch Preisstabilität.
Drittens ist das Zinsniveau noch immer niedrig. Die Sta-
bilität ist nicht gefährdet.

Aber wir haben im dritten Jahr hintereinander kein
Wachstum in Europa. Daher gilt es, die sich abzeichende
Konjunkturbelebung zu unterstützen und nicht abzu-
würgen.

(Beifall bei der SPD)

Der Kollege Gloser hat gerade das Stichwort genannt:
Mit den Niederlanden gibt es leider ein aktuelles Bei-
spiel dafür, dass gerade eine prozyklische Politik die
Gefahr birgt, nicht nur Wachstums-, sondern auch Stabi-
litätsziele zu verfehlen. Deshalb gilt es, die Wachstums-
impulse zu verstärken und die Konsolidierung mit dem
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einsetzenden Wachstum weiterzuführen. Wer nur eines
der beiden Ziele im Blick hat, wird beide verfehlen.

(Beifall bei der SPD)

Es geht uns aber um mehr als konjunkturelle Impulse,
nicht darum, Strohfeuer zu entzünden, sondern darum,
die strukturellen Voraussetzungen für mehr Wachstum
und Beschäftigung zu verbessern – in Deutschland mit
der Umsetzung der Agenda 2010. Meine Damen und
Herren von CDU/CSU und FDP, es gibt einen engen Zu-
sammenhang zwischen der Agenda 2010 und dem Lissa-
bon-Prozess mit dem Ziel, Europa zum wettbewerbsfä-
higsten wissensbasierten Wirtschaftsraum zu machen.
Überall in der Welt wird dieser Zusammenhang positiv
gesehen. Lösen Sie deshalb die Bremse im Bundesrat,
damit die Wirtschaft wieder Fahrt aufnimmt – in
Deutschland und in Europa!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Europäische Rat wird morgen die Wachstumsini-
tiative beraten. Die Bundesregierung legt großen Wert
darauf, im Rahmen dieser Initiative weniger in Beton,
mehr in Köpfe und Können zu investieren: in Bildung,
Forschung und Entwicklung, in die Zukunft unseres
Kontinents – für ein Europa, das demokratisch hand-
lungsfähig, politisch und wirtschaftlich stark ist, ein Eu-
ropa, das seine Werte und Traditionen achtet, sie aber
nicht zur Abgrenzung oder gar als Waffe in der politi-
schen Auseinandersetzung nutzt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt gute Gründe
für die Aufnahme eines Gottesbezuges in die europäi-
sche Verfassung, und zwar unabhängig von den indivi-
duellen Glaubensüberzeugungen. Denn alle, zumeist to-
talitären Staaten, die sich der menschlichen Grenzen
nicht bewusst waren, haben allzu oft die Menschen ins
Unglück gestürzt. Doch wir wissen auch, dass gerade in
Frankreich die konsequente Trennung von Religion und
Staat zu den grundlegenden Prinzipien der Republik
zählt. Ich halte daher die Überlegung der Präsidentschaft
für interessant, nicht nur das christliche Erbe Europas,
sondern auch den säkularen Charakter der Institutionen
der Mitgliedstaaten in der Präambel zu betonen. Die
Bundesregierung unterstützt auch hier die Präsident-
schaft in ihrem Bemühen, in den abschließenden Bera-
tungen zu einem konsensfähigen Vorschlag zu kommen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit der Erweiterung
rückt Deutschland geographisch in die Mitte der Euro-
päischen Union. Mit der Erweiterung und Vertiefung
wird Europa im Bewusstsein der Bürgerinnen und Bür-
ger von einem Randthema mehr und mehr in den Mittel-
punkt ihrer Aufmerksamkeit rücken. Umso mehr gilt es,
auf dem Gipfel in Brüssel die Weichen für ein Europa
der Bürgerinnen und Bürger zu stellen, für ein Europa,
das mit den Veränderungen in unserer Gesellschaft
Schritt hält und auf globale Herausforderungen überzeu-
gende Antworten gibt. 
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Das Wort hat die Kollegin Dr. Gesine Lötzsch.

Dr. Gesine Lötzsch (fraktionslos): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr ge-

ehrte Gäste, ich bin Abgeordnete der PDS. 

(Dr. Klaus Rose [CDU/CSU]: Fraktionslos!)

Heute Morgen haben Bürgerinnen und Bürger vor
dem Reichstag für einen Volksentscheid über die euro-
päische Verfassung demonstriert. Der Verein Mehr De-
mokratie e. V. hatte, wie sich einige Kolleginnen und
Kollegen erinnern werden, bereits am 13. März dieses
Jahres 100 000 Unterschriften für eine Volksabstim-
mung über die europäische Verfassung an die Mitglie-
der des Deutschen Bundestages übergeben. 

Die Grünen haben auf ihrem letzten Parteitag be-
schlossen, eine Volksabstimmung über die europäische
Verfassung durchzuführen. Merkwürdig ist daran aller-
dings – das spielte heute bereits eine Rolle –, dass in die-
sem Haus vor dem Parteitag der Grünen auf Antrag der
FDP eine namentliche Abstimmung über einen Volks-
entscheid über die europäische Verfassung durchgeführt
wurde, den sowohl die CDU/CSU als auch die SPD und
die Grünen abgelehnt haben. Wie ist denn das zu erklä-
ren, meine Damen und Herren? Fürchten Sie etwa eine
Ablehnung dieser Verfassung? 

Aus der Sicht der PDS gibt es drei schwer wiegende
Gründe, die europäische Verfassung in ihrer jetzigen
Form abzulehnen: Erstens. Die Verfassung wird mit je-
der neuen Verhandlungsrunde undemokratischer. Zwei-
tens. Die Verfassung wird mit jeder neuen Verhand-
lungsrunde militärischer. Drittens. Die Verfassung wird
mit jeder neuen Verhandlungsrunde unsozialer. 

Zum Demokratieabbau. Besonders gravierend ist,
dass die Staats- und Regierungschefs im Konventsent-
wurf einen Demokratieabbau vornehmen wollen. So
wird es wahrscheinlich keinen öffentlich tagenden Le-
gislativrat geben. Die Europäische Union wird somit
weiterhin ihre Gesetzgebung hinter verschlossenen Tü-
ren betreiben. Völlig unakzeptabel ist auch das Vorha-
ben, wesentliche Haushaltsrechte des Europäischen Par-
laments zu beschneiden. 

(Beifall der Abg. Petra Pau [fraktionslos])

Zur Militarisierung. Abgesehen davon, dass schon
der Konventsentwurf darauf gerichtet war, die EU zu ei-
ner Militärmacht zu entwickeln, haben die Außenminis-
ter auf ihrem jüngsten Treffen in Neapel im Hinblick auf
die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik
entschieden, die EU künftig stärker der NATO zuzuord-
nen. Tatsache ist doch: Die EU-Sicherheitspolitik soll in
Zukunft vor allem eine militärische Interventionspolitik
sein, ob direkt unter dem Dach der NATO oder im Rah-
men einer strukturierten Zusammenarbeit einiger Mit-
gliedstaaten der EU. Das Protokoll zur strukturierten Zu-
sammenarbeit der Außenminister hält genau an diesem
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zusätzlichen Militarisierungsschritt fest. Das halten wir
für nicht hinnehmbar. 

(Beifall der Abg. Petra Pau [fraktionslos])

Herr Schäuble hat in dieser Debatte beklagt, dass die
Bundeswehr vernachlässigt wird. Ich darf Sie an die
Haushaltsdebatte erinnern: Wir haben festgestellt, dass
in etlichen Teilen des Verteidigungshaushaltes ein nicht
unbeträchtlicher Aufwuchs zu verzeichnen ist. Wir als
PDS im Bundestag – Petra Pau und ich – haben einen
Antrag gestellt, in dem wir ausschließlich an Positionen,
die sich von 2003 zu 2004 erhöht haben, dargestellt ha-
ben, dass man allein durch das Einfrieren dieser Positio-
nen auf dem Niveau von 2003  612 Millionen Euro hätte
einsparen können. Das halten wir für den richtigen Weg,
nicht aber einen weiteren finanziellen Ausbau der Bun-
deswehr. 

(Beifall der Abg. Petra Pau [fraktionslos])

Zum Sozialabbau. Die europäische Verfassung wird,
sollte sie in ihrer jetzigen Form angenommen werden,
zwei völlig unterschiedliche Wirtschaftsphilosophien
enthalten: Soziale Marktwirtschaft und Vollbeschäfti-
gung werden, wie vom Konvent formuliert, in Teil I ste-
hen, eine offene Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb
sowie lediglich ein hohes Beschäftigungsniveau in
Teil III. Das ist ein Widerspruch, der aufgelöst werden
muss. Ansonsten kann man einer solchen Verfassung
nicht zustimmen.

Für uns steht fest: Zum derzeitigen Entwurf der EU-
Verfassung kann man nur Nein sagen. Für uns als PDS,
die sich für den europäischen Verfassungsprozess – ge-
rade durch unser Mitglied Sylvia-Yvonne Kaufmann im
europäischen Konvent – besonders engagiert hat, war
das keine einfache Entscheidung. Aber eine Verfassung,
die in entscheidenden Punkten hinter den berechtigten
Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger zurückbleibt,
kann nicht die Grundlage eines zukünftigen Europas
sein. 

Abschließend möchte ich noch eine Anmerkung zum
Antrag der CDU über die Aufnahme des Gottesbezugs,
über den wir namentlich abstimmen werden, machen. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: CSU! Er ist 
von der CSU initiiert!)

Wir lehnen den Antrag über die Aufnahme des Gottesbe-
zuges in die Verfassung ab. Das ist sicher nicht überra-
schend, ich kann unser Verhalten aber auch begründen.
Wir treten nämlich für die Trennung von Kirche und
Staat, wie es sie auch in vielen anderen europäischen
Ländern gibt, ein. Darüber hinaus stört uns an dem An-
trag, dass er so funktional daherkommt. Man spürt die
Absicht und ist verstimmt. Dieser Antrag soll ein weite-
rer Punkt in der Propaganda gegen die Verhandlungen
mit der Türkei sein. Auch aus diesem Grunde lehnen wir
ihn ab.

Vielen Dank.

(Beifall der Abg. Petra Pau [fraktionslos] –
Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Der Herrgott
wird Ihnen vergeben!)
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Andreas

Schockenhoff, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Andreas Schockenhoff (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wenn der Europäische Rat in Brüssel auf Vorschlag von
Javier Solana eine europäische Sicherheitsstrategie ver-
abschiedet, darf diese nicht als Gegengewicht zur NATO
verstanden werden. Sie muss die transatlantische Sicher-
heitspartnerschaft stärken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Für die CDU/CSU bleibt die NATO das vordringliche
Instrument, um deutsche Sicherheitsinteressen zu verfol-
gen. Dazu hat der Außenminister in seiner Regierungser-
klärung ein verbales Bekenntnis abgelegt. Leider hat die
Bundesregierung diesen Grundkonsens deutscher und
europäischer Außen- und Sicherheitspolitik wiederholt
durch taktische Spiele infrage gestellt. 

Im Februar dieses Jahres hat eine Gruppe europäi-
scher NATO-Mitglieder unter deutsch-französischer
Führung die Vorbereitung auf eine eventuell erforderli-
che Verteidigung der Türkei blockiert, damit die NATO
handlungsunfähig gemacht und unseren Sicherheitsinte-
ressen geschadet. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Im April dieses Jahres haben Deutschland, Frank-
reich, Belgien und Luxemburg auf dem „Pralinen-Gip-
fel“ den Aufbau einer europäischen militärischen Füh-
rungsstruktur mit einer von der NATO unabhängigen
Planungszentrale vorgeschlagen. Auch das hat die ge-
meinsamen europäischen Sicherheitsinteressen nicht be-
fördert, sondern ihnen geschadet.

Viele EU-Partner und mittelosteuropäische Beitritts-
länder sind nicht bereit, sich in Fragen der europäischen
Integration von Deutschland und Frankreich bevormun-
den zu lassen. Der Kollege Schäuble hat zu Recht darauf
hingewiesen, dass Deutschland und Frankreich Europa
nicht spalten dürfen, sie müssen vielmehr die europäi-
sche Integration befördern. Besonders Menschen aus
Grenzräumen wie unsere frühere Kollegin Ortrun
Schätzle haben darauf immer besonderen Wert gelegt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das gilt insbesondere für die Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik. So wie wir jahrzehntelang darauf be-
dacht waren, die USA und Frankreich nicht als strategi-
sche Alternativen zu sehen, so dürfen wir Polen und die
anderen neuen Mitglieder nicht in die Situation bringen,
sich zwischen transatlantischer und europäischer Sicher-
heit entscheiden zu müssen. Das schließt verteidigungs-
politische Initiativen im EU-Rahmen keinesfalls aus, im
Gegenteil: Sie sind sogar angesichts der Schwäche der
Europäer, ihre eigene Sicherheit zu gewährleisten, zwin-
gend erforderlich. 
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Es kann allerdings nicht unser oberstes Ziel sein, ohne
Konsultationen in der NATO, das heißt vor allem ohne
die Vereinigten Staaten über den Einsatz militärischer
Mittel entscheiden zu können. Vielmehr müssen
Deutschland, Frankreich und Großbritannien gemein-
same Anstrengungen unternehmen, um die Bündnisfä-
higkeit mit den Vereinigten Staaten wiederherzustellen
und die volle Leistungsfähigkeit der EU-Eingreiftruppe
und der eigenen Streitkräfte zu erreichen. Nur so kann
der europäische Pfeiler der NATO einen eigenständigen
Beitrag zur gemeinsamen Sicherheit leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Dazu brauchen wir kein europäisches Hauptquartier.
Dazu brauchen wir ein gemeinsames strategisches Kon-
zept, einen strukturierten politischen Abstimmungspro-
zess in der NATO und für EU-Operationen den vollen
Zugriff auf die Führungsinstrumente des nordatlanti-
schen Bündnisses. Wenn wir im Interesse der gemeinsa-
men Sicherheit eine militärische Operation beschließen,
ist die erste Option die NATO als Ganze, die zweite Op-
tion die EU unter Nutzung von NATO-Fähigkeiten, also
„Berlin plus“, und die dritte Option die EU unter Nut-
zung nationaler Führungsstrukturen nach Konsultationen
in der NATO.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Dr. Friedbert Pflüger [CDU/
CSU]: Sehr gut! Klare Hierarchie!)

Die Bundesregierung hat sich mit dem „Pralinen-Gip-
fel“ auf einen Irrweg begeben, der Europa spaltet. Wenn
sie bei der Formulierung der europäischen Sicherheits-
strategie zu einem deutlichen Bekenntnis zur strategi-
schen Zusammenarbeit zwischen EU und NATO zurück-
findet, hat sie unsere volle Unterstützung.

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Wir verstehen die Nordatlantische Allianz nicht als
Instrument amerikanischer Führung. Sie ist das effek-
tivste Instrument zur Durchsetzung gemeinsamer Sicher-
heitsinteressen. Auch die Vereinigten Staaten von Ame-
rika bleiben zum Schutz vor globalen Bedrohungen trotz
ihrer militärischen Dominanz auf ihre europäischen Ver-
bündeten angewiesen. Deshalb müssen auch sie sich im
Interesse der eigenen Sicherheit systematisch mit den
europäischen Partnern abstimmen und sich voll und ganz
in den NATO-Konsultationsprozess einbringen. Die
Nordatlantische Allianz ist eine einzigartige Sicherheits-
partnerschaft. Sie ist für Deutschland, für Europa und für
Amerika unverzichtbar. Die EU muss das europäische
Instrumentarium zur Bekämpfung der neuen Bedrohun-
gen stärken, um das Bündnis insgesamt zu stärken. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP])

Wir fordern die Bundesregierung auf, sich dafür nicht
nur in Brüssel einzusetzen, sondern auch hier, wenn es
um den Verteidigungshaushalt und die Ausstattung der
Bundeswehr geht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)
Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Nächster Redner ist der Kollege Markus Meckel,

SPD-Fraktion.

Markus Meckel (SPD): 
Verehrte Frau Präsidentin! Ich bin mir sicher, dass mir

das ganze Haus wenigstens bei dem Ersten, was ich
sage, zustimmen wird: Ich gratuliere Ihnen ganz herzlich
zu Ihrem heutigen Geburtstag. 

(Beifall)

Frau Leutheusser-Schnarrenberger, Sie haben vorhin
gesagt, dass am Anfang nur die FDP für die Erweiterung
der Europäischen Union gewesen sei. Ich muss Ihnen da
wirklich widersprechen. Ich weiß, dass Sie genauso wie
ich und viele andere in diesem Hause von Anfang an da-
für waren und dass wir gemeinsam die Schwierigkeit
hatten, manch andere in Westeuropa davon zu überzeu-
gen, dass ohne die bald neuen Mitgliedstaaten Europa
unvollständig wäre. Es geht hier in Wahrheit gar nicht
um eine Erweiterung, sondern um die Vervollständi-
gung Europas. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Richtig! Da 
stimmen wir auch alle zu!)

Das will ich noch einmal klar sagen. Hier sind wir in-
haltlich auf der gleichen Linie, aber man sollte das nicht
nur für sich selbst in Anspruch nehmen.

Ein weiterer Punkt, auf den ich zu sprechen kommen
möchte, betrifft den Antrag der CDU/CSU bezüglich der
Verankerung des Gottesbezuges im europäischen Ver-
fassungsvertrag. Der eine oder andere wird mir abneh-
men, dass auch ich sehr dafür wäre, den Gottesbezug in
noch stärkerer Weise in der europäischen Verfassung zu
verankern und nicht nur, wie es jetzt vorgesehen ist, die
Rolle der Kirche nach der jeweils verschiedenen
Rechtstradition in Europa anzuerkennen. Das spielt ge-
rade bei uns in Deutschland eine wichtige Rolle. Ich
wäre sehr für eine Anerkennung und einen Bezug auf
Gott, weil damit deutlich würde, dass wir als Menschen
und damit auch als Politiker nicht allmächtig sind, nicht
über alles verfügen und alles machen können. Ich denke,
das ist ganz wichtig. Deshalb würde ich das sehr begrü-
ßen.

(Beifall des Abg. Dr. Klaus Rose [CDU/CSU])

Ich muss aber gleichzeitig sagen, dass ich es für ein
Problem halte, wenn man glaubt, die Verfassungsgebung
an dieser Frage scheitern lassen zu können. Das halte ich
für hochproblematisch. Ich sehe auch nicht den Zusam-
menhang, der hier hergestellt worden ist, nämlich einen
möglichen Ausschluss islamischer Traditionen. Als
Theologe muss ich sagen: Ohne die arabischen Theoreti-
ker, ohne die arabischen Wissenschaftler hätten wir viele
Texte über die alte griechische und römische Tradition
sowie die theologische Entwicklung des christlichen Eu-
ropas und auch des Mittelalters nicht gehabt. Auch die
islamische Welt gehört in die Tradition, insbesondere in
die geistesgeschichtliche Tradition Europas hinein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Das gilt unabhängig davon, dass schon heute viele Mil-
lionen Menschen, die sich zum Islam bekennen, zu Eu-
ropa gehören und integraler Bestandteil Europas sind.
Der Gottesbezug muss also so formuliert werden, dass
auch sie sich darin wiederfinden können. Leider muss
ich gestehen, dass die Formulierung in Ihrem Antrag
dem nicht ganz angemessen ist, weshalb ich sehr bedau-
ere, ihn heute ablehnen zu müssen.

Von polnischer Seite wurden übrigens gute Vor-
schläge eingebracht, die diese verschiedenen Punkte
sehr gut berücksichtigt haben. Ich wünsche mir sehr,
dass es gelingt, hier gemeinsam mit den Bemühungen
der Bundesregierung doch noch zu einem Ergebnis zu
kommen.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Aber die Bun-
desregierung tut ja an diesem Punkt nichts!)

Wenn sich Frankreich in diesem Punkt bewegen würde,
wäre das durchaus ein, wie ich denke, guter Schritt nach
vorn.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Die Bundes-
regierung ignoriert diesen Punkt!)

Nun möchte ich auf den Aspekt der Sicherheit zu
sprechen kommen. Am Anfang möchte ich Javier
Solana meinen Dank aussprechen, der während der
deutschen Präsidentschaft als damaliger Generalsekretär
der NATO für das Amt des Hohen Vertreters der Euro-
päischen Union für die Gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik vorgeschlagen worden ist und für die Ent-
wicklung der Sicherheitspolitik der EU eine ganz
wichtige Rolle gespielt hat. Er hat das Konzept, das von
uns allen in großer Breite getragen wird, vorgelegt und
der europäischen Außenpolitik ein Gesicht gegeben.
Herzlichen Dank an Javier Solana!

(Beifall bei der SPD)

Wenn man von der europäischen Sicherheit spricht,
muss man auch von der NATO sprechen. Ich halte es für
wichtig, das gerade an dieser Stelle deutlich zu machen;
denn bisher ist die NATO die einzige multilaterale Insti-
tution, die weltweit militärisch handlungsfähig ist. Wir
wissen, dass die Gefahren global sind. Deshalb müssen
gerade wir als Europäer ein großes Interesse an einer
starken und handlungsfähigen NATO haben. Deshalb
wiederum ist es, wie ich glaube, nicht eine Gefahr, wenn
sich Europa stärker sicherheitspolitisch definiert. Viel-
mehr besteht die Gefahr für die NATO darin, dass man
sie nicht angemessen nutzt. Darin sehe ich für die Zu-
kunft wirklich ein Problem.

Wenn wir uns ansehen, dass wir im Kampf gegen den
Terrorismus zwar Art. 5 beschlossen, ihn danach aber
nicht in Anspruch genommen haben – in den USA war
man offensichtlich der Meinung, dass die NATO dazu
nicht genug beitragen könne –, dann ist festzustellen,
dass das Problem für die Zukunft in der Frage besteht,
ob die USA wirklich Sicherheitspolitik im Rahmen der
NATO betreiben wollen. Das wollen wir hoffen, sollten
wir einklagen und mit ihnen besprechen. Dies wird die
NATO stark machen. Wir als Europäer werden ein Inte-
resse daran haben.
Gerade in diesen Tagen und Wochen hört man aus den
USA bezüglich der europäischen Pläne bzw. des Pro-
jekts der Europäischen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik immer wieder starke, kritische Stimmen.
Ich muss gestehen, dass ich dies für falsch halte. Ich
denke, dass es völlig selbstverständlich ist, dass ein Eu-
ropa, das sich zu einer politischen Union entwickelt,
auch eine sicherheitspolitische Identität aufbaut. Alles
andere wäre absurd. Dabei geht es zum Beispiel um die
Solidaritätsklausel bei terroristischen Angriffen oder
ähnlichen Katastrophen, die jetzt glücklicherweise im
Verfassungsentwurf enthalten ist. Wir hoffen, dass wir
auch hinsichtlich der Beistandsformel zu einem Ergebnis
kommen werden. Denn da hier eindeutig Bezug auf die
NATO genommen wird, wären wir als Europäer – ich
möchte es nicht drastisch ausdrücken – geradezu „ver-
rückt“, wenn wir dieses Instrument nicht für uns nutzen
würden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Andererseits muss klar sein: Wenn die USA bzw. die
NATO entscheidet, – ohne die USA wird die NATO
nichts tun –, dass sie in bestimmten Bereichen nicht en-
gagiert sein möchte, dass darüber in Europa entschieden
werden soll, weil es europäische Angelegenheiten be-
trifft, dann müssen wir gemeinsam handlungsfähig sein.
Wir alle wissen, dass wir in dieser Hinsicht noch viel zu
tun haben.

Was die Beistandsklausel angeht, muss ich feststel-
len: Ich hielte es wirklich für absurd, zu sagen, dass man
einem Staat, der sich so stark integriert, wie es die Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union tun, die sich jetzt
sogar eine gemeinsame Verfassung geben, nicht beiste-
hen würde, wenn er angegriffen würde oder in Gefahr
geriete. Deshalb gehört die Beistandspflicht für mich
notwendigerweise in eine europäische Verfassung. Sie
ist keine Konkurrenz zu einer entsprechenden Beistands-
verpflichtung der NATO und widerspricht ihr nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es wird in Zukunft das Amt eines europäischen Au-
ßenministers und einen europäischen Auswärtigen
Dienst geben; und das ist gut so. Ich kann nur hoffen,
dass unser Finanzminister für unseren diplomatischen
Dienst so viel Geld zur Verfügung stellen wird, dass er
ausreichende Ressourcen an Europa abgeben kann.
Denn ich denke, der europäische Auswärtige Dienst
wird einen großen Bedarf haben.

In den Bereichen, in denen die europäische Außenpo-
litik selbstständig handeln muss, bedarf es eigener Pla-
nungskapazitäten. Zusammen mit Frankreich und Groß-
britannien haben wir in dieser Frage eine Lösung
gefunden. Dies wird, wie ich glaube, aber nur der An-
fang sein. Wir müssen selbstständig handeln und den-
ken. Denn was wäre, wenn in Zukunft die beiden Orga-
nisationen, NATO und EU, parallel und selbstständig
handeln müssten? Wenn die EU völlig abhängig von den
Planungskapazitäten der NATO wäre, aber diese in einer
eigenen Operation gebunden wären? Dann wäre die EU
zur Untätigkeit verurteilt.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte darauf hinweisen, dass ich es unter sicher-
heitspolitischen Gesichtspunkten für wichtig ansehe,
dass bereits im kommenden Jahr eine Agentur für Rüs-
tung, Forschung und Beschaffung errichtet wird. Diesen
Vorschlag haben wir gemeinsam mit Frankreich vorge-
legt. Gerade die Rüstungspolitik und die Beschaffungs-
politik, die wesentlich mit unserer Wirtschafts- und
Forschungspolitik zusammenhängen, müssen eine euro-
päische Dimension bekommen. Wir in Europa können
uns nicht dauerhaft damit abfinden, nur amerikanische
Waffen zu kaufen.

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Herr Kollege Meckel, Sie müssen zum Schluss kom-

men. Ihre Redezeit ist überschritten.

Markus Meckel (SPD): 
Ich komme zum Schluss. – Ich halte es für richtig,

dass wir Europäer mit dem Konzept Solanas eine eigene
europäische Sicherheitsstrategie entwickelt haben. Ich
hoffe sehr, dass wir sie verabschieden und gleichzeitig
mit den Vereinigten Staaten im Rahmen der NATO in ei-
nen intensiven Dialog über die Strategie für unsere ge-
meinsame Sicherheit eintreten.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, vielleicht können

Sie den Geräuschpegel so weit senken, dass wir den letz-
ten Redner noch verstehen können. – Als letztem Redner
in dieser Debatte gebe ich das Wort dem Kollegen
Dr. Peter Gauweiler, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Peter Gauweiler (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin, alles Gute zum Geburtstag. – Frau

Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Als Grundlage Europas zählt der jetzt vorliegende Ver-
fassungsentwurf Werte auf, die von der griechischen und
der römischen Zivilisation bis zur Philosophie der Auf-
klärung reichen. Wir halten es für absurd, dass in dieser
Aufzählung das Christentum als Kernelement der euro-
päischen Geistesgeschichte nicht genannt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Egal ob man katholisch oder evangelisch ist: Papst
Johannes Paul II. hat Recht, wenn er sagt, man müsse
auf jeden Versuch reagieren, der den Beitrag des Chris-
tentums aus dem Aufbau des neuen Europas streichen
wolle. Dieser Hinweis auf die christliche Tradition ist
kein Hinweis auf fremde Vergangenheiten, sondern ist
zeitgeschichtlich hochaktuell; man muss nur an die Wie-
dervereinigung Deutschlands und Europas denken. Der
Gottesbezug war wesentlich für die Menschen, die an
den Informationsandachten in der Gethsemane-Kirche
im Ostberliner Stadtbezirk Prenzlauer Berg teilgenom-
men haben. Er war wesentlich für die katholischen Ar-
beiter, die neun Jahre zuvor ein riesengroßes Holzkreuz
vor der staatlichen Werft in Danzig aufrichteten, was in
die Geschichte als „Wunder von Danzig“ eingegangen
ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Grundlage für diese Taten ist das Bekenntnis, dass wir
uns des Evangeliums von Jesus Christus nicht schämen.
Das wollen wir über alle Parteigrenzen hinweg zum
Ausdruck bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Katrin Göring-
Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir
uns auch nicht, Herr Gauweiler!)

Der Gottesbezug ist eine verbindende Klammer und
ein Ausdruck versöhnter Verschiedenheit. Der Direktor
der europäischen Rabbinerkonferenz, Rabbiner Moshe
Rose, hat erklärt, dass der Gottesbezug in der europäi-
schen Verfassung vonseiten der jüdischen Bevölkerung
als erstrebenswert angesehen werde und ausdrücklich
gewünscht sei. Der Vorsitzende des Zentralrats der Mus-
lime in Deutschland, Dr. Nadem Elyas, hat Ähnliches an
Valéry Giscard d’Estaing geschrieben, nämlich dass es
sich von selbst verstehe, dass es die europäischen Mus-
lime begrüßen würden, wenn im künftigen europäischen
Verfassungsdokument auf Gott und das religiöse Erbe
Bezug genommen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Roth
[Heringen] [SPD]: Aber doch nicht nur auf das
Christentum!)

Vorhin wurde von einigen Rednern gesagt, es gebe
hier eine Äquidistanz zwischen dem Vatikan auf der ei-
nen und Frankreich auf der anderen Seite. Das ist nur die
halbe Wahrheit. Die ganze Wahrheit ist, dass sich die
überwiegende Zahl der europäischen Länder für die Auf-
nahme dieses Gottesbezugs – ähnlich wie bei uns im
Grundgesetz von Theodor Heuss formuliert – ausgespro-
chen hat. Irland, Litauen, Malta, Portugal, Polen, Spa-
nien, die Slowakei, Italien, Ungarn, die Niederlande, Ös-
terreich, Luxemburg und Lettland haben sich
ausdrücklich für einen Gottesbezug ausgesprochen bzw.
erheben keine Einwände. Ich glaube nicht, dass der
Deutsche Bundestag hier neutral sein kann. Wir müssen
Farbe bekennen. Dem dient dieser Antrag.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD)

– Weil ich Zwischenrufe der geschätzten Kollegen der
SPD gehört habe, erinnere ich daran: Auch das Godes-
berger Programm stützt sich für Ihre eigenen Grund-
werte nicht nur auf den Humanismus, sondern ausdrück-
lich auch auf das christliche Erbe. Wir sagen: Die
europäische Verfassung sollte nicht hinter das Programm
der SPD zurückfallen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ein berühmter Journalist sagte dieser Tage im Zusam-
menhang mit Weihnachten – ich zitiere –: Gott fand da-
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mals keinen Raum in der Herberge und bekommt heute
keinen Platz in der EU-Verfassung.

(Zuruf von der SPD: Pharisäer!)

– Verehrter Kollege, was heißt hier „Pharisäer“? Wir le-
gen Ihnen hier einen Antrag vor, zu dem Sie Ja oder
Nein sagen können. Das ist immer noch viel besser, als
den Papst zu besuchen, in einer Rede 15-mal „Heiliger
Vater“ zu sagen und dann diesem Antrag nicht zuzustim-
men.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD)

Außerdem hat sich Ihr eigener Bundeskanzler in der
Haushaltsdebatte ausdrücklich dafür ausgesprochen. Er
sagte: Diejenigen in Europa, die dafür eintreten, den
Gottesbezug in die europäische Verfassung aufzuneh-
men, haben ein größeres Recht als diejenigen, die ihn
streichen wollen. Wir wollen nichts anderes, als dass Sie
Gerhard Schröder hier ausnahmsweise einmal geschlos-
sen Recht geben. Ich weiß nicht, warum man so lange
darüber reden muss.

(Beifall bei der CDU/CSU – Beifall des Abg.
Klaus Uwe Benneter [SPD] – Michael Glos
[CDU/CSU]: Das wäre was Neues!)

Ein Europa, dem der Geist seiner Kirchen und Kathe-
dralen keine Erwähnung mehr wert ist, hätte seine Seele
verloren. Kein Euro und keine Denkmalspflege auf der
Welt könnten darüber hinwegtäuschen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Günter Gloser
[SPD]: Herr Gauweiler, Sie haben was verlo-
ren!)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Zu einer Kurzintervention gebe ich dem Kollegen

Joschka Fischer das Wort.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Er war weder
hier noch hat er zugehört! Die ganze Zeit kein
Regierungsmitglied auf der Bank und jetzt
eine solche Show! – Peter Hintze [CDU/CSU]:
Wir sind am Schluss der Debatte! Da gibt es
keine Kurzintervention mehr!)

Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
möchte dem verehrten Kollegen Gauweiler vorab kurz
auf seine Bemerkung bezüglich der Häufigkeit, wie oft
man den Heiligen Vater „Heiliger Vater“ nennt, antwor-
ten. Als Ministrant kann ich Ihnen nur sagen: Das hat
man früh eingeübt und das bleibt, auch nachdem man
dieses hohe Amt aufgegeben hat, bestehen.

Nun zur Sache. Ich glaube, es ist nicht angebracht, in
einer Sache, in der wir uns eigentlich einig sind, so zu
streiten. 

(Zurufe von der CDU/CSU)
– Ich kann Ihnen seitens der Bundesregierung nur noch
einmal unsere Position versichern. Da es ein solch erns-
tes Thema ist, frage ich mich allerdings, warum es in
dieser Form, mit dieser Konfrontation und in dieser
Sprache, vorgetragen wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Ich kann Ihnen an diesem Punkt sagen: Ich persönlich
werde dem Antrag der Union nicht zustimmen.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Scheinheilig!)

Ich kann Ihnen aber ebenfalls versichern, dass die Bun-
desregierung bei dem anstehenden Konvent – das haben
der Bundeskanzler und ich immer wieder gesagt – mit
der Position, die zum Beispiel in unserem Grundgesetz
verankert ist, oder mit ähnlichen Formulierungen sehr
gut leben kann und dass wir uns dafür verwandt haben,
ähnliche Formulierungen in den Konvent einzubringen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Kollege Gauweiler, die Ehrlichkeit gebietet es aber,
zu erwähnen: Wir hatten den Besuch von Ministerpräsi-
dent Berlusconi, der sich auch sehr bemüht und eine
noch weiter gehende Kompromissformel vorgeschlagen
hat, die dann allerdings abgelehnt wurde. Man muss ehr-
licherweise sagen, dass es angesichts dessen, worum es
heute geht, nicht möglich ist, mit bestimmten Mitglied-
staaten, nicht mit uns, einen weiter gehenden Konsens zu
erreichen. Wir werden uns auf der vor uns liegenden
Konferenz dennoch darum bemühen.

Aber ich muss Ihnen auch ehrlich sagen: Die Art und
Weise, wie Sie hier gerade polemisiert haben, zeigt, dass
bei Ihnen offensichtlich das Parteipolitische im Vorder-
grund steht.

(Widerspruch bei der CDU/CSU)

Deswegen werde ich Ihrem Antrag nicht zustimmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Das Wort zur Erwiderung gebe ich dem Kollegen

Gauweiler.

Dr. Peter Gauweiler (CDU/CSU): 
Herr Bundesminister Fischer, Ihre Ermahnung in Sa-

chen Polemik trifft mich tief.

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Das ist gut!)

Ich möchte Ihre diesbezügliche Erfahrung gar nicht in-
frage stellen.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)

Wären Sie vielleicht bereit, nur die Aussage, die Sie
während Ihrer Privataudienz bei Papst Johannes Paul II.
gemacht haben und die zu unser aller Freude über Radio
Vatikan weltweit verbreitet worden ist, hier zur Abstim-
mung zu stellen, sodass Ihre Parteifreunde von den



7164 Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 82. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 11. Dezember 2003

(A) (C)

(B) (D)

Dr. Peter Gauweiler

Grünen und Ihre Koalitionsfreunde aus der SPD zustim-
men könnten? Ich kann in einer Art Geschäftsführung
ohne Auftrag sagen, dass die überwältigende Mehrheit
des Hauses einem solchen Antrag von Ihnen beipflichten
würde.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Ich schließe die Aussprache.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich mache vorsorg-
lich darauf aufmerksam, dass nach der namentlichen Ab-
stimmung weitere Abstimmungen folgen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 a auf. Wir kommen
zur Abstimmung über den Entschließungsantrag der
Fraktion der FDP auf Drucksache 15/2173.

(Unruhe)

– Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie müssen auf Ihren
Plätzen bleiben, damit ich die Mehrheiten genau erken-
nen kann. Vor der namentlichen Abstimmung führen wir
zunächst andere Abstimmungen durch.

Wer stimmt für den Entschließungsantrag der Frak-
tion der FDP auf Drucksache 15/2173? – Gegenpro-
be! – Enthaltungen? – Der Entschließungsantrag ist mit
den Stimmen der Koalition bei Enthaltung der CDU/
CSU und Zustimmung der FDP abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 3 b: Beschlussempfehlung des
Ausschusses für die Angelegenheiten der Europäischen
Union auf Drucksache 15/2188. Der Ausschuss emp-
fiehlt unter Nr. 1 seiner Beschlussempfehlung die An-
nahme des Antrags der Fraktionen von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen auf Drucksache 15/1878 mit dem
Titel „Die Errungenschaften des Konvents sichern – das
europäische Verfassungsprojekt erfolgreich vollenden“.
Es ist vereinbart, dass über den Antrag der Fraktionen
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen abgestimmt
werden soll. Wer stimmt für den Antrag auf Druck-
sache 15/1878? – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Der
Antrag ist mit den Stimmen der Koalition bei Gegen-
stimmen der CDU/CSU und Enthaltung der FDP sowie
der beiden fraktionslosen Abgeordneten angenommen.

Unter Nr. 2 seiner Beschlussempfehlung empfiehlt
der Ausschuss die Ablehnung des Antrags der Fraktion
der CDU/CSU auf Drucksache 15/1694 mit dem Titel
„Für eine zügige Regierungskonferenz über die EU-Ver-
fassung“. Auch hier ist vereinbart, dass über den Antrag
abgestimmt wird. Wer stimmt für den Antrag der Frak-
tion der CDU/CSU auf Drucksache 15/1694? – Gegen-
probe! – Enthaltungen? – Der Antrag ist mit den Stim-
men der Koalition und der FDP bei Gegenstimmen der
CDU/CSU abgelehnt.

Unter Nr. 3 seiner Beschlussempfehlung empfiehlt
der Ausschuss die Ablehnung des Antrags der Fraktion
der CDU/CSU auf Drucksache 15/1695 mit dem Titel
„Gottesbezug im europäischen Verfassungsvertrag“. Es
ist wiederum vereinbart, dass über den Antrag der Frak-
tion der CDU/CSU abgestimmt wird. 

Zu diesem Antrag liegen mir Erklärungen nach § 31
der Geschäftsordnung vor, und zwar von Katrin Göring-
Eckardt plus weiterer sieben Abgeordneter der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen1), von der Kollegin Antje
Vollmer plus vier weiterer Abgeordneter der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen2), von Michael Roth plus weite-
rer 54 Abgeordneter der SPD-Fraktion3), von Kurt
Bodewig plus weiterer drei Abgeordneter der SPD-Frak-
tion4) und von Rolf Stöckel5) sowie von Vera Lengsfeld
plus weiterer Abgeordneter der CDU/CSU-Fraktion
vor.6)

Die Fraktion der CDU/CSU verlangt namentliche Ab-
stimmung. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schrift-
führer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen. Sind die
Plätze an den Urnen besetzt? – Das ist der Fall. Ich er-
öffne die Abstimmung.

Ist ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine
Stimme noch nicht abgegeben hat? – Das ist nicht der
Fall. Ich schließe die Abstimmung. Ich bitte die Schrift-
führerinnen und Schriftführer, mit dem Auszählen zu be-
ginnen. Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung
wird Ihnen später bekannt gegeben.7) 

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, ihre Plätze
bei den Fraktionen wieder einzunehmen, weil wir nun zu
weiteren Abstimmungen kommen. 

Noch Tagesordnungspunkt 3 b: Der Ausschuss für die
Angelegenheiten der Europäischen Union empfiehlt un-
ter Nr. 4 seiner Beschlussempfehlung auf Druck-
sache 15/2188 die Ablehnung des Antrags der Fraktion
der FDP auf Drucksache 15/1801 mit dem Titel „Preis-
stabilität als Ziel im EU-Verfassungsvertrag festschrei-
ben – Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank si-
chern“. Auch hier soll über den Antrag abgestimmt
werden. Wer stimmt für den Antrag der Fraktion der
FDP auf Drucksache 15/1801? – Gegenprobe! – Enthal-
tungen? – Der Antrag ist mit den Stimmen der Koalition
gegen die Stimmen der CDU/CSU und der FDP abge-
lehnt.

Tagesordnungspunkt 3 c. Wir kommen zur Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft und Arbeit
auf Drucksache 15/2183 zum Antrag der Fraktion der
FDP mit dem Titel „Daseinsvorsorge nicht gegen Wett-
bewerb ausspielen“. Der Ausschuss empfiehlt, den An-
trag auf Drucksache 15/1712 abzulehnen. Hier stimmen
wir wie üblich über die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses ab. Wer stimmt für die Beschlussempfehlung
des Ausschusses? – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Die
Beschlussempfehlung ist mit den Stimmen der Koalition
bei Gegenstimmen der FDP und Enthaltung der CDU/
CSU angenommen. 

1)  Anlage 2
2)  Anlage 3
3)  Anlage 4
4)  Anlage 5
5)  Anlage 6
6)  Anlage 7
7)  siehe Seite 7168 D
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Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Bevor ich dem Kollegen Dr. Norbert Lammert das

Wort erteile, gebe ich das von den Schriftführerinnen
und Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung bekannt. Abgegebene Stimmen 584.
Mit Ja haben gestimmt 265, mit Nein haben ge-
stimmt 315, Enthaltungen 4. Der Antrag ist damit abge-
lehnt.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebenen Stimmen: 583;
davon

ja: 265
nein: 314
enthalten: 4

Ja

CDU/CSU

Ulrich Adam
Ilse Aigner
Peter Altmaier
Dietrich Austermann
Norbert Barthle

Dr. Wolf Bauer
Günter Baumann
Ernst-Reinhard Beck 

(Reutlingen)
Veronika Bellmann
Dr. Christoph Bergner
Otto Bernhardt
Dr. Rolf Bietmann
Clemens Binninger
Renate Blank
Peter Bleser
Antje Blumenthal
Dr. Maria Böhmer
Jochen Borchert
Wolfgang Börnsen 

(Bönstrup)
Wolfgang Bosbach
Dr. Wolfgang Bötsch

Klaus Brähmig
Dr. Ralf Brauksiepe
Helge Braun
Monika Brüning
Georg Brunnhuber
Verena Butalikakis
Hartmut Büttner 

(Schönebeck)
Cajus Caesar
Manfred Carstens (Emstek)
Peter H. Carstensen 

(Nordstrand)
Gitta Connemann
Leo Dautzenberg
Hubert Deittert
Albert Deß
Alexander Dobrindt
Vera Dominke

Thomas Dörflinger
Marie-Luise Dött
Maria Eichhorn
Rainer Eppelmann
Anke Eymer (Lübeck)
Georg Fahrenschon
Ilse Falk
Dr. Hans Georg Faust
Albrecht Feibel
Enak Ferlemann
Ingrid Fischbach
Hartwig Fischer (Göttingen)
Dirk Fischer (Hamburg)
Axel E. Fischer (Karlsruhe-

Land)
Dr. Maria Flachsbarth
Klaus-Peter Flosbach
Herbert Frankenhauser
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Swen Schulz (Spandau)
Dr. Angelica Schwall-Düren
Dr. Martin Schwanholz
Rolf Schwanitz
Erika Simm
Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk
Dr. Cornelie Sonntag-

Wolgast
Wolfgang Spanier
Dr. Margrit Spielmann
Jörg-Otto Spiller
Dr. Ditmar Staffelt
Ludwig Stiegler
Rolf Stöckel
Christoph Strässer
Rita Streb-Hesse
Dr. Peter Struck
Joachim Stünker
Jörg Tauss
Jella Teuchner
Dr. Gerald Thalheim
Wolfgang Thierse
Franz Thönnes
Hans-Jürgen Uhl
Rüdiger Veit
Simone Violka
Jörg Vogelsänger
Ute Vogt (Pforzheim)
Dr. Marlies Volkmer
Hans Georg Wagner
Hedi Wegener
Andreas Weigel
Reinhard Weis (Stendal)
Petra Weis
Gunter Weißgerber
Matthias Weisheit
Gert Weisskirchen 

(Wiesloch)
Dr. Ernst Ulrich von 

Weizsäcker
Jochen Welt
Dr. Rainer Wend
Lydia Westrich
Inge Wettig-Danielmeier
Dr. Margrit Wetzel
Andrea Wicklein
Jürgen Wieczorek (Böhlen)
Dr. Dieter Wiefelspütz
Brigitte Wimmer (Karlsruhe)
Engelbert Wistuba
Barbara Wittig
Dr. Wolfgang Wodarg
Verena Wohlleben
Waltraud Wolff 

(Wolmirstedt)
Heidi Wright
Uta Zapf
Manfred Helmut Zöllmer
Dr. Christoph Zöpel

BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN
Kerstin Andreae
Marieluise Beck (Bremen)
Volker Beck (Köln)
Cornelia Behm
Birgitt Bender
Matthias Berninger
Grietje Bettin
Alexander Bonde
Ekin Deligöz
Dr. Thea Dückert
Jutta Dümpe-Krüger
Franziska Eichstädt-Bohlig
Dr. Uschi Eid
Hans-Josef Fell
Joseph Fischer (Frankfurt)
Katrin Göring-Eckardt
Anja Hajduk
Winfried Hermann
Antje Hermenau
Ulrike Höfken
Michaele Hustedt
Fritz Kuhn
Renate Künast
Undine Kurth (Quedlinburg)
Markus Kurth
Dr. Reinhard Loske
Anna Lührmann
Jerzy Montag
Kerstin Müller (Köln)
Winfried Nachtwei
Friedrich Ostendorff
Simone Probst
Claudia Roth (Augsburg)
Krista Sager
Christine Scheel
Irmingard Schewe-Gerigk
Albert Schmidt (Ingolstadt)
Petra Selg
Ursula Sowa
Rainder Steenblock
Silke Stokar von Neuforn
Hans-Christian Ströbele
Marianne Tritz
Hubert Ulrich
Dr. Antje Vogel-Sperl
Dr. Ludger Volmer
Margareta Wolf (Frankfurt)

FDP
Daniel Bahr (Münster)
Angelika Brunkhorst
Helga Daub
Ulrike Flach
Dr. Christel Happach-Kasan
Klaus Haupt
Birgit Homburger
Michael Kauch
Gudrun Kopp
Jürgen Koppelin
Ina Lenke
Sabine Leutheusser-

Schnarrenberger
Markus Löning
Dirk Niebel
Günther Friedrich Nolting
Hans-Joachim Otto 

(Frankfurt)
Eberhard Otto (Godern)
Cornelia Pieper
Dr. Günter Rexrodt
Dr. Max Stadler
Dr. Rainer Stinner
Dr. Claudia Winterstein

Fraktionslose Abgeordnete

Dr. Gesine Lötzsch
Petra Pau

Enthalten

FDP
Otto Fricke
Dr. Karl-Heinz Guttmacher
Ulrich Heinrich
Gisela Piltz
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Anlagen zum Stenografischen Bericht
Anlage 2

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Katrin Göring-Eckardt,
Christine Scheel, Kerstin Andreae, Friedrich
Ostendorff, Dr. Reinhard Loske, Hans-Josef
Fell, Albert Schmidt (Ingolstadt) und Dr. Antje
Vogel-Sperl (alle BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung
und den Bericht zu dem Antrag: Gottesbezug
im europäischen Verfassungsvertrag (Tagesord-
nungspunkt 3 b) 

Ich stimme dem Antrag auf Drucksache 15/1695
nicht zu.

Die Forderung, einen Bezug auf Gott, auf die christ-
lich-jüdischen und humanistischen Traditionen Europas
in der europäischen Verfassung zu verankern, befür-
worte ich.
Mit der Erwähnung Gottes in der Präambel der EU-
Verfassung würde ein Maßstab für verantwortliches
Handeln in Politik und Gesellschaft benannt. Der expli-
zite Gottesbezug würde daran erinnern und sicherstellen,
dass weder der Gedanke der Nation noch der Rasse, des
Staates oder einer Ideologie absolute Geltung über Men-
schen beanspruchen darf. Das wäre eine Mahnung, die
vor dem Hintergrund der jüngeren deutschen wie der eu-
ropäischen Geschichte für sich Verfassungsrang bean-
spruchen kann.

Dem Antragstext einschließlich seiner Begründung
kann ich dennoch nicht zustimmen, da er sich aus-
schließlich auf die christlich-abendländische Wertetradi-
tion bezieht. Damit wird vergessen, dass auch die jüdi-
sche und zu bestimmten Zeiten die islamische und auch
die humanistische Tradition dazu beigetragen haben, die
Grundlagen jener unteilbaren und universalistischen
Werte zu schaffen, die die europäische Tradition ausma-
chen, die Werte der Würde des Menschen, der Freiheit,
der Gleichheit und der Solidarität.

Damit grenzt der Antrag bewusst Religionen oder
Weltanschauungen aus, die Europa eben auch politisch,
kulturell und spirituell geprägt haben.

Anlage 3

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Dr. Antje Vollmer, Christa
Nickels, Werner Schulz (Berlin), Josef Philip
Winkler und Thilo Hoppe (alle BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN) zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung und den Bericht zu dem An-
trag: Gottesbezug im europäischen Verfas-
sungsvertrag (Tagesordnungspunkt 3 b) 

Wir unterstützen die Forderung, den Gottesbezug im
europäischen Verfassungsvertrag mit der Formulierung
zu verankern:

„In dem Bewusstsein der Verantwortung vor Gott,
den Menschen und dem, was Europa seinem geistig-reli-
giösen Erbe schuldet, gründet sich die Union auf die un-
teilbaren und universellen Werte der Würde des Men-
schen, der Freiheit, der Gleichheit und der Solidarität.“

Mit der Erwähnung Gottes in der Präambel der EU-
Verfassung wird ein Maßstab für verantwortliches Han-
deln in Politik und Gesellschaft benannt. Der explizite
Gottesbezug erinnert daran, dass weder der Gedanke der
Nation, des Staates, noch einer Rasse oder Ideologie ab-
solute Geltung über Menschen beanspruchen darf.

Wir stimmen aber nicht der Begründung zu, die sich
ausschließlich auf die christlich-abendländische Werte-
tradition bezieht. Demgegenüber betonen wir, dass auch
die jüdische und zu bestimmten Zeiten die islamische
und auch die humanistische Tradition dazu beigetragen
haben, die Grundlagen jener Werte zu schaffen, die die
europäische Tradition ausmachen.
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(A) (C)

(B) (D)
„Der eigene Erfahrungshorizont muss sich öffnen für
neues Denken und neues Verstehen, ohne sich zugleich
von den eigenen Grundwerten zu verabschieden oder
sich einem Werterelativismus zu verschreiben.“ Diesem
Verfassungsverständnis, das der Präsident des Deutschen
Bundestages, Wolfgang Thierse, formuliert hat, schlie-
ßen wir uns an und haben deshalb dem Antrag zuge-
stimmt.

Anlage 4

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Michael Roth (Heringen),
Rainer Arnold, Sabine Bätzing, Klaus Uwe
Benneter, Bernhard Brinkmann (Hildesheim),
Peter Dreßen, Siegmund Ehrmann, Annette
Faße, Gabriele Frechen, Rainer Fornahl,
Günter Gloser, Uwe Göllner, Dieter Grasedieck,
Monika Griefahn, Kerstin Griese, Gabriele
Groneberg, Bettina Hagedorn, Klaus
Hagemann, Michael Hartmann (Wackern-
heim), Reinhold Hemker, Stephan Hilsberg,
Frank Hofmann (Volkach), Klaas Hübner,
Brunhilde Irber, Renate Jäger, Klaus Werner
Jonas, Dr. h. c. Susanne Kastner, Dr. Heinz
Köhler, Karin Kortmann, Volker Kröning,
Horst Kubatschka, Ute Kumpf, Christian
Lange (Backnang), Dr. Elke Leonhard, Eckhart
Lewering, Gabriele Lösekrug-Möller, Hilde
Mattheis, Markus Meckel, Ulrike Merten,
Dietmar Nietan, Dr. Erika Ober, Heinz Paula,
Dr. Sascha Raabe, Reinhold Robbe, Dagmar
Schmidt (Meschede), Ottmar Schreiner,
Wolfgang Spanier, Dr. Margrit Spielmann,
Jörg-Otto Spiller, Wolfgang Thierse, Andreas
Weigel, Gert Weisskirchen (Wiesloch),
Dr. Ernst Ulrich von Weizsäcker, Jochen Welt
und Engelbert Wistuba (alle SPD) zur Abstim-
mung über die Beschlussempfehlung und den
Bericht zu dem Antrag: Gottesbezug im euro-
päischen Verfassungsvertrag (Tagesordnungs-
punkt 3 b) 

Ich stimme dem Antrag auf Drucksache 15/1695 aus
zwei Gründen nicht zu, obwohl auch ich einen Gottesbe-
zug in der europäischen Verfassung, der sich nicht allein
auf eine Religion oder Glaubensgemeinschaft bezieht,
befürworte.

Mit der Erwähnung Gottes in der Präambel der EU-
Verfassung würde ein Maßstab für verantwortliches
Handeln in Politik und Gesellschaft benannt. Der expli-
zite Gottesbezug würde daran erinnern und sicherstellen,
dass weder der Gedanke der Nation noch der Rasse, des
Staates oder einer Ideologie absolute Geltung über Men-
schen beanspruchen darf. Das wäre eine Mahnung, die
vor dem Hintergrund der jüngeren deutschen wie der eu-
ropäischen Geschichte für sich Verfassungsrang bean-
spruchen kann.

Jedoch verengt der Antrag der CDU/CSU-Fraktion
den Gottesbezug auf die christlich-abendländische Aus-
richtung und verkennt damit andere monotheistische und
weitere Glaubenstraditionen in Europa. Er grenzt damit
bewusst Religionen oder Weltanschauungen aus, die Eu-
ropa eben auch politisch, kulturell und spirituell geprägt
haben.

Zum arideren fehlt es dem Antrag an der bei diesem
Thema nötigen Sensibilität. Ein Gottesbezug stellt keine
gemeinsame Verfassungstradition der jetzigen und zu-
künftigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union dar.
Nur wenige Verfassungen der EU-Mitgliedstaaten ken-
nen überhaupt einen Gottesbezug. Für andere Staaten ist
hingegen der Laizismus sogar konstitutiv. Dieser gesam-
ten Breite der Verfassungstraditionen ist bei den Ver-
handlungen angemessen Rechnung zu tragen. Daher
kann ich der Aufforderung des Antrags, die Bundesre-
gierung möge zur Durchsetzung dieses Ziels alle ihr zur
Verfügung stehenden Kräfte einsetzen, nicht zustimmen.

Für die Rolle und Stellung der Religionen und Kir-
chen sieht der europäische Verfassungsentwurf und die
in ihm verankerte EU-Charta der Grundrechte erhebliche
Verbesserungen vor. Dies ist im Vergleich zu den gelten-
den europäischen Verträgen ein echter Substanzgewinn.
Die vom Antrag geforderte rigorose Durchsetzung des
Gottesbezuges könnte diesen wie andere wichtige Fort-
schritte für die Demokratie in Europa, die Handlungsfä-
higkeit der Europäischen Union und die Transparenz
ihrer Politik gefährden. Ein Scheitern der Regierungs-
konferenz an dieser Frage darf es daher nicht geben.

Anlage 5

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Kurt Bodewig, Ute Berg,
Heidi Wright und Helga Kühn-Mengel (alle
SPD) zur Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung und den Bericht zu dem Antrag: Got-
tesbezug im europäischen Verfassungsvertrag
(Tagesordnungspunkt 3 b) 

Ich stimme dem Antrag auf Drucksache 15/1695 aus
zwei Gründen nicht zu, obwohl auch ich einen Gottesbe-
zug in der europäischen Verfassung, der sich nicht allein
auf eine Religion oder Glaubensgemeinschaft bezieht,
befürworte.

Mit der Erwähnung Gottes in der Präambel der EU-
Verfassung würde ein Maßstab für verantwortliches
Handeln in Politik und Gesellschaft benannt. Der expli-
zite Gottesbezug würde daran erinnern und sicherstellen,
dass weder der Gedanke der Nation noch der Rasse, des
Staates oder einer Ideologie absolute Geltung über Men-
schen beanspruchen darf. Das wäre eine Mahnung, die
vor dem Hintergrund der jüngeren deutschen wie der eu-
ropäischen Geschichte für sich Verfassungsrang bean-
spruchen kann.

Es fehlt dem Antrag an der bei diesem Thema nötigen
Sensibilität. Ein Gottesbezug stellt keine gemeinsame
Verfassungstradition der jetzigen und zukünftigen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union dar. Nur wenige
Verfassungen der EU-Mitgliedstaaten kennen überhaupt
einen Gottesbezug. Für andere Staaten ist hingegen der
Laizismus sogar konstitutiv. Dieser gesamten Breite der
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(A) (C)

(B) (D)

Verfassungstraditionen ist bei den Verhandlungen ange-
messen Rechnung zu tragen. Daher kann ich der Auffor-
derung des Antrags, die Bundesregierung möge zur
Durchsetzung dieses Ziels alle ihr zur Verfügung stehen-
den Kräfte einsetzen, nicht zustimmen.

Für die Rolle und Stellung der Religionen und Kir-
chen sieht der europäische Verfassungsentwurf und die
in ihm verankerte EU-Charta der Grundrechte erheb-
liche Verbesserungen vor. Dies ist im Vergleich zu den
geltenden europäischen Verträgen ein echter Substanz-
gewinn. Die vom Antrag geforderte rigorose Durchset-
zung des Gottesbezuges könnte diesen wie andere
wichtige Fortschritte für die Demokratie in Europa, die
Handlungsfähigkeit der Europäischen Union und die
Transparenz ihrer Politik gefährden. Ein Scheitern der
Regierungskonferenz an dieser Frage darf es daher
nicht geben.

Anlage 6

Erklärung nach § 31 GO

des Abgeordneten Rolf Stöckel (SPD) zur Ab-
stimmung über die Beschlussempfehlung und
den Bericht zu dem Antrag: Gottesbezug im
europäischen Verfassungsvertrag (Tagesord-
nungspunkt 3 b) 

Ich lehne einen Gottesbezug in einer europäischen
Verfassung ausdrücklich ab, da der Monotheismus nicht
Teil einer gemeinsamen europäischen Werteordnung ist
und sein kann.

Abzulehnen ist auch die Privilegierung einzelner, be-
stimmter Religionsgemeinschaften, die aus nationalem
Recht in die europäischen Verfassung übernommen wer-
den soll. Alle religions- und Weltanschauungsgemein-
schaften sind gleichzustellen und gleich zu behandeln.

Anlage 7

Erklärung nach § 31 GO

der Abgeordneten Vera Lengsfeld, Günter
Nooke, Renate Blank, Bernd Neumann (Bre-
men) und Dr. Peter Gauweiler (alle CDU/CSU)
zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung
und den Bericht zu dem Antrag: Antisemitis-
mus bekämpfen (Tagesordnungspunkt 3 b) 

Wir stimmen dem Antrag „Antisemitismus bekämp-
fen“ zu. Wir halten den Antrag aber gemessen an seinem
Punkt 1 für ausgewogen.

Die Behauptung, dass antisemitische Ressentiments
nicht nur bei Randgruppe sondern weit in die Gesell-
schaft hinein spürbar seien, steht im Widerspruch zu der
zutreffenden Feststellung im Antrag, dass „die große
Mehrheit der Menschen in Deutschland“ den Antisemi-
tismus entschieden ablehne. Warum an dieser Stelle
nicht von „den Deutschen“, sondern von den „Menschen
in Deutschland“ die Rede, ist auf den ersten Blick un-
klar. Am bedenklichsten ist, dass der Begriff „Antisemi-

tismus“ im Antrag zwar nicht definiert wird, dass er aber
den Antizionismus“, seine ideologischen und politischen
Motive, seine Vertreter und seine Sympathisanten von
vornherein ausklammert.

Eine 112-seitige EU-Studie, die weiterhin auf Betrei-
ben der in Wien ansässigen Beobachtungsstelle für Ras-
sismus und Xenophobie (EUMC) zurückgehalten wird,
belegt, dass die Gruppen, die vor allem verantwortlich
sind für die jüngsten Übergriffe auf jüdische Einrichtun-
gen in Europa, vor allem aus jungen Zuwanderern beste-
hen. Außerdem zeigt die EU-Studie, dass in Teilen der
Linken und der Globalisierungsgegner antisemitische
Stereotypen benutzt werden, um Israel zu diffamieren.
Damit ist eine Grenze überschritten worden, von der in
einem Antrag gegen den Antisemitismus die Rede sein
müsste.

Es gibt und gab in den letzten Jahren und Jahrzehnten
auf der Seite der politischen Linken eine Mobilisierung
gegen Israel, die oft demagogisch und nicht immer frei
von Vorurteilen ist. Die Antragsteller hätten den Mut ha-
ben müssen, diese unguten Tendenzen beim Namen zu
nennen.
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